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Synopse zum TK-NaBeG

Am 23.7.2024 wurde ein neuer Entwurf des Gesetzes zur Beschleunigung des Ausbaus
von Telekommunikationsnetzen in der vom Kabinett beschlossenen Fassung
veroffentlicht. Er weicht in Teilen vom Referentenentwurf ab, wie er noch am 28.8.2023
veroffentlicht wurde.

Auf den folgenden Seiten finden Sie eine einfache Synopse dieses Entwurfs mit dem
aktuellen Rechtsstand. Die Synopse ist frei verfiigbar und soll eine Ubersicht {iber die
derzeitigen Anderungspldane ermoglichen. Uber Hinweise, Anmerkungen und Kritik
freuen wir uns. Mehr Informationen erhalten Sie auf unserer Website und iiber den
Newsletter.
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Telekommunikationsgesetz vom 23. Juni 2021 (BGBI. I S. 1858), das zuletzt
durch Artikel 35 des Gesetzes vom 6. Mai 2024 (BGBI. 2024 I Nr. 149)
geandert worden ist

§ 1 Zweck des Gesetzes, Anwendungsbereich

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, durch technologieneutrale Regulierung den
Wettbewerb im Bereich der Telekommunikation und leistungsfahige
Telekommunikationsinfrastrukturen zu férdern und flachendeckend
angemessene und ausreichende Dienstleistungen zu gewahrleisten.

(2) Diesem Gesetz unterliegen alle Unternehmen oder Personen, die im
Geltungsbereich dieses Gesetzes Telekommunikationsnetze oder
Telekommunikationsanlagen betreiben oder Telekommunikationsdienste
erbringen sowie die weiteren, nach diesem Gesetz Berechtigten und
Verpflichteten.

§ 3 Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind

27. ,Kurzwahldienste" Dienste, die die Merkmale eines Premium-Dienstes
haben, jedoch eine spezielle Nummernart mit kurzen Nummern nutzen;
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TK-Netzausbau-Beschleunigungs-Gesetz (NaBeG)

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, durch technologieneutrale Regulierung den
Wettbewerb im Bereich der Telekommunikation und leistungsfahige
Telekommunikationsinfrastrukturen zu fordern und flaichendeckend
angemessene und ausreichende Dienstleistungen zu gewahrleisten. Die
Verlegung und Anderung von Telekommunikationslinien zum Ausbau von
offentlichen Telekommunikationsnetzen liegen bis zum Ablauf des 31.
Dezember 2030 im liberragenden 6ffentlichen Interesse. Satz 2 findet im
Rahmen der naturschutzrechtlichen Priiffung nur Anwendung, wenn die
Verlegung oder Anderung zur Versorgung eines Gebietes durch einen
Mobilfunknetzbetreiber erfolgt, in dem dieser keinen durchgehenden,
unterbrechungsfreien Zugang zu Sprach- und breitbandigen Datendiensten
des offentlichen Mobilfunks ermoglicht.

(2) Diesem Gesetz unterliegen alle Unternehmen oder Personen, die im
Geltungsbereich dieses Gesetzes Telekommunikationsnetze oder
Telekommunikationsanlagen betreiben oder Telekommunikationsdienste
erbringen, sowie die weiteren, nach diesem Gesetz Berechtigten und
Verpflichteten.

Im Sinne dieses Gesetzes ist oder sind

27. ,Kurzwahldienste” Dienste, die (Kurzwahlnummern) nutzen und
entgeltpflichtig sind;

27a. , Kurzwahlnummer" ist eine spezielle Nummernart mit kurzen



49. ,Rufnummer” eine Nummer des Nummernraums fur das o6ffentliche
Telekommunikationsnetz oder eines Nummernraums fiir Kurzwahldienste;
50. ,Rufnummernbereich” eine fiir eine Nummernart bereitgestellte
Teilmenge des Nummernraums fiir das offentliche
Telekommunikationsnetz oder eines Nummernraums fiir Kurzwahldienste;

52. ,Sicherheit von Netzen und Diensten” die Fahigkeit von
Telekommunikationsnetzen und -diensten, auf einem bestimmten
Vertrauensniveau alle Angriffe abzuwehren, die die Verfiigharkeit,
Authentizitat, Integritat oder Vertraulichkeit dieser Netze und Dienste, der
gespeicherten, ibermittelten oder verarbeiteten Daten oder der damit
zusammenhangenden Dienste, die liber diese Telekommunikationsnetze
oder -dienste angeboten werden oder zuganglich sind, beeintrachtigen,;

54. ,sonstige physische Infrastrukturen” entstehende, betriebene oder
stillgelegte physische Infrastrukturen einschlieflich Grundstiicke und der
darauf befindlichen Gebaude o6ffentlicher Stellen oder der Kontrolle dieser
unterstehende sonstige physische Infrastrukturen, die in technischer
Hinsicht fiir die Errichtung von drahtlosen Zugangspunkten mit geringer
Reichweite geeignet oder zur Anbindung solcher Zugangspunkte
erforderlich sind und bei denen das Recht zur Errichtung oder Stilllegung
oder zum Betrieb von der offentlichen Stelle abgeleitet oder verliehen wird;
zu diesen Infrastrukturen gehdren insbesondere Stralenmobiliar, 6ffentliche
Strallenbeleuchtung, Verkehrsschilder, Lichtzeichenanlagen, Reklametafeln
und LitfaBsaulen, Bus- und StraRenbahnhaltestellen und U-Bahnhofe;

68. ,umfangreiche Renovierungen” Tief- oder Hochbauarbeiten am Standort
des Endnutzers, die strukturelle Veranderungen an den gesamten
gebaudeinternen passiven Telekommunikationsnetzinfrastrukturen oder
einem wesentlichen Teil davon umfassen;
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Nummern

49. ,Rufnummer” eine Nummer des Nummernraums fur das 6ffentliche
Telekommunikationsnetz oder eine Kurzwahlnummer;

50. ,Rufnummernbereich” eine fiir eine Nummernart bereitgestellte
Teilmenge des Nummernraums fiir das 6ffentliche
Telekommunikationsnetz oder eines Nummernraums mit
Kurzwahlnummern;

52. ,Sicherheit von Netzen und Diensten” die Fahigkeit von
Telekommunikationsnetzen und -diensten, auf einem bestimmten
Vertrauensniveau alle Ereignisse abzuwehren, die die Verfiigharkeit,
Authentizitat, Integritat oder Vertraulichkeit dieser Netze und Dienste, der
gespeicherten, iibermittelten oder verarbeiteten Daten oder der damit
zusammenhangenden Dienste, die iiber diese Telekommunikationsnetze
oder -dienste angeboten werden oder zuganglich sind, beeintrachtigen,;

54. ,sonstige physische Infrastrukturen” entstehende, betriebene oder
stillgelegte physische Infrastrukturen einschlieBlich Grundstiicke und der
darauf befindlichen Gebaude 6ffentlicher Stellen oder der Kontrolle dieser
unterstehende sonstige physische Infrastrukturen, die in technischer
Hinsicht fiir die Errichtung von drahtlosen Zugangspunkten geeignet oder
zur Anbindung solcher Zugangspunkte erforderlich sind und bei denen das
Recht zur Errichtung oder Stilllegung oder zum Betrieb von der 6ffentlichen
Stelle abgeleitet oder verliehen wird; zu den fiir die Errichtung von
drahtlosen Zugangspunkten mit geringer Reichweite in Betracht
kommenden Infrastrukturen gehoren insbesondere Stralenmobiliar,
offentliche StrafRenbeleuchtung, Verkehrsschilder, Lichtzeichenanlagen,
Reklametafeln und LitfaRsaulen, Bus- und Strafenbahnhaltestellen und U-
Bahnhofe;

68. ,umfangreiche Renovierungen” Tief- oder Hochbauarbeiten am Standort
des Endnutzers, die strukturelle Veranderungen an den gesamten
gebaudeinternen passiven Netzinfrastrukturen oder einem wesentlichen
Teil davon umfassen;



§ 6 Jahresfinanzbericht

(1) Unternehmen, die

1. offentliche Telekommunikationsnetze betreiben oder 6ffentlich
zugangliche Telekommunikationsdienste erbringen,

2. nicht nach handelsrechtlichen Vorschriften zur Offenlegung eines
Jahresabschlusses verpflichtet sind und

3.in entsprechender Anwendung des § 267 Absatz 3 bis 5 des
Handelsgesetzbuchs als gro anzusehen sind,

haben einen Jahresfinanzbericht zu erstellen und nach MaRgabe des Vierten
Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs des
Handelsgesetzbuchs offenzulegen; die §§ 326 und 327 des
Handelsgesetzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden.

§ 7 Strukturelle Separierung und getrennte Rechnungslegung

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nummer 2 hat das Unternehmen fiir die dort
genannten Tatigkeiten eine Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung
(Tatigkeitsabschluss) nach den fiir Kapitalgesellschaften geltenden
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(1) Unternehmen, die
1. offentliche Telekommunikationsnetze betreiben oder o6ffentlich
zugangliche Telekommunikationsdienste erbringen,

2. nicht nach handelsrechtlichen Vorschriften oder nach dem Recht eines
Mitgliedstaats der Europaischen Union oder eines anderen Vertragsstaats
des Abkommens iiber den Europaischen Wirtschaftsraum im Einklang mit
der Richtlinie 2013/34/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom
26. Juni 2013 tiber den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und
damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen
und zur Anderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und
83/349/EWG des Rates (ABL. L 182 vom 29.6.2013, S. 19), die zuletzt durch die
Richtlinie (EU) 2022/2464 (ABL. L 322 vom 16.12.2022, S. 15) gedndert worden
ist, zur Offenlegung eines Jahresabschlusses verpflichtet sind,

3. nicht nach § 264 Absatz 3 oder § 264b des Handelsgesetzbuchs oder nach
dem Recht eines Mitgliedstaats der Europaischen Union oder eines anderen
Vertragsstaats des Abkommens iiber den Europaischen Wirtschaftsraum im
Einklang mit Artikel 37 oder Artikel 38 Absatz 2 der Richtlinie 2013/34/EU
von der Pflicht zur Offenlegung eines Jahresabschlusses befreit sind und
4.1in entsprechender Anwendung des § 267 Absatz 3 bis 5 des
Handelsgesetzbuchs als grol anzusehen sind,

haben einen Jahresfinanzbericht zu erstellen und nach Maf3gabe des Vierten
Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs des
Handelsgesetzbuchs offenzulegen; die §§ 326 und 327 des
Handelsgesetzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden.

(2) Im Falle des Absatzes 1 Nummer 2 hat das Unternehmen fiir die dort
genannten Tatigkeiten eine Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung
(Tatigkeitsabschluss) nach den fiir Kapitalgesellschaften geltenden



Vorschriften des Ersten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten
Buchs des Handelsgesetzbuchs aufzustellen; § 264 Absatz 3 und § 264b des
Handelsgesetzbuchs sind insoweit nicht entsprechend anzuwenden. In dem
Tatigkeitsabschluss sind die Regeln, einschlieflich der
Berechnungsgrundlagen, anzugeben, nach denen die
Vermogensgegenstande und Schulden sowie die Aufwendungen und
Ertrage den Tatigkeiten zugeordnet worden sind. Das Anlagevermaogen ist
detailliert aufzuschlisseln. Die strukturbedingten Kosten sind anzugeben.
Der Tatigkeitsabschluss ist durch einen Abschlusspriifer nach MafRgabe des
Dritten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs des
Handelsgesetzbuchs zu priifen. Das Unternehmen hat den
Tatigkeitsabschluss samt Bestatigungsvermerk oder Vermerk iiber dessen
Versagung nach Maflgabe des Vierten Unterabschnitts des Zweiten
Abschnitts des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs offenzulegen.

§ 12 Konsultations- und Konsolidierungsverfahren

(5) Fordert die Kommission die Bundesnetzagentur innerhalb des in Absatz 4
genannten Zweimonatszeitraums auf, den Entwurf der beabsichtigten
Mafnahme nach §§ 10 und 11 zuriickzuziehen, so dndert die
Bundesnetzagentur diesen innerhalb von sechs Monaten ab dem Datum des
Kommissionsbeschlusses oder teilt der Kommission innerhalb dieser sechs
Monate mit, dass sie den Entwurf zuriickzieht. Andert die
Bundesnetzagentur den Entwurf der beabsichtigten Malnahme, so fiihrt sie
das Konsultationsverfahren nach Absatz 1 durch und legt der Kommission
den geanderten Entwurf nach Absatz 2 vor. Die Bundesnetzagentur
unterrichtet das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie und das
Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur iiber den
Beschluss der Kommission und iiber ihr weiteres Vorgehen nach Satz 1.

LOUVEN.LEGAL

Vorschriften des Ersten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten
Buchs des Handelsgesetzbuchs aufzustellen; § 264 Absatz 3 und § 264b des
Handelsgesetzbuchs sind insoweit nicht entsprechend anzuwenden. In dem
Tatigkeitsabschluss sind die Regeln, einschlieflich der
Berechnungsgrundlagen, anzugeben, nach denen die
Vermogensgegenstande und Schulden sowie die Aufwendungen und
Ertrage den Tatigkeiten zugeordnet worden sind. Das Anlagevermaogen ist
detailliert aufzuschliisseln. Die strukturbedingten Kosten sind anzugeben.
Der Tatigkeitsabschluss ist durch einen Abschlusspriifer nach MafRgabe des
Dritten Unterabschnitts des Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs des
Handelsgesetzbuchs zu priifen. Das Unternehmen hat den
Tatigkeitsabschluss samt Bestatigungsvermerk oder Vermerk iber dessen
Versagung nach MaRgabe des Vierten Unterabschnitts des Zweiten
Abschnitts des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs offenzulegen; die §§
326 und 327 des Handelsgesetzbuchs sind nicht entsprechend anzuwenden.

(5) Fordert die Kommission die Bundesnetzagentur innerhalb des in Absatz 4
genannten Zweimonatszeitraums auf, den Entwurf der beabsichtigten
MaRnahme nach §§ 10 und 11 zurlickzuziehen, so dndert die
Bundesnetzagentur diesen innerhalb von sechs Monaten ab dem Datum des
Kommissionsbeschlusses oder teilt der Kommission innerhalb dieser sechs
Monate mit, dass sie den Entwurf zuriickzieht. Andert die
Bundesnetzagentur den Entwurf der beabsichtigten Maflnahme, so fiihrt sie
das Konsultationsverfahren nach Absatz 1 durch und legt der Kommission
den geanderten Entwurf nach Absatz 2 vor. Die Bundesnetzagentur
unterrichtet das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr und das
Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz iiber den Beschluss der
Kommission und uiber ihr weiteres Vorgehen nach Satz 1.



§ 46 Nachtragliche Missbrauchspriifung

(4) Legt das betroffene Unternehmen innerhalb eines Monats ab dem
Zeitpunkt der Feststellung nach Absatz 3 Vorschlége zur Anderung der
Entgelte vor, priift die Bundesnetzagentur binnen eines Monats ab der
Vorlage der Vorschlage, ob diese die festgestellten Verstofie gegen die
Anforderungen des § 37 abstellen. Mit der Feststellung, dass vorgelegte
geanderte Entgelte den Anforderungen des § 37 gentiigen, werden diese
Entgelte unverziiglich wirksam.

(5) Erfolgt keine Vorlage nach Absatz 4 oder gelangt die Bundesnetzagentur
nach Absatz 4 zu der Feststellung, dass die vorgelegten geanderten Entgelte
ungentigend sind, ordnet die Bundesnetzagentur innerhalb von zwei
Monaten ab Feststellung nach Absatz 4 Entgelte an, die den Anforderungen
des § 37 genligen. Im Falle eines Missbrauchs im Sinne des § 37 Absatz 2
Nummer 5 ordnet sie zudem an, in welcher Weise das Unternehmen eine
Entbindelung vorzunehmen hat.

(6) Erfolgt eine Anordnung nach Absatz 5, gilt § 44 entsprechend.
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(4) Legt das betroffene Unternehmen innerhalb eines Monats ab dem
Zeitpunkt der Feststellung nach Absatz 3 Vorschldge zur Anderung der
Entgelte vor, so stellt die Bundesnetzagentur innerhalb eines Monats ab der
Vorlage der Vorschlage fest, ob diese die festgestellten Verstoe gegen die
Anforderungen des § 37 abstellen.

(5) Gelangt die Bundesnetzagentur nach Absatz 4 zu der Feststellung, dass
die vorgelegten geanderten Entgelte ungeniigend sind, so ordnet die
Bundesnetzagentur innerhalb von zwei Monaten ab Feststellung nach
Absatz 4 Entgelte an, die den Anforderungen des § 37 geniigen. Im Falle
eines Missbrauchs im Sinne des § 37 Absatz 2 Nummer 5 ordnet die
Bundesnetzagentur zudem an, in welcher Weise das Unternehmen eine
Entbiindelung vorzunehmen hat.

(6) Erfolgt keine Vorlage nach Absatz 4, so trifft die Bundesnetzagentur eine
Anordnung entsprechend Absatz 5 innerhalb von zwei Monaten nach
Ablauf der Vorlagefrist nach Absatz 4.

(7) Die von den betroffenen Unternehmen vorgelegten gednderten Entgelte,
fir die die Bundesnetzagentur nach Absatz 4 festgestellt hat, dass sie den
Anforderungen des § 37 geniigen, sowie die von der Bundesnetzagentur
nach Absatz 5 angeordneten Entgelte wirken auf den jeweiligen Zeitpunkt
der Unwirksamkeitserklarung nach Absatz 3 zuriick.

(8) Erfolgt eine Anordnung nach Absatz 5, gilt § 44 entsprechend.

§ 52 Transparenz, Veroffentlichung von Informationen und Dienstemerkmalen zur Kostenkontrolle; Rechtsverordnung

(1) Anbieter von Internetzugangsdiensten und 6ffentlich zuganglichen
interpersonellen Telekommunikationsdiensten, die die Erbringung der
Dienste von ihren Geschaftsbedingungen abhéngig machen, sind
verpflichtet, aktuelle Informationen zu veroffentlichen iiber

(1) Anbieter von Internetzugangsdiensten und 6ffentlich zugéanglichen
interpersonellen Telekommunikationsdiensten, die die Erbringung der
Dienste von ihren Geschaftsbedingungen abhéngig machen, sind
verpflichtet, aktuelle Informationen zu veroffentlichen iiber



4.die Dienstequalitat einschlieRlich eines Angebots zur Uberpriifbarkeit
der Datentlibertragungsrate,

5. Einzelheiten tiber speziell fiir Nutzer mit Behinderungen bestimmte
Produkte und Dienste und

6. die tatsachliche, standortbezogene Mobilfunknetzabdeckung,
einschlieBlich einer Kartendarstellung zur aktuellen Netzabdeckung.

Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/2120 bleibt hiervon unberiihrt.

(4) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie wird ermachtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat,
dem Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz sowie dem
Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundestages Rahmenvorschriften
zur Forderung der Transparenz sowie zur Veroffentlichung von
Informationen und zusatzlichen Dienstemerkmalen zur Kostenkontrolle auf
dem Telekommunikationsmarkt zu erlassen.

(5) In der Rechtsverordnung nach Absatz 4 kénnen hinsichtlich Ort und
Form der gemaf den Absatzen 2 und 3 zu veroffentlichenden Informationen
konkretisierende Anforderungen festgelegt werden. In der
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4.die Dienstequalitat einschlieRlich eines Angebots zur Uberpriifbarkeit
der Dateniibertragungsrate und

5. Einzelheiten Uber speziell fiir Nutzer mit Behinderungen bestimmte
Produkte und Dienste.

Dariiber hinaus ist zur Information {iber die Verfiighbarkeit 6ffentlicher
Telekommunikationsnetze ein Hinweis auf die im Gigabit-Grundbuch
bereitgestellten Informationen iiber die Netzverfiigbarkeit nach MaRgabe
des § 80 sowie

das nach § 80 Absatz 4 bereitgestellte Informationswerkzeug zu
veroffentlichen. Werden weitere Informationen iiber die ortliche
Verfligbarkeit von 6ffentlichen Telekommunikationsnetzen veroffentlicht,
die den im Gigabit-Grundbuch bereitgestellten Informationen tber die
Netzverfiigbarkeit widersprechen, sind diese Informationen in
unmittelbarem Zusammenhang mit einem deutlich sichtbaren Hinweis zu
versehen. Dieser Hinweis muss die Abweichung und deren Griinde fiir
Endnutzer verstandlich darlegen.

Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2015/2120 bleibt hiervon unberiihrt.

(4) Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr wird ermachtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern und fiir Heimat,
dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und
Verbraucherschutz

sowie dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundestages Rahmenvorschriften
zur Forderung der Transparenz sowie zur Veroffentlichung von
Informationen und zusatzlichen Dienstmerkmalen zur Kostenkontrolle auf
dem Telekommunikationsmarkt zu erlassen.

(5) In der Rechtsverordnung nach Absatz 4 konnen hinsichtlich Ort und
Form der gemaR den Absatzen 1und 2 zu verdffentlichenden Informationen
konkretisierende Anforderungen festgelegt werden. In der



Rechtsverordnung nach Absatz 4 konnen Anbieter von
Internetzugangsdiensten und 6ffentlich zuganglichen interpersonellen
Telekommunikationsdiensten sowie Betreiber 6ffentlicher
Telekommunikationsnetze verpflichtet werden, Einrichtungen anzubieten,
um die Kosten von Sprachkommunikationsdiensten, von
Internetzugangsdiensten oder von nummerngebundenen interpersonellen
Telekommunikationsdiensten im Falle des Artikels 115 der Richtlinie (EU)
2018/1972 zu kontrollieren. Die Einrichtung umfasst auch unentgeltliche
Warnhinweise fiir die Verbraucher im Falle eines anormalen oder
liiberméafigen Verbrauchsverhaltens.

(6) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie kann im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur die Ermachtigung nach Absatz 4 durch Rechtsverordnung auf
die Bundesnetzagentur iibertragen. Eine Rechtsverordnung der
Bundesnetzagentur bedarf des Einvernehmens mit dem Bundesministerium
fir Wirtschaft und Energie, dem Bundesministerium des Innern, fiir Bau und
Heimat, dem Bundesministerium der Justiz und fiir Verbraucherschutz, dem
Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur und dem
Bundestag.

§ 55 Informationsanforderungen fiir Vertriage

(4) Die Bundesnetzagentur kann nach Beteiligung der betroffenen Verbande
und der Unternehmen festlegen, welche Mindestangaben nach den
Absatzen 1 und 2 erforderlich sind. Hierzu kann die Bundesnetzagentur die
Anbieter offentlich zuganglicher Telekommunikationsdienste, die nicht nur
Ubertragungsdienste fiir Dienste der Maschine-Maschine-Kommunikation
bereitstellen, oder die Betreiber offentlicher Telekommunikationsnetze
verpflichten, Daten zum tatsachlichen Mindestniveau der Dienstequalitat zu
erheben, eigene Messungen durchzufiihren oder Hilfsmittel zu entwickeln,
die es dem Endnutzer ermoglichen, eigenstandige Messungen
durchzufiihren. Die Bundesnetzagentur veroffentlicht jahrlich auf ihrer

LOUVEN.LEGAL

Rechtsverordnung nach Absatz 4 konnen Anbieter von
Internetzugangsdiensten und 6ffentlich zuganglichen interpersonellen
Telekommunikationsdiensten sowie Betreiber 6ffentlicher
Telekommunikationsnetze verpflichtet werden, Einrichtungen anzubieten,
um die Kosten von Sprachkommunikationsdiensten, von
Internetzugangsdiensten oder von nummerngebundenen interpersonellen
Telekommunikationsdiensten im Falle des Artikels 115 der Richtlinie (EU)
2018/1972 zu kontrollieren. Die Einrichtung umfasst auch unentgeltliche
Warnhinweise fiir die Verbraucher im Falle eines anormalen oder
Ubermafigen Verbrauchsverhaltens.

(6) Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr kann im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz
die Ermachtigung nach Absatz 4 durch Rechtsverordnung auf die
Bundesnetzagentur tibertragen. Eine Rechtsverordnung der
Bundesnetzagentur bedarf des Einvernehmens mit dem Bundesministerium
flir Digitales und Verkehr, dem Bundesministerium des Innern und fiir
Heimat, dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, nukleare
Sicherheit und Verbraucherschutz, dem Bundesministerium fiir Wirtschaft
und Klimaschutz und dem Bundestag.

(4) Die Bundesnetzagentur kann nach Beteiligung der betroffenen Verbande
und der Unternehmen festlegen, welche Mindestangaben nach den
Absatzen 1 und 2 erforderlich sind. Hierzu kann die Bundesnetzagentur die
Anbieter offentlich zuganglicher Telekommunikationsdienste, die nicht nur
Ubertragungsdienste fiir Dienste der Maschine-Maschine-Kommunikation
bereitstellen, oder die Betreiber o6ffentlicher Telekommunikationsnetze
verpflichten, Daten zum tatsachlichen Mindestniveau der Dienstequalitat zu
erheben eigene Messungen durchzufiihren oder Hilfsmittel zu entwickeln,
die es dem Endnutzer ermoglichen, eigenstandige Messungen
durchzufiihren; die Bundesnetzagentur kann eigene Messungen



Internetseite einen Bericht Uiber ihre Erhebungen und Erkenntnisse, in dem
insbesondere dargestellt wird, inwiefern

1.die Anbieter von Internetzugangsdiensten die Informationen zur
Verfligung stellen, die nach Absatz 2 und nach Artikel 4 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2015/2120 erforderlich sind,

2. erhebliche, kontinuierliche oder regelmaflig wiederkehrende
Abweichungen zwischen der nach Satz 2 gemessenen Dienstequalitat und
den nach Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU)
2015/2120 im Vertrag enthaltenen Angaben festgestellt wurden und

3. Anforderungen und MaRnahmen nach Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1
Satz 2 der Verordnung (EU) 2015/2120 notwendig und wirksam sind.

§ 57 Vertragsanderung, Minderung und auflerordentliche Kiindigung

(3) Anbieter beraten die Endnutzer hinsichtlich des fiir den jeweiligen
Endnutzer besten Tarifs in Bezug auf ihre Dienste. Sie beriicksichtigen
hierbei insbesondere den Umfang der vom Endnutzer aktuell vertraglich
vereinbarten Dienste, insbesondere in Bezug auf das enthaltene
Datenvolumen. Anbieter erteilen Endnutzern Informationen iiber den
hiernach ermittelten besten Tarif mindestens einmal pro Jahr.

(4) Im Falle von
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durchfiihren oder Hilfsmittel entwickeln, die es dem Endnutzer
ermoglichen, eigenstdandige Messungen durchzufiihren. Die
Bundesnetzagentur veroffentlicht jahrlich auf ihrer Internetseite einen
Bericht tiber ihre Erhebungen und Erkenntnisse, in dem insbesondere
dargestellt wird, inwiefern

1. die Anbieter von Internetzugangsdiensten die Informationen zur
Verfiigung stellen, die nach Absatz 2 und nach Artikel 4 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2015/2120 erforderlich sind,

2. erhebliche, kontinuierliche oder regelmaRig wiederkehrende
Abweichungen zwischen der nach Satz 2 gemessenen Dienstequalitat und
den nach Artikel 4 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU)
2015/2120 im Vertrag enthaltenen Angaben festgestellt wurden und

3. Anforderungen und Maflnahmen nach Artikel 5 Absatz 1 Unterabsatz 1
Satz 2 der Verordnung (EU) 2015/2120 notwendig und wirksam sind.

(3) Anbieter 6ffentlich zuganglicher Telekommunikationsdienste, bei denen
es sich weder um nummernunabhéangige interpersonelle
Telekommunikationsdienste noch um fiir die Bereitstellung von Diensten
der Maschine-Maschine-Kommunikation genutzte Ubertragungsdienste
handelt, beraten die Endnutzer hinsichtlich des fiir den jeweiligen
Endnutzer besten Tarifs in Bezug auf ihre Dienste. Sie berticksichtigen
hierbei insbesondere den Umfang der vom Endnutzer aktuell vertraglich
vereinbarten Dienste, insbesondere in Bezug auf das enthaltene
Datenvolumen. Anbieter nach Satz 1 erteilen Endnutzern mindestens einmal
pro Jahr Informationen iiber den nach den Satzen 1 und 2 ermittelten besten
Tarif.

(4) Im Falle von
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1. erheblichen, kontinuierlichen oder regelmafig wiederkehrenden
Abweichungen bei der Geschwindigkeit oder bei anderen
Dienstequalitatsparametern zwischen der tatsachlichen Leistung der
Internetzugangsdienste und der vom Anbieter der Internetzugangsdienste
gemal Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a bis d der Verordnung (EU) 2015/2120
angegebenen Leistung, die durch einen von der Bundesnetzagentur
bereitgestellten oder von ihr oder einem von ihr beauftragten Dritten
zertifizierten Uberwachungsmechanismus ermittelt wurden, oder

2. anhaltenden oder haufig auftretenden erheblichen Abweichungen
zwischen der tatsachlichen und der im Vertrag angegebenen Leistung eines
Telekommunikationsdienstes mit Ausnahme eines
Internetzugangsdienstes,

ist der Verbraucher unbeschadet sonstiger Rechtsbehelfe berechtigt, das
vertraglich vereinbarte Entgelt zu mindern oder den Vertrag auerordentlich
ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zu kiindigen. Bei der Minderung ist
das vertraglich vereinbarte Entgelt in dem Verhaltnis herabzusetzen, in
welchem die tatsachliche Leistung von der vertraglich vereinbarten
Leistung abweicht. Ist der Eintritt der Voraussetzungen von Satz 1 Nummer 1
oder 2 unstreitig oder vom Verbraucher nachgewiesen worden, besteht das
Recht des Verbrauchers zur Minderung so lange fort, bis der Anbieter den
Nachweis erbringt, dass er die vertraglich vereinbarte Leistung
ordnungsgemaf erbringt. Im Falle des vollstandigen Ausfalls eines Dienstes
ist eine erhaltene Entschadigung nach § 58 Absatz 3 auf die Minderung
anzurechnen. Fir eine Kiindigung nach Satz 1 ist § 314 Absatz 2 des
Burgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden. Fur die
Entschadigung des Anbieters im Falle einer Kiindigung nach Satz 1 gilt § 56
Absatz 4 Satz 2 bis 4 entsprechend.

§ 59 Anbieterwechsel und Rufnummernmitnahme

(2) Die Anbieter miissen bei einem Anbieterwechsel sicherstellen, dass die
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1. erheblichen, kontinuierlichen oder regelmafig wiederkehrenden
Abweichungen bei der Geschwindigkeit oder bei anderen
Dienstequalitatsparametern zwischen der tatsachlichen Leistung der
Internetzugangsdienste und der vom Anbieter der Internetzugangsdienste
gemal Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a bis d der Verordnung (EU) 2015/2120
angegebenen Leistung, die durch einen von der Bundesnetzagentur
bereitgestellten oder von ihr oder einem von ihr beauftragten Dritten
zertifizierten Uberwachungsmechanismus ermittelt wurden, oder

2. anhaltenden oder haufig auftretenden erheblichen Abweichungen
zwischen der tatsachlichen und der im Vertrag angegebenen Leistung eines
Telekommunikationsdienstes mit Ausnahme eines
Internetzugangsdienstes,

ist der Verbraucher unbeschadet sonstiger Rechtsbehelfe berechtigt, das
vertraglich vereinbarte Entgelt zu mindern oder den Vertrag auferordentlich
ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zu kiindigen. Bei der Minderung ist
das vertraglich vereinbarte Entgelt in dem Verhaltnis herabzusetzen, in
welchem die tatsachliche Leistung von der vertraglich vereinbarten
Leistung abweicht; das vertraglich vereinbarte Entgelt ist dabei mindestens
um 10 Prozent herabzusetzen. Ist der Eintritt der Voraussetzungen von Satz 1
Nummer 1 oder 2 unstreitig oder vom Verbraucher nachgewiesen worden,
besteht das Recht des Verbrauchers zur Minderung so lange fort, bis der
Anbieter den Nachweis erbringt, dass er die vertraglich vereinbarte Leistung
ordnungsgemal erbringt. Im Falle des vollstandigen Ausfalls eines Dienstes
ist eine erhaltene Entschadigung nach § 58 Absatz 3 auf die Minderung
anzurechnen. Fir eine Kindigung nach Satz 1 ist § 314 Absatz 2 des
Biirgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden. Fiir die
Entschadigung des Anbieters im Falle einer Kiindigung nach Satz 1 gilt § 56
Absatz 4 Satz 2 bis 4 entsprechend.

(2) Die Anbieter miissen bei einem Anbieterwechsel sicherstellen, dass die
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Leistung des abgebenden Anbieters gegeniiber dem Endnutzer nicht
unterbrochen wird, bevor die vertraglichen und technischen
Voraussetzungen fiir einen Anbieterwechsel vorliegen, es sei denn, der
Endnutzer verlangt dies. Der aufnehmende Anbieter stellt sicher, dass die
Aktivierung des Telekommunikationsdienstes am mit dem Endnutzer
ausdriicklich vereinbarten Tag unverziglich erfolgt. Bei einem
Anbieterwechsel darf der Dienst des Endnutzers nicht langer als einen
Arbeitstag unterbrochen werden. Schlagt der Wechsel innerhalb dieser Frist
fehl, gilt Satz 2 entsprechend.

(3) Der abgebende Anbieter hat ab Vertragsende bis zum Ende der
Leistungspflicht nach Absatz 2 Satz 2 gegeniiber dem Endnutzer einen
Anspruch auf Entgeltzahlung. Die Hohe des Entgelts richtet sich nach den
urspriinglich vereinbarten Vertragsbedingungen mit der MaRgabe, dass sich
die vereinbarten Anschlussentgelte nach Vertragsende um 50 Prozent
reduzieren, es sei denn, der abgebende Anbieter weist nach, dass der
Endnutzer die Verzogerung des Anbieterwechsels zu vertreten hat. Der
abgebende Anbieter hat im Falle des Absatzes 2 Satz 1 gegeniiber dem
Endnutzer eine taggenaue Abrechnung vorzunehmen. Der Anspruch des
aufnehmenden Anbieters auf Entgeltzahlung gegeniiber dem Endnutzer
entsteht nicht vor erfolgreichem Abschluss des Anbieterwechsels.

§ 60 Umzug

(3) Anbieter von 6ffentlich zuganglichen Telekommunikationsdiensten
sowie Betreiber offentlicher Telekommunikationsnetze arbeiten zusammen,
um sicherzustellen, dass die Aktivierung des Telekommunikationsdienstes
am neuen Wohnsitz zu dem mit dem Verbraucher ausdriicklich
vereinbarten Tag erfolgt. § 58 Absatz 3 und § 59 Absatz 4 gelten
entsprechend.
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Leistung des abgebenden Anbieters gegeniiber dem Endnutzer nicht
unterbrochen wird, bevor die vertraglichen und technischen
Voraussetzungen fiir einen Anbieterwechsel vorliegen, es sei denn, der
Endnutzer verlangt dies. Der aufnehmende Anbieter stellt sicher, dass die
Aktivierung des Telekommunikationsdienstes am mit dem Endnutzer
ausdriicklich vereinbarten Tag unverziiglich erfolgt. Bei einem
Anbieterwechsel darf der Dienst des Endnutzers nicht langer als einen
Arbeitstag unterbrochen werden. Schlagt der Wechsel innerhalb dieser Frist
fehl, gilt Satz 1 entsprechend.

(3) Der abgebende Anbieter hat ab Vertragsende bis zum Ende der
Leistungspflicht nach Absatz 2 Satz 1 gegeniiber dem Endnutzer einen
Anspruch auf Entgeltzahlung. Die Hohe des Entgelts richtet sich nach den
urspringlich vereinbarten Vertragsbedingungen mit der MafRgabe, dass sich
die vereinbarten Anschlussentgelte nach Vertragsende um 50 Prozent
reduzieren, es sei denn, der abgebende Anbieter weist nach, dass der
Endnutzer die Verzogerung des Anbieterwechsels zu vertreten hat. Der
abgebende Anbieter hat im Falle des Absatzes 2 Satz 1 gegeniiber dem
Endnutzer eine taggenaue Abrechnung vorzunehmen. Der Anspruch des
aufnehmenden Anbieters auf Entgeltzahlung gegeniiber dem Endnutzer
entsteht nicht vor erfolgreichem Abschluss des Anbieterwechsels.

(3) Anbieter von offentlich zuganglichen Telekommunikationsdiensten
sowie Betreiber 6ffentlicher Telekommunikationsnetze arbeiten zusammen,
um sicherzustellen, dass die Aktivierung des Telekommunikationsdienstes
am neuen Wohnsitz zu dem mit dem Verbraucher ausdriicklich
vereinbarten Tag erfolgt. § 58 Absatz 4 und § 59 Absatz 4 Satz 1 gelten
entsprechend.
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§ 66 Angebotspakete

(1) Wenn ein Dienstpaket oder ein Dienst- und Endgeratepaket, das
Verbrauchern angeboten wird, mindestens einen Internetzugangsdienst
oder einen 6ffentlich zuganglichen nummerngebundenen interpersonellen
Telekommunikationsdienst umfasst (Paketvertrag), gelten die §§ 52 und 54
Absatz 3, §§ 56, 57 und 59 Absatz 1 fiir alle Elemente des Pakets
einschliellich derjenigen Bestandteile, die ansonsten nicht unter jene
Bestimmungen fallen.

§ 68 Schlichtung

(1) Ein Endnutzer kann bei der Schlichtungsstelle Telekommunikation der
Bundesnetzagentur durch einen Antrag ein Schlichtungsverfahren einleiten,
wenn es zwischen ihm und einem Betreiber 6ffentlicher
Telekommunikationsnetze oder einem Anbieter 6ffentlich zuganglicher
Telekommunikationsdienste zum Streit iiber einen Sachverhalt kommt, der
mit den folgenden Regelungen zusammenhangt:

1. die §§ 51, 52, 54 bis 67 oder den aufgrund dieser Regelungen getroffenen
Festlegungen sowie § 156 oder einer Rechtsverordnung nach § 52 Absatz 4,

2. der Verordnung (EU) Nr. 531/2012 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 13. Juni 2012 iiber das Roaming in 6ffentlichen Mobilfunknetzen
in der Union (Neufassung) (ABL L 172 vom 30.6.2012, S. 10), die zuletzt durch
die Verordnung (EU) 2017/920 (ABI. L 147 vom 9.6.2017, S. 1) gedndert worden
ist, oder

3. Artikel 4 Absatz 1, 2 und 4 und Artikel 5a der Verordnung (EU) 2015/2120.

(3) Die Bundesnetzagentur regelt die weiteren Einzelheiten iiber das
Schlichtungsverfahren in einer Schlichtungsordnung, die sie veroffentlicht.
Die Schlichtungsstelle Telekommunikation der Bundesnetzagentur muss die
Anforderungen nach dem Verbraucherstreitbeilegungsgesetz vom 19.
Februar 2016 (BGBI. I S. 254), das durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom
25. Juni 2020 (BGBI. I S. 1474) geandert worden ist, erfiillen. Das
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(1) Wenn ein Dienstpaket oder ein Dienst- und Endgeratepaket, das
Verbrauchern angeboten wird, mindestens einen Internetzugangsdienst
oder einen offentlich zuganglichen nummerngebundenen interpersonellen
Telekommunikationsdienst umfasst (Paketvertrag), gelten die §§ 52 und 54
Absatz 3, §§ 56, 57 und 59 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 und Satz 3 fiir alle
Elemente des Pakets einschlieflich derjenigen Bestandteile, die ansonsten
nicht unter jene Bestimmungen fallen.

(1) Ein Endnutzer kann bei der Schlichtungsstelle Telekommunikation der
Bundesnetzagentur durch einen Antrag ein Schlichtungsverfahren einleiten,
wenn es zwischen ihm und einem Betreiber offentlicher
Telekommunikationsnetze oder einem Anbieter 6ffentlich zuganglicher
Telekommunikationsdienste zum Streit iiber einen Sachverhalt kommt, der
mit den folgenden Regelungen zusammenhangt:

1. die §§ 51, 52, 54 bis 67 oder den aufgrund dieser Regelungen getroffenen
Festlegungen sowie § 156 oder einer Rechtsverordnung nach § 52 Absatz 4,

2. der Verordnung (EU) 2022/612 des Europdischen Parlaments und des
Rates vom 6. April 2022 iber das Roaming in 6ffentlichen Mobilfunknetzen
in der Union (Neufassung) (ABL. L 115 vom 13.04.2022, S. 1) oder

3. Artikel 4 Absatz 1, 2 und 4 und Artikel 5a der Verordnung (EU) 2015/2120.

(3) Die Bundesnetzagentur regelt die weiteren Einzelheiten {iber das
Schlichtungsverfahren in einer Schlichtungsordnung, die sie veroffentlicht.
Die Schlichtungsstelle Telekommunikation der Bundesnetzagentur muss die
Anforderungen nach dem Verbraucherstreitbeilegungsgesetz vom 19.
Februar 2016 (BGBI. I S. 254), das durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom
25. Juni 2020 (BGBI. I S. 1474) geandert worden ist, erfiillen. Das
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Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie Gibermittelt der Zentralen
Anlaufstelle fiir Verbraucherschlichtung die Mitteilungen nach § 32 Absatz
3 und 4 des Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes.

§ 71 Abweichende Vereinbarungen und Geltungsbereich Kundenschutz

(3) § 52 Absatz 1 bis 3, § 54 Absatz 1 und 4, die §§ 55, 56 Absatz 1, die §§ 58, 60,
61, 66 und 71 Absatz 2 sind auch auf Kleinstunternehmen oder kleine
Unternehmen sowie Organisationen ohne Gewinnerzielungsabsicht
anzuwenden, es sei denn, diese haben ausdriicklich dem Verzicht der
Anwendung dieser Bestimmungen zugestimmt.

§ 72 Glasfaserbereitstellungsentgelt

(6) Der Betreiber nach Absatz 1 hat Anbietern von 6ffentlich zuganglichen
Telekommunikationsdiensten zum Zwecke der Versorgung von Endnutzern
dauerhaft auf Antrag Zugang zur passiven Netzinfrastruktur sowie den
Glasfaserkabeln am Hausilibergabepunkt zu transparenten und
diskriminierungsfreien Bedingungen und unentgeltlich zu gewahren. Die
Pflicht nach Satz 1 trifft nach Ende des Bereitstellungszeitraums den
Eigentiimer des Grundstiicks.

§ 73 Anschluss von Telekommunikationsendeinrichtungen

(5) Verursacht ein Gerét, dessen Konformitat mit den Anforderungen des § 4
des Elektromagnetische-Vertraglichkeit-Gesetzes vom 14. Dezember 2016

(BGBL.IS. 2879), das durch Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 27. Juni 2017
(BGBL.IS.1947) geandert worden ist, bescheinigt wurde, ernsthafte Schaden

LOUVEN.LEGAL

Bundesministerium fiir Digtiales und Verkehr tibermittelt der Zentralen
Anlaufstelle fiir Verbraucherschlichtung die Mitteilungen nach § 32 Absatz
3 und 4 des Verbraucherstreitbeilegungsgesetzes.

(3) § 52 Absatz 1 bis 3, § 54 Absatz 1, 3 und 4, die §§ 55, 56 Absatz 1, die §§ 58,
60, 61, 66 und 71 Absatz 2 sind auch auf Kleinstunternehmen oder kleine
Unternehmen sowie Organisationen ohne Gewinnerzielungsabsicht
anzuwenden, es sei denn, diese haben ausdriicklich dem Verzicht der
Anwendung dieser Bestimmungen zugestimmt.

(6) Der Betreiber nach Absatz 1 hat Anbietern von 6ffentlich zuganglichen
Telekommunikationsdiensten zum Zwecke der Versorgung von Endnutzern
dauerhaft auf Antrag Zugang zur passiven Netzinfrastruktur sowie zu den
Glasfaserkabeln am Hausiibergabepunkt zu transparenten und
diskriminierungsfreien Bedingungen und unentgeltlich zu gewahren. Die
Pflicht nach Satz 1 trifft nach Ende des Bereitstellungszeitraums den
Eigentiimer des Grundstiicks. Abweichend von Satz 1 darf der Betreiber nach
Absatz 1 fiir die technische Einrichtung des physischen Zugangs nach Satz 1
von dem den Zugang begehrenden Telekommunikationsnetzbetreiber 60
Euro netto fiir erstmalig angeschlossene Wohneinheiten verlangen. Fir die
Zugangsgewahrung nach Satz 3 darf dem Endnutzer kein direktes Entgelt
berechnet werden.

(5) Verursacht ein Gerét, dessen Konformitét mit den Anforderungen des § 4
des Elektromagnetische-Vertraglichkeit-Gesetzes vom 14. Dezember 2016

(BGBL.1S. 2879), das durch Artikel 3 Absatz 1 des Gesetzes vom 27. Juni 2017
(BGBL.IS.1947) geandert worden ist, bescheinigt wurde, ernsthafte Schaden
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an einem Telekommunikationsnetz, schadliche Storungen beim Netzbetrieb
oder funktechnische Storungen, so kann die Bundesnetzagentur dem
Betreiber 6ffentlicher Telekommunikationsnetze gestatten, fiir dieses Geréat
den Anschluss zu verweigern, die Verbindung aufzuheben oder den Dienst
einzustellen. Die Bundesnetzagentur teilt dem Bundesministerium fiir
Wirtschaft und Energie die von ihr getroffenen Malnahmen mit.

§ 78 Aufgaben der zentralen Informationsstelle des Bundes

(1) Zur Herstellung und Aufrechterhaltung der Transparenz in Bezug auf den
Ausbau 6ffentlicher Telekommunikationsnetze errichtet und fiihrt die
zentrale Informationsstelle des Bundes ein technisches Instrument in
Gestalt eines Datenportals, das Informationen bereitstellt zu den Bereichen

1. Infrastruktur nach MaRgabe des § 79,

2. Breitbandausbau nach MafRgabe des § 80,

3. kiinftiger Netzausbau nach MaRgabe des § 81,
4. Baustellen nach MafRRgabe des § 82 und

5. Liegenschaften nach MaRgabe des § 83.

(2) Die Aufgaben der zentralen Informationsstelle des Bundes werden vom
Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur wahrgenommen.
Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur kann die
Aufgaben der zentralen Informationsstelle des Bundes vollstandig oder
teilweise an Behorden in seinem Geschaftsbereich oder an seiner
Fachaufsicht unterstehende Behorden tibertragen oder Dritte mit der
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an einem Telekommunikationsnetz, schadliche Storungen beim Netzbetrieb
oder funktechnische Storungen, so kann die Bundesnetzagentur dem
Betreiber offentlicher Telekommunikationsnetze gestatten, fiir dieses Gerat
den Anschluss zu verweigern, die Verbindung aufzuheben oder den Dienst
einzustellen. Die Bundesnetzagentur teilt dem Bundesministerium fiir
Wirtschaft und Klimaschutz und dem Bundesministerium fiir Digitales und
Verkehr die von ihr getroffenen Maflnahmen mit.

(1) Zur Herstellung und Aufrechterhaltung der Transparenz in Bezug auf
den Ausbau 6ffentlicher Telekommunikationsnetze errichtet und fiihrt die
zentrale Informationsstelle des Bundes ein technisches Instrument in
Gestalt eines Datenportals (Gigabit-Grundbuch), das Informationen
bereitstellt zu den Bereichen

1. Infrastruktur nach MafBlgabe des § 79,

2. Netzverfiigbarkeit nach MaRgabe des § 80,

3. kiinftiger Netzausbau nach MafRgabe des § 81,

4. Baustellen nach Maflgabe des § 82,

5. offentliche Liegenschaften nach MaRgabe des § 83 und
6. Gebiete mit Ausbaudefizit nach MaRRgabe des § 84.

Informationen im Sinne von Satz 1, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes
erhoben wurden, stellt die zentrale Informationsstelle ebenfalls im Gigabit-
Grundbuch gemaf diesem Teil bereit.

(2) Die Aufgaben der zentralen Informationsstelle des Bundes werden vom
Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr wahrgenommen. Das
Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr kann die Aufgaben der
zentralen Informationsstelle des Bundes vollstandig oder teilweise an
Behorden in seinem Geschéftsbereich oder an Behorden, die seiner
Fachaufsicht unterstehen, iibertragen oder Dritte mit der
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Aufgabenwahrnehmung beleihen, soweit dies rechtlich zulassig ist.

(3) Die Informationen kénnen auch fiir allgemeine Planungs- und
Forderzwecke sowie fiir weitere durch Gesetz bestimmte Zwecke genutzt
werden.

(4) Bei geografischen Erhebungen, die fiir die in Absatz 1 genannten
Aufgaben erforderlich sind, arbeitet die zentrale Informationsstelle des
Bundes mit der Bundesnetzagentur zusammen, soweit die
Bundesnetzagentur die jeweilige Aufgabe nicht selbst durchfithrt und dies
fir ihre Aufgaben von Belang sein kann.
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Aufgabenwahrnehmung beleihen.

3) Bei der Wahrnehmung der in Absatz 1 genannten Aufgaben arbeitet die
zentrale Informationsstelle des Bundes mit der Bundesnetzagentur
zusammen, soweit die Bundesnetzagentur die jeweilige Aufgabe nicht selbst
durchfiihrt und die Zusammenarbeit fiir die Erfillung der Aufgaben der
Bundesnetzagentur von Belang sein kann.

4) Bei der Verarbeitung der Informationen, die fiir die in Absatz 1 genannten
Aufgaben erforderlich sind,

1. stellt die zentrale Informationsstelle des Bundes den Schutz
personenbezogener Daten sicher,

2. wahrt die zentrale Informationsstelle des Bundes Betriebs- und
Geschaftsgeheimnisse der Eigentiimer und Betreiber offentlicher
Versorgungsnetze und sonstiger physischer Infrastrukturen und

3. beriicksichtigt die zentrale Informationsstelle des Bundes die Sensitivitat
der erfassten Informationen.

Die zentrale Informationsstelle des Bundes stellt die Informationen nach
MaRgabe der Nutzungsbestimmungen der aufgrund des § 86 Satz 1 Nummer
2 erlassenen Rechtsverordnung elektronisch unter verhaltnismaRigen,
diskriminierungsfreien und transparenten Bedingungen und innerhalb der
kartellrechtlichen Grenzen bereit.

(5) Die zentrale Informationsstelle des Bundes erstellt fiir das Gigabit-
Grundbuch ein Datenschutz- und Datensicherheitskonzept, aus dem
insbesondere hervorgeht,

1. welche technischen Vorkehrungen und sonstigen SchutzmaBnahmen bei
der Verarbeitung der Informationen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 6 zur
Sicherstellung der Anforderungen nach Absatz 4 Satz 1 getroffen werden
und

2. wie die Zuganglichmachung dieser Informationen protokolliert und
uberwacht wird.
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§ 79 Informationen iiber Infrastruktur

(1) Informationen tber Infrastruktur umfassen

1. eine gebietsbezogene, Planungszwecken dienende Ubersicht iiber
Einrichtungen, die zu Telekommunikationszwecken genutzt werden
konnen, nach den Absatzen 2 bis 4,

2. detaillierte Informationen nach § 136 Absatz 3 fiir die Mitnutzung passiver

Netzinfrastrukturen offentlicher Versorgungsnetze gemaf den §§ 138 bis 141,

soweit diese Informationen der zentralen Informationsstelle des Bundes
gemal § 136 Absatz 5 fiir diese Zwecke zur Verfiigung gestellt wurden, und
3. detaillierte Informationen nach § 153 Absatz 3 fiir die Mitnutzung
sonstiger physischer Infrastrukturen zur Errichtung oder Anbindung
drahtloser Zugangspunkte mit geringer Reichweite gemaf} § 152, soweit
diese Informationen der zentralen Informationsstelle des Bundes geméaR §
153 Absatz 5 fiir diese Zwecke zur Verfligung gestellt wurden.

(2) Die zentrale Informationsstelle des Bundes verlangt von Eigentiimern
oder Betreibern offentlicher Versorgungsnetze, die iiber Einrichtungen
verfiigen, die zu Telekommunikationszwecken genutzt werden konnen,
diejenigen Informationen, die fiir die Zwecke nach Absatz 1 Nummer 1 iiber
Art, gegenwartige Nutzung sowie tatsachliche Verfiigbarkeit und
geografische Lage des Standortes und der Leitungswege dieser
Einrichtungen erforderlich sind. Die zentrale Informationsstelle des Bundes
verlangt von Eigentiimern oder Betreibern sonstiger physischer
Infrastrukturen, die fiir die Errichtung und Anbindung drahtloser
Zugangspunkte mit geringer Reichweite geeignet sind, diejenigen
Informationen, die fiir die Zwecke nach Absatz 1 Nummer 1 tiber Art,
gegenwartige Nutzung sowie tatsachliche Verfiigharkeit und geografische
Lage des Standortes und der Leitungswege dieser sonstigen physischen
Infrastrukturen erforderlich sind. Zu den Einrichtungen gemaRf Satz 1 zahlen
insbesondere alle passiven Netzinfrastrukturen und sonstige physische
Infrastrukturen.
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(1) Die Informationen iiber Infrastruktur umfassen eine gebietsbezogene
Ubersicht iiber Einrichtungen, die fiir den Ausbau von
Telekommunikationsnetzen genutzt werden konnen.

(2) Eigentiimer und Betreiber 6ffentlicher Versorgungsnetze, die tiber
Einrichtungen verfligen, die fiir den Ausbau von
Telekommunikationsnetzen genutzt werden kénnen, sind verpflichtet, der
zentralen Informationsstelle des Bundes fiir die Ubersicht nach Absatz 1 die
folgenden Informationen nach Maf3gabe der Datenlieferungsbestimmungen
der aufgrund des § 86 Satz 1 Nummer 1 erlassenen Rechtsverordnung zu
ubermitteln:
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(3) Die zentrale Informationsstelle des Bundes nimmt nach Absatz 2
erhaltene Informationen nicht in die Ubersicht nach Absatz 1 Nummer 1 auf,
soweit konkrete Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass

1. eine Einsichtnahme nach Absatz 4 die Sicherheit und Integritat der
Einrichtung oder der sonstigen physischen Infrastruktur oder die 6ffentliche
Sicherheit oder die offentliche Gesundheit gefahrdet,

2. eine Einsichtnahme nach Absatz 4 die Vertraulichkeit gemaf § 148
verletzt,

3. Teile einer Infrastruktur betroffen sind, die durch Gesetz oder aufgrund
eines Gesetzes als

Kritische Infrastrukturen bestimmt worden und nachweislich besonders
schutzbediirftig und fiir die Funktionsfahigkeit der Kritischen Infrastruktur
mafgeblich sind, oder
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1. ihre Kontaktdaten sowie

2. Informationen insbesondere iiber Art, gegenwartige Nutzung sowie
tatsachliche Verfiigbarkeit und geografische Lage des Standortes und der
Leitungswege dieser Einrichtungen.

Zu den Einrichtungen gemaQ Satz 1 zahlen insbesondere alle passiven
Netzinfrastrukturen. Nicht zu den Einrichtungen nach Satz 1 zahlen
offentliche Liegenschaften im Sinne des § 83 Absatz 1 Satz 1.

(3) Eigentliimer und Betreiber sonstiger physischer Infrastrukturen mit
Ausnahme o6ffentlicher Liegenschaften nach § 83 Absatz 1 Satz 1, die fiir die
Errichtung und Anbindung drahtloser Zugangspunkte geeignet sind und
deren Mitnutzung nach MafRgabe des § 154 zuléssig ist, sind verpflichtet, der
zentralen Informationsstelle des Bundes fiir die Ubersicht nach Absatz 1 die
folgenden Informationen nach MaRRgabe der Datenlieferungsbestimmungen
der aufgrund des § 86 Satz 1 Nummer 1 erlassenen Rechtsverordnung zu
ubermitteln:

1. ihre Kontaktdaten sowie

2. Informationen insbesondere {iber Art, gegenwartige Nutzung sowie
tatsachliche Verfiigbarkeit und geografische Lage des Standortes und der
Leitungswege dieser sonstigen physischen Infrastrukturen.

(4) Die zentrale Informationsstelle des Bundes nimmt nach den Abséatzen 2
und 3 erhaltene Informationen nicht in die Ubersicht nach Absatz 1 auf,
soweit konkrete Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass

1. eine Einsichtnahme nach Absatz 5 die Sicherheit und Integritat der
Einrichtung oder der sonstigen physischen Infrastruktur oder die 6ffentliche
Sicherheit oder die offentliche Gesundheit gefahrdet,

2. eine Einsichtnahme nach Absatz 5 die Vertraulichkeit gemaR § 148 Absatz
1 verletzt,

3. Teile einer Infrastruktur betroffen sind, die durch Gesetz oder aufgrund
eines Gesetzes als Kritische Infrastruktur bestimmt worden und
nachweislich besonders schutzbediirftig sind, oder
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4. Teile offentlicher Versorgungsnetze oder sonstiger physischer
Infrastrukturen betroffen sind, die durch den Bund zur Verwirklichung einer
sicheren Behordenkommunikation genutzt werden.

In diesen Fallen sind fiir die jeweiligen Gebiete, in denen sich die
Einrichtungen oder sonstigen physischen Infrastrukturen befinden,
Informationen im Sinne von § 136 Absatz 3 Nummer 3 und § 153 Absatz 3
Nummer 3 aufzunehmen.

(4) Die zentrale Informationsstelle des Bundes gewahrt den am Ausbau von
offentlichen Versorgungsnetzen Beteiligten nach Maf3gabe der
Einsichtnahmebedingungen nach Absatz 5 Einsicht in die Ubersicht nach
Absatz 1, soweit mit dem Ausbauvorhaben Einrichtungen geschaffen
werden sollen, die zu Telekommunikationszwecken genutzt werden
konnen. Zu den am Ausbau von offentlichen Versorgungsnetzen Beteiligten
gehoren insbesondere

1. Gebietskorperschaften,
2. Eigentiimer und Betreiber offentlicher Versorgungsnetze,

3. die Auftragnehmer von Gebietskorperschaften oder Eigentiimern und
Betreibern offentlicher Versorgungsnetze.

Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur sowie
Gebietskorperschaften haben fiir allgemeine Planungs- und Forderzwecke
sowie zur Erfillung von Aufgaben nach diesem Gesetz das Recht auf:

1. Einsichtnahme in die Ubersicht nach Absatz 1 nach MafRgabe der
Einsichtnahmebedingungen nach Absatz 5, und

2. Verwendung der eingesehenen Informationen zu den vorgenannten
Zwecken.
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4. Teile offentlicher Versorgungsnetze oder sonstiger physischer
Infrastrukturen betroffen sind, die zur Verwirklichung einer sicheren
Behordenkommunikation genutzt werden.

In diesen Fallen sind fiir die jeweiligen Gebiete, in denen sich die
Einrichtungen oder sonstigen physischen Infrastrukturen befinden,
lediglich die Kontaktdaten eines oder mehrerer Ansprechpartner beim
Eigentiimer oder Betreiber des 6ffentlichen Versorgungsnetzes oder der
sonstigen physischen Infrastrukturen aufzunehmen. Weitergehende
Informationen sind unverziiglich zu 16schen.

(5) Die zentrale Informationsstelle des Bundes stellt den am Ausbau von
offentlichen Versorgungsnetzen Beteiligten nach Mafgabe der
Nutzungsbestimmungen der aufgrund des § 86 Satz 1 Nummer 2 erlassenen
Rechtsverordnung die Ubersicht nach Absatz 1 zur Nutzung bereit, soweit
mit dem Ausbauvorhaben Einrichtungen geschaffen werden sollen, die fiir
den Ausbau von Telekommunikationsnetzen genutzt werden konnen. Zu
den am Ausbau von 6ffentlichen Versorgungsnetzen Beteiligten gehoren
insbesondere

1. Eigentiimer und Betreiber o6ffentlicher Versorgungsnetze,

2. die Auftragnehmer von Eigentiimern und Betreibern offentlicher
Versorgungsnetze.

§ 148 Absatz 1 gilt entsprechend. Die zentrale Informationsstelle des Bundes
protokolliert und Giberwacht jede Bereitstellung nach Satz 1.
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(5) Die zentrale Informationsstelle des Bundes regelt die Einzelheiten der
Einsichtnahme in Einsichtnahmebedingungen. Diese haben insbesondere
der Sensitivitat der erfassten Daten und dem zu erwartenden
Verwaltungsaufwand Rechnung zu tragen. Die Einsichtnahmeberechtigten
haben die Vertraulichkeit nach § 148 zu wahren.
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§ 80 Informationen iiber die Netzverfiigharkeit (vorher: § 80 Informationen iiber Breitbandausbau)

(1) Informationen iiber den Breitbandausbau beruhen auf einer von der
zentralen Informationsstelle des Bundes durchzufiithrenden geografischen
Erhebung zur ortlichen Verfiighbarkeit offentlicher
Telekommunikationsnetze, die sie in regelmaRigen Abstdnden, jedoch
mindestens einmal im Jahr durchfiihrt.

(2) Die Informationen liber den Breitbandausbau umfassen eine gebiets- und
haushaltsbezogene Ubersicht iiber die 6rtliche Verfiigharkeit von
offentlichen Telekommunikationsnetzen sowie Informationen tiber Gebiete,
in denen der Ausbau offentlicher Telekommunikationsnetze 6ffentlich
gefordert wird, soweit diese Informationen der zentralen Informationsstelle
des Bundes vorliegen. Die Ubersicht muss hinreichende Details zu lokalen
Gegebenheiten sowie ausreichende Informationen tiber die Dienstequalitat
und deren Parameter enthalten.

1) Die Informationen iiber die Netzverfiigbarkeit umfassen eine gebiets- und
haushaltsbezogene, bei Festnetzen mindestens adressgenaue Ubersicht iiber
die ortliche Verfligbarkeit von offentlichen Telekommunikationsnetzen
einschlieflich der 6ffentlichen Forderung des Ausbaus o6ffentlicher
Telekommunikationsnetze. Die Ubersicht muss hinreichende Informationen
zu den lokalen Gegebenheiten enthalten. Die Ubersicht kann auch
Informationen zur Dienstequalitat und zu deren Parametern umfassen.

(2) Die Ubersicht umfasst hinsichtlich der 6ffentlichen Férderung des
Ausbaus offentlicher Telekommunikationsnetze insbesondere
Informationen iiber die Inhalte, die Status und die Ergebnisse der
Forderverfahren, einschlieflich Informationen iber

1. Markterkundungsverfahren und

2. den Status der Realisierung und bei Festnetzen die adressgenaue
Darstellung der Netzverfiigbarkeit.

(3) Verpflichtet, der zentralen Informationsstelle des Bundes nach MafRlgabe
der Datenlieferungsbestimmungen der aufgrund des § 86 Satz 1 Nummer 1
erlassenen Rechtsverordnung diejenigen Informationen zu ibermitteln, die
fiir die Erstellung der Ubersicht nach Absatz 1 erforderlich sind, sind

1. Zuwendungsgeber, die ein Verfahren zur 6ffentlichen Forderung von
offentlichen Telekommunikationsnetzen durchfiihren, sowie
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(3) Die zentrale Informationsstelle des Bundes muss sicherstellen, dass die
Informationen tiber den Breitbandausbau unter Wahrung von Betriebs- und
Geschaftsgeheimnissen vertraulich behandelt werden.

(4) Die zentrale Informationsstelle des Bundes stellt Endnutzern ein
Informationswerkzeug bereit, damit diese die Verfiigharkeit von
Netzanbindungen in verschiedenen Gebieten mit einem Detailgrad ermitteln
konnen, der geeignet ist, ihnen bei der Auswahl des Betreibers oder
Diensteanbieters zu helfen. Satz 1 gilt nicht, wenn ein
Informationswerkzeug, das die Anforderungen des Satzes 1 erfiillt, auf dem
Markt zur Verfiigung steht.

§ 81 Informationen iiber kiinftigen Netzausbau

(1) Informationen tiber den kiinftigen Netzausbau fiir den Bereich Mobilfunk
beruhen auf geografischen Erhebungen, die die zentrale Informationsstelle
des Bundes zum Zweck der Erstellung einer Ubersicht iiber den kiinftigen
Ausbau der fiir den Mobilfunk bestimmten 6ffentlichen
Telekommunikationsnetze durchfiihrt. Die Erhebungen nach Satz 1
umfassen solche Informationen, die erkennen lassen, an welchen
Standorten ein Mobilfunknetzbetreiber innerhalb von 12 Monaten ab dem
Beginn der jeweiligen Erhebung das von ihm betriebene Mobilfunknetz in
den Gebieten auszubauen beabsichtigt, fiir die sich aus der
Kartendarstellung nach § 52 Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 ergibt, dass dort
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2. Eigentiimer und Betreiber 6ffentlicher Telekommunikationsnetze.

(4) Die zentrale Informationsstelle des Bundes veroffentlicht die
Informationen nach den Abséatzen 1 und 2, sofern sie keine
unternehmensbezogenen Informationen zu Ausbauplanungen beinhalten.
Sie hat hierbei die Vorschriften des Datennutzungsgesetzes vom 16. Juli 2021
(BGBL.IS. 2941, 2942, 4114) einzuhalten. Die zentrale Informationsstelle des
Bundes stellt Endnutzern nach MafRgabe der Nutzungsbestimmungen der
aufgrund des § 86 Satz 1 Nummer 2 erlassenen Rechtsverordnung ein
Informationswerkzeug bereit, damit die Endnutzer die Verfiighbarkeit von
Netzanbindungen in verschiedenen Gebieten mit einem Detailgrad ermitteln
konnen, der geeignet ist, ihnen bei der Auswahl des Betreibers oder
Diensteanbieters zu helfen.

(1) Informationen tiber den kiinftigen Netzausbau fiir den Bereich Mobilfunk
umfassen eine Ubersicht {iber Informationen, die erkennen lassen,
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keine Netzabdeckung mit Mobilfunktechnologien der dritten, vierten oder
flinften Generation besteht.

(2) Die zentrale Informationsstelle des Bundes fiihrt die Erhebungen in
regelmafigen Abstanden, jedoch mindestens in Abstanden von sechs
Monaten ab erstmaliger Erthebung durch.

(3) Die nach Absatz 1 zu erhebenden Informationen umfassen:

1. geografische Standortkoordinaten oder, sofern noch keine
Baugenehmigung fiir einen konkreten Standort beantragt wurde,
hinreichend genaue Angaben zu Suchkreisen fiir die Standortplanung, und
2. Angaben zu der zu erwartenden Netzabdeckung.

Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur legt im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie
Vorgaben zu den technischen Einzelheiten zu den in Absatz 1 Satz 2 und
Satz 1 dieses Absatzes genannten Gegenstanden in einer Technischen
Richtlinie fest, die im Verkehrsblatt veroffentlicht wird.

(4) Die zentrale Informationsstelle des Bundes kann auf Anforderung des
Bundesministeriums fiir Verkehr und digitale Infrastruktur auf Grundlage
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1. an welchen Standorten ein Eigentiimer oder Betreiber eines 6ffentlichen
Mobilfunknetzes innerhalb von zw6lf Monaten ab der Ubermittlung der
Informationen an die zentrale Informationsstelle des Bundes ein o6ffentliches
Mobilfunknetz auszubauen beabsichtigt und

2. welche ortliche Verfligbarkeit des 6ffentlichen Mobilfunknetzes infolge
des Ausbaus nach Nummer 1 zu erwarten ist.

Informationen zu Standorten im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 werden
angegeben mit

1. den geografischen Standortkoordinaten oder, sofern noch keine
Baugenehmigung fiir einen konkreten Standort beantragt wurde und ein
konkreter Standort noch nicht feststeht, hinreichend genauen Angaben zu
Suchkreisen fiir die Standortplanung sowie

2. Angaben zum Status der Realisierung.

Die Informationen nach Satz 1 miissen den Anforderungen des § 80 Absatz 1
entsprechen.

(2) Eigentiimer und Betreiber 6ffentlicher Mobilfunknetze sind verpflichtet,
der zentralen Informationsstelle des Bundes nach MaRgabe der
Datenlieferungsbestimmungen der aufgrund des § 86 Satz 1 Nummer 1
erlassenen Rechtsverordnung diejenigen Informationen zu ibermitteln, die
fiir die Erstellung der Ubersicht nach Absatz 1 erforderlich sind. Die zentrale
Informationsstelle des Bundes stellt die Informationen nach Absatz 1 den
Organen der Gebietskorperschaften sowie deren Auftragnehmern nach § 85
bereit.

3) Die zentrale Informationsstelle des Bundes kann auf Anforderung des
Bundesministeriums fiir Digitales und Verkehr eine Ubersicht hinsichtlich
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der geografischen Erhebung eine Ubersicht fiir einen festgelegten Zeitraum
hinsichtlich der kiinftigen ortlichen Verfliigbarkeit sonstiger 6ffentlicher
Telekommunikationsnetze erstellen, wenn die zentrale Informationsstelle
des Bundes einen Bedarf fiir eine solche Erhebung feststellt und diesen
Bedarf begriindet.

(5) Informationen iiber den kiinftigen Netzausbau im Sinne des Absatzes 1
umfassen alle relevanten Informationen zu geplanten
Netzausbaumafinahmen einschlieflich der Netzausbauplane aller
Unternehmen und offentlichen Stellen. Die erhobenen Informationen
miissen den Anforderungen des § 80 Absatz 2 Satz 2 entsprechen und
gemal § 80 Absatz 3 behandelt werden. Fiir Informationen, die fiir die
Ubersicht iiber die kiinftige Verfiigbarkeit sonstiger 6ffentlicher

Telekommunikationsnetze im Sinne des Absatzes 4 erforderlich sind, gelten

die Satze 1 und 2 entsprechend.

(6) Die zentrale Informationsstelle des Bundes kann Gebietskdrperschaften
fiir allgemeine Planungs- und Férderzwecke Einsicht in die Ubersicht nach
den Absatzen 1 und 4 gewahren. Naheres regelt die die zentrale
Informationsstelle des Bundes in Einsichtnahmebedingungen, die
sicherstellen, dass die Informationen unter Wahrung der 6ffentlichen
Sicherheit und unter Wahrung von Betriebs- und Geschéaftsgeheimnissen
vertraulich behandelt werden.

§ 82 Informationen iiber Baustellen

Informationen Uber Baustellen sind Informationen nach § 142 Absatz 3 fiir
die Koordinierung von Bauarbeiten an 6ffentlichen Versorgungsnetzen
gemal § 143, soweit sie der zentralen Informationsstelle des Bundes nach §
142 Absatz 5 und 6 fiir diese Zwecke zur Verfligung gestellt wurden.
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der kiinftigen ortlichen Verfiigbarkeit sonstiger 6ffentlicher
Telekommunikationsnetze erstellen, wenn die zentrale Informationsstelle
des Bundes einen Bedarf fiir eine solche Ubersicht feststellt und diesen
Bedarf begriindet. Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 gelten entsprechend.

(1) Informationen iiber Baustellen sind Informationen nach § 142 Absatz 3
flir die Koordinierung von Bauarbeiten an 6ffentlichen Versorgungsnetzen
gemal § 143.

2) Die zentrale Informationsstelle des Bundes stellt die Informationen tiber
Baustellen Interessenten, die ein berechtigtes Interesse an der Nutzung
haben, nach MaRgabe der Nutzungsbestimmungen der aufgrund des § 86
Satz 1 Nummer 2 erlassenen Rechtsverordnung in geeigneter Form bereit.
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§ 83 Informationen iiber 6ffentliche Liegenschaften (vorher: § 83 Informationen iiber Liegenschaften

(1) Informationen tiber Liegenschaften sind Informationen tiber solche fiir
die Zwecke des Mobilfunknetzausbaus geeignete Liegenschaften,
Grundstiicke, Infrastrukturen und sonstige physische Infrastrukturen, deren
Eigentiimer der Bund, ein Land oder eine Kommune ist.

(2) Die zentrale Informationsstelle des Bundes verlangt von den in Absatz 1
genannten Eigentiimern diejenigen Informationen, die fiir die Bereitstellung
der Informationen iiber Liegenschaften nach § 78 Absatz 1 Nummer 5 fiir das
Datenportal nach § 78 Absatz 1 erforderlich sind. § 79 Absatz 3 gilt
entsprechend.

(3) Das von der zentralen Informationsstelle des Bundes gemaR § 78 Absatz 1
gefiihrte Datenportal ermoglicht die Einsicht in die Informationen tiber
Liegenschaften im Sinne des Absatzes 1 nach MafRgabe von
Einsichtnahmebedingungen, die die zentrale Informationsstelle des Bundes
vorhalt. Werden die Aufgaben der zentralen Informationsstelle des Bundes
nicht unmittelbar durch das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur wahrgenommen, so bediirfen die Einsichtnahmebedingungen
der Zustimmung des Bundesministeriums fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur.

(1) Informationen tiber 6ffentliche Liegenschaften sind Informationen tiber
Grundstiicke oder Gebaude, deren Eigentiimer der Bund, ein Land, eine
Kommune oder eine sonstige juristische Person des 6ffentlichen Rechts ist
(offentliche Liegenschaften). Informationen iiber 6ffentliche Liegenschaften
umfassen insbesondere Informationen iber

1. Art, gegenwartige Nutzung, geografische Lage und Ausdehnung sowie den
Eigentiimer der 6ffentlichen Liegenschaften, einschlieflich der
Kontaktdaten, sowie

2. die Eignung der 6ffentlichen Liegenschaften fiir den Ausbau von
Telekommunikationslinien.

§ 79 Absatz 4 gilt entsprechend.

(2) Die zentrale Informationsstelle des Bundes nutzt fiir die Bereitstellung der
Informationen nach Absatz 1 vorhandene Informationen in anderen
behordlichen Registern, insbesondere im Amtlichen Liegenschaftskataster-
Informationssystem (ALKIS) der Lander. Hierzu tibermitteln die
Vermessungsverwaltungen der Linder die Informationen nach Absatz 1 Satz
2 Nummer 1 an die zentrale Informationsstelle des Bundes nach MaRgabe
der Datenlieferungsbestimmungen der aufgrund des § 86 Satz 1 Nummer 1
erlassenen Rechtsverordnung. Eigentiimer nach Absatz 1 sind verpflichtet,
der zentralen Informationsstelle des Bundes auf Anfrage die Informationen
nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 zu tibermitteln, soweit diese nicht bereits
nach Maflgabe des Satzes 2 der zentralen Informationsstelle tibermittelt
wurden.
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(3) Die zentrale Informationsstelle des Bundes erganzt die Informationen
nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 um Attribute zur Eignung der offentlichen
Liegenschaft nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, insbesondere zur Topographie,
zu offentlich-rechtlichen Nutzungseinschrankungen, zur
Elektrizitatsversorgung sowie zur tatsachlichen Verfiigbarkeit. Eigentiimer
nach Absatz 1 konnen der zentralen Informationsstelle des Bundes nach
MaRgabe der Datenlieferungsbestimmungen der aufgrund des § 86 Satz 1
Nummer 1 erlassenen Rechtsverordnung die Informationen nach Absatz 1
Nummer 2 und 3 tibermitteln.

(4) § 79 Absatz 5 gilt entsprechend.

§ 84 Informationen iiber Gebiete mit Ausbaudefizit (vorher: § 84 Gebiete mit Ausbaudefizit)

(1) Fiir allgemeine Planungs- und Férderzwecke kann die zentrale
Informationsstelle des Bundes geographisch eindeutig abgegrenzte Gebiete
ausweisen, fiir die aufgrund der geméaf den §§ 80 und 81 erfassten
Informationen festgestellt wird, dass wahrend des Zeitraums, den die
Informationen iber kiinftigen Netzausbau abdecken,

1. kein Unternehmen und keine o6ffentliche Stelle ein Netz mit sehr hoher
Kapazitat ausbaut oder auszubauen plant und

2. keine bedeutsame Modernisierung oder Erweiterung des
Telekommunikationsnetzes mit dem Ziel hoherer Download-
Geschwindigkeiten geplant ist.

Die zentrale Informationsstelle des Bundes veroffentlicht, welche Gebiete sie
gemal Satz 1 ausgewiesen hat.

(1) Fir allgemeine Planungs- und Forderzwecke weist die zentrale
Informationsstelle des Bundes geografisch eindeutig abgegrenzte Gebiete
aus, fiir die aufgrund der gemaf den §§ 80 und 81 erfassten Informationen
festgestellt wird, dass wahrend des Zeitraums, den die Informationen tiber
kiinftigen Netzausbau abdecken,

1. kein Unternehmen und keine 6ffentliche Stelle ein Mobilfunknetz mit sehr
hoher Kapazitat ausbaut oder auszubauen plant oder

2. keine bedeutsame Modernisierung oder Erweiterung der Mobilfunknetze
mit dem Ziel hoherer Download-Geschwindigkeiten geplant ist.

Die zentrale Informationsstelle des Bundes veroffentlicht, welche Gebiete sie
gemal Satz 1 ausgewiesen hat.

(2) Hinsichtlich sonstiger offentlicher Telekommunikationsnetze kann die
zentrale Informationsstelle des Bundes fiir allgemeine Planungs- und
Forderzwecke geografisch eindeutig abgegrenzte Gebiete ausweisen, fiir die
aufgrund der gemaf den §§ 80 und 81 erfassten Informationen festgestellt
wird, dass wahrend des Zeitraums, den die Informationen tber kiinftigen
Netzausbau abdecken,
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(2) Die zentrale Informationsstelle des Bundes kann Unternehmen und
offentliche Stellen ersuchen, ihre Absicht zu bekunden, wahrend des
betreffenden Zeitraums der Vorausschau Netze mit sehr hoher Kapazitat
innerhalb des gemal Absatz 1 Satz 1 ausgewiesenen Gebietes auszubauen.
Bekundet ein Unternehmen oder eine 6ffentliche Stelle daraufhin die
Absicht im Sinne des Satzes 1, kann die zentrale Informationsstelle des
Bundes andere Unternehmen und offentliche Stellen auffordern, deren
etwaige Absicht zu bekunden,

1. in diesem Gebiet Netze mit sehr hoher Kapazitat aufzubauen oder

2. eine bedeutsame Modernisierung oder Erweiterung ihres
Telekommunikationsnetzes mit dem Ziel hoherer Download-
Geschwindigkeiten vorzunehmen.

Die zentrale Informationsstelle des Bundes gibt an, welche Informationen in
der Absichtsbekundung enthalten sein miissen, damit sie mindestens den
Anforderungen des § 80 Absatz 2 Satz 2 entspricht. Die zentrale
Informationsstelle des Bundes teilt allen Unternehmen oder 6ffentlichen
Stellen auf Anfrage mit, ob das ausgewiesene Gebiet nach den gemaf den §§
80 und 81 erhobenen Informationen von einem Netz der nachsten
Generation unter Nennung der GrofRenordnung der jeweiligen Download-
Geschwindigkeiten versorgt wird oder wahrscheinlich versorgt werden
wird, soweit diese Informationen der zentralen Informationsstelle des
Bundes vorliegen.

(3) MaRnahmen nach Absatz 2 werden nach einem effizienten, objektiven,
transparenten und diskriminierungsfreien Verfahren durchgefiihrt, von dem
kein Unternehmen von vornherein ausgeschlossen ist.
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1. kein Unternehmen und keine 6ffentliche Stelle ein Netz mit sehr hoher
Kapazitat ausbaut oder auszubauen plant oder

2. keine bedeutsame Modernisierung oder Erweiterung des
Telekommunikationsnetzes mit dem Ziel hoherer Download-
Geschwindigkeiten geplant ist.

Die zentrale Informationsstelle des Bundes veroffentlicht, welche Gebiete sie
gemal Satz 1 ausgewiesen hat.

(3) Die zentrale Informationsstelle des Bundes kann Unternehmen und
offentliche Stellen ersuchen, ihre Absicht zu bekunden, wahrend des
betreffenden Zeitraums der Vorausschau Netze mit sehr hoher Kapazitat
innerhalb des gemaRl Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 2 Satz 1 ausgewiesenen
Gebietes auszubauen. Bekundet ein Unternehmen oder eine 6ffentliche Stelle
daraufhin die Absicht im Sinne des Satzes 1, so kann die zentrale
Informationsstelle des Bundes andere Unternehmen und 6ffentliche Stellen
auffordern, deren etwaige Absicht zu bekunden,

1. in diesem Gebiet Netze mit sehr hoher Kapazitat aufzubauen oder

2. eine bedeutsame Modernisierung oder Erweiterung ihres
Telekommunikationsnetzes mit dem Ziel hoherer Download-
Geschwindigkeiten vorzunehmen.

Die zentrale Informationsstelle des Bundes gibt an, welche Informationen in
der Absichtsbekundung enthalten sein miissen. Die zentrale
Informationsstelle des Bundes verdffentlicht, ob das ausgewiesene Gebiet
nach den gemaR den §§ 80 und 81 erhobenen Informationen von einem Netz
der nachsten Generation unter Nennung der Grofenordnung der jeweiligen
Download-Geschwindigkeiten versorgt wird oder wahrscheinlich versorgt
werden wird, soweit diese Informationen der zentralen Informationsstelle
des Bundes vorliegen.

MafRnahmen nach Absatz 3 werden nach einem effizienten, objektiven,
transparenten und diskriminierungsfreien Verfahren durchgefiihrt.

26



LOUVEN.LEGAL

§ 85 Bereitstellung von Informationen an Gebietskorperschaften (vorher: § 85 Versffentlichung und Weitergabe von Informationen)

(1) Die zentrale Informationsstelle des Bundes veroffentlicht die
Informationen aus der geographischen Erhebung gemaR § 80, sofern die
Informationen auf dem Markt nicht verfiigbar sind. Sie hat hierbei Betriebs-
und Geschaftsgeheimnisse zu wahren und das
Informationsweiterverwendungsgesetz vom 13. Dezember 2006 (BGBL I S.
2913), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juli 2015 (BGBI. I S. 1162)
geandert worden ist, einzuhalten. Einsichtnahmerechte nach diesem Gesetz
bleiben unbertiihrt.

(2) Die zentrale Informationsstelle des Bundes gibt die Informationen nach
den §§ 79 bis 83 auf Anfrage an andere fiir die Erfiillung von Aufgaben nach
diesem Gesetz zustandige offentliche Stellen weiter, sofern die anfragende
Stelle den gleichen Grad der Vertraulichkeit und des Schutzes von Betriebs-
und Geschaftsgeheimnissen gewahrleistet wie die zentrale
Informationsstelle des Bundes. Die Parteien, die die Informationen
bereitgestellt haben, sind iiber die Moglichkeit der Weitergabe der
Informationen nach Satz 1 zu informieren. Unter den Voraussetzungen der
Satze 1 und 2 werden die Informationen auf Anfrage dem GEREK und der

(1) Die zentrale Informationsstelle des Bundes stellt den Organen der
Gebietskorperschaften sowie deren Auftragnehmern die Informationen im
Sinne des § 78 Absatz 1 nach MaBgabe der Nutzungsbestimmungen der
aufgrund des § 86 Satz 1 Nummer 2 erlassenen Rechtsverordnung bereit,

1. soweit dies fiir 6ffentliche Planungs- oder Forderzwecke oder fiir weitere
durch Gesetz bestimmte Zwecke erforderlich ist und

2. sofern die anfragende Stelle nachweist, dass sie angemessene technische
und organisatorische Vorkehrungen sowie sonstige MaRnahmen zum
Schutz von Betriebs- und Geschaftsgeheimnissen nach MaRgabe der
Nutzungsbestimmungen aufgrund der nach § 86 Satz 1 Nummer 2
erlassenen Rechtsverordnung getroffen hat, um die Vertraulichkeit der
bereitgestellten Informationen gemaf § 148 sicherzustellen.

Die Parteien, die die Informationen Gbermittelt haben, sind tiber die
Moglichkeit der Weitergabe der Informationen nach Satz 1 zu informieren.
Unter der Voraussetzung des Satzes 1 stellt die zentrale Informationsstelle
des Bundes die Informationen auf Anfrage dem GEREK und der Kommission
zur Verfiigung. Die zentrale Informationsstelle des Bundes protokolliert und
uberwacht jede Bereitstellung nach Satz 1.

(2) Die zentrale Informationsstelle des Bundes berichtet jahrlich dem
Ausschuss fiir Digitales und dem Ausschuss fiir Verkehr des Deutschen
Bundestages tiber den Zustand der Mobilfunkversorgung insbesondere im
Hinblick auf die Entwicklung der in § 103 Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 bis 3
genannten lokalen Gegebenheiten. Gegenstand des Berichts soll zudem der
anbieterbezogene Stand der Erfiillung von Nebenbestimmungen im Sinne
des § 99 Absatz 3 sein, die mit der Zuteilung von Frequenzen fiir den
Mobilfunk verbunden und zum Zeitpunkt der Berichterstattung nicht bereits
vollstandig erfiillt sind. Die Bundesnetzagentur iibermittelt der zentralen
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Kommission zur Verfiigung gestellt.

§ 86 Verordnungserméachtigung

Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur wird
ermachtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft
und Energie durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu
bestimmen, in welcher Form, in welchem technischen Format und in
welchem Detailgrad, beispielsweise hinsichtlich Lage und technischer
Gegebenheiten, die Informationen im Sinne des § 78 Absatz 1 der zentralen
Informationsstelle des Bundes bereitzustellen sind.
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Informationsstelle des Bundes die fiir den Bericht erforderlichen
Informationen.

Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr wird ermachtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates, Regelungen zu
treffen zu den Einzelheiten

1. der Ubermittlung der Informationen geméaR § 79 Absatz 2 und 3, § 80
Absatz 3, § 81 Absatz 2 sowie § 83 Absatz 2 und 3 an die zentrale
Informationsstelle des Bundes (Datenlieferungsbestimmungen),
insbesondere

a) den Detailgrad, einschlieflich der Parametervorgaben zur Ermittlung der
Netzverfiigbarkeit und der Netzqualitat sowie das technische Format der zu
ubermittelnden Informationen,

b) den Zeitpunkt und den Zeitrahmen fiir die Datenlieferung,

c) den Ubermittlungsweg und

d) die Einzelheiten der Ubermittlung von Informationen durch eine andere
datenhaltende Stelle und
2. der Bereitstellung

a) der Informationen gemaR § 78 Absatz 1 in Verbindung mit § 79 Absatz 5, §
83 Absatz 4 und § 82 Absatz 2 zur Nutzung durch Dritte,

b) der Informationen gemaf § 78 Absatz 1 in Verbindung mit § 85 Absatz 1
an Organe der Gebietskorperschaften sowie deren Auftragnehmern,
einschlieBlich der Vorkehrungen und Mafnahmen zum Schutz von
Betriebs- und Geschaftsgeheimnissen und deren Nachweis gemal § 85
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 und
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§ 88 Aufgaben

(3) Fiir Frequenznutzungen, die in den Aufgabenbereich des
Bundesministeriums der Verteidigung fallen, stellt das Bundesministerium
fiir Verkehr und digitale Infrastruktur das Einvernehmen mit dem
Bundesministerium der Verteidigung her.

§ 91 Frequenzzuteilung

(2) Frequenzen werden in der Regel von Amts wegen als
Allgemeinzuteilungen durch die Bundesnetz-agentur fiir die Nutzung durch
die Allgemeinheit oder einen nach allgemeinen Merkmalen bestimmten
oder bestimmbaren Personenkreis zugeteilt. Die Allgemeinzuteilung ist zu
veroffentlichen.
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c) eines Informationswerkzeugs gemaf § 80 Absatz 4 Satz 3,

durch die zentrale Informationsstelle des Bundes und der Nutzung dieser
Informationen (Nutzungsbestimmungen), insbesondere zu den
organisatorischen Rahmenbedingungen fiir die Bereitstellung, den
Detailgrad und das technische Format der bereitzustellenden Informationen
sowie den Bereitstellungsweg und die zu beachtenden
Sicherheitsanforderungen. Die Datenlieferungs- sowie die
Nutzungsbestimmungen der aufgrund des Satzes 1 erlassenen
Rechtsverordnung haben insbesondere der Sensitivitat der erfassten
Informationen, der vertraulichen Behandlung von Betriebs- und
Geschaftsgeheimnissen, dem Schutz personenbezogener Daten und dem zu
erwartenden Verwaltungsaufwand Rechnung zu tragen.

(3) Fiir Frequenznutzungen, die in den Aufgabenbereich des
Bundesministeriums der Verteidigung fallen, stellt das Bundesministerium
flir Digitales und Verkehr das Einvernehmen mit dem Bundesministerium
der Verteidigung her.

(2) Frequenzen werden in der Regel von Amts wegen als
Allgemeinzuteilungen durch die Bundesnetzagentur fiir die Nutzung durch
die Allgemeinheit oder einen nach allgemeinen Merkmalen bestimmten
oder bestimmbaren Personenkreis zugeteilt. Die Allgemeinzuteilung ist zu
veroffentlichen.

§ 96 Frequenzzuteilung fiir Rundfunk, Luftfahrt, Seeschifffahrt, Binnenschifffahrt und sicherheitsrelevante Funkanwendungen

(1) Fur Frequenzen, die fiir den Funk der Behorden und Organisationen
mit Sicherheitsaufgaben (BOS-Funk) ausgewiesen sind, legt das

(1) Fur Frequenzen, die fiir den Funk der Behorden und Organisationen
mit Sicherheitsaufgaben (BOS-Funk) ausgewiesen sind, legt das
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Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat im Benehmen mit
den zustandigen obersten Landesbehérden in einer Richtlinie fest:
1.die Zustandigkeiten der beteiligten Behorden,

2. das Verfahren zur Anerkennung als Berechtigter zur Teilnahme am BOS-
Funk,

3. das Verfahren und die Zustandigkeiten bei der Bearbeitung von Antragen
auf Frequenzzuteilung innerhalb der Behdrden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben,

4. die Grundsatze zur Frequenzplanung und die Verfahren zur
Frequenzkoordinierung innerhalb der Behorden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben sowie

5. die Regelungen fiir den Funkbetrieb und fiir die Zusammenarbeit der
Frequenznutzer im BOS-Funk.

Die Richtlinie ist, insbesondere Satz 1 Nummer 4 und 5 betreffend, mit der
Bundesnetzagentur abzustimmen. Das Bundesministerium des Innern, fiir
Bau und Heimat bestatigt im Einzelfall nach Anhorung der jeweils sachlich
zustandigen obersten Bundes- oder Landesbehorden die Zugehorigkeit eines
Antragstellers zum Kreis der nach Satz 1 anerkannten Berechtigten.

§ 98 Zuteilung zur alternativen Frequenznutzung

(2) Die Bundesnetzagentur iberpriift das Vorliegen der Voraussetzungen in
regelmafigen Abstanden von Amts wegen oder auf Antrag eines an der
harmonisierten Nutzung Interessierten. Die Bundesnetzagentur setzt das
Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur, die Kommission
und die anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union von der
getroffenen Entscheidung einschlieflich deren Griinde sowie iiber das
Ergebnis der Uberpriifung der Entscheidung in Kenntnis.
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Bundesministerium des Innern und fiir Heimat im Benehmen mit den
zustandigen obersten Landesbehorden in einer Richtlinie fest:
l.die Zustandigkeiten der beteiligten Behorden,

2. das Verfahren zur Anerkennung als Berechtigter zur Teilnahme am BOS-
Funk,

3. das Verfahren und die Zustandigkeiten bei der Bearbeitung von Antragen
auf Frequenzzuteilung innerhalb der Behorden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben,

4. die Grundsatze zur Frequenzplanung und die Verfahren zur
Frequenzkoordinierung innerhalb der Behorden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben sowie

5. die Regelungen fiir den Funkbetrieb und fiir die Zusammenarbeit der
Frequenznutzer im BOS-Funk.

Die Richtlinie ist, insbesondere Satz 1 Nummer 4 und 5 betreffend, mit der
Bundesnetzagentur abzustimmen. Das Bundesministerium des Innern und
fiir Heimat bestatigt im Einzelfall nach Anhorung der jeweils sachlich
zustandigen obersten Bundes- oder Landesbehorden die Zugehorigkeit eines
Antragstellers zum Kreis der nach Satz 1 anerkannten Berechtigten.

(2) Die Bundesnetzagentur tiberpriift das Vorliegen der Voraussetzungen in
regelmafigen Abstanden von Amts wegen oder auf Antrag eines an der
harmonisierten Nutzung Interessierten. Die Bundesnetzagentur setzt das
Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr, die Kommission und die
anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union von der getroffenen
Entscheidung einschlieflich deren Griinde sowie Uiber das Ergebnis der
Uberpriifung der Entscheidung in Kenntnis.
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§ 103 Uberwachung, Anordnung der AuBerbetriebnahme, Frequenzmonitoring (vorher: § 103 Uberwachung, Anordnung der AuBerbetriebnahme, Monitoring der

Mobilfunkversorgung)

(3) Die Bundesnetzagentur verdffentlicht auf ihrer Internetseite die von den
Mobilfunknetzbetreibern iibermittelten Informationen tiber die tatsachliche,
standortbezogene Mobilfunknetzabdeckung.

(4) Zur Veroffentlichung nach Absatz 3 gehoren anbieterbezogen
insbesondere auch

1. die lokalen Schwerpunkte von Verbindungsabbriichen bei der

(3) Die Bundesnetzagentur kann von Eigentiimern und Betreibern
offentlicher Telekommunikationsnetze anhand eines Frequenzmonitorings
Informationen erheben, die erforderlich sind fiir die Uberwachung

1. der Frequenznutzung nach Absatz 1 Satz 1 und

2. der Erfillung von Nebenbestimmungen nach § 99 Absatz 3 Satz 1 Nummer
1.
Zu den Informationen nach Satz 1 zahlen insbesondere

1. die Verfligbarkeit von 6ffentlichen Mobilfunknetzen auflerhalb und
innerhalb umschlossener Raume, insbesondere in Kraft- und
Schienenfahrzeugen,

2. die lokalen Schwerpunkte von Verbindungsabbriichen bei der Nutzung
von Sprachkommunikationsdiensten und

3. die ortliche Verfiigbarkeit von 6ffentlichen Mobilfunknetzen entlang der
Bundesautobahnen und Bundesstraflen, des nachgeordneten Straflennetzes
sowie der Schienen- und Wasserwege.

Die zentrale Informationsstelle des Bundes und die Bundesnetzagentur
vermeiden doppelte Erhebungen inhaltsgleicher Informationen. Zu diesem
Zweck tauschen sie, soweit erforderlich, Informationen aus."

(4) Die Bundesnetzagentur stellt der zentralen Informationsstelle des Bundes
Informationen nach Absatz 3 bereit. Die zentrale Informationsstelle des
Bundes kann unternehmensbezogen Informationen zum Stand der
Erfiillung von Nebenbestimmungen nach § 99 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1
verdffentlichen. Im Ubrigen kann sie unternehmensbezogen die
Informationen nach Absatz 3 Satz 1 veroffentlichen, soweit Betriebs- und
Geschaftsgeheimnisse nicht entgegenstehen. Die zentrale Informationsstelle
des Bundes hat die nach Satz 1 empfangenen Informationen entsprechend §
85 Absatz 1 den Organen der Gebietskorperschaften und deren
Auftragnehmern bereitzustellen.
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Sprachtelefonie und
2. der Grad der Versorgung

entlang von Bundesfernstrafen, des nachgeordneten Stralflennetzes sowie
der Schienen- und Wasserwege, um die Erreichung des
Frequenzregulierungsziels nach § 87 Absatz 2 Nummer 1 sicherzustellen.

(5) Die Bundesnetzagentur berichtet erstmals sechs Monate nach aufgehoben
Inkrafttreten der Absatze 3 und 4 und im Anschluss jahrlich dem Ausschuss
flir Verkehr und digitale Infrastruktur des Deutschen Bundestags iiber den
Zustand der Mobilfunkversorgung insbesondere im Hinblick auf die
Entwicklung bezliglich der in Absatz 4 genannten Aspekte. Gegenstand des
Berichts soll zudem der anbieterbezogene Stand der Erfiillung von
Nebenbestimmungen im Sinne des § 99 Absatz 3 sein, die mit der Zuteilung
von Frequenzen fiir den Mobilfunk verbunden und zum Zeitpunkt der
Berichterstattung nicht bereits vollstandig erfiillt sind.
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§ 106a Mitwirkung von Eigentiimern und Betreibern von Eisenbahninfrastrukturen bei der Mobilfunkversorgung entlang von Schienenwegen;

Verordnungsermachtigung

(1) Die Bundesnetzagentur kann gegeniiber Eigentiimern und Betreibern von
Eisenbahninfrastrukturen MaRnahmen anordnen, um eine hochwertige,

liickenlose und unterbrechungsfreie Versorgung mit

Mobilfunkdienstleistungen entlang von Schienenwegen durch Betreiber

offentlicher Mobilfunknetze zu ermdglichen.

(2) Anordnungen nach Absatz 1 kénnen folgende Mitwirkungshandlungen

der verpflichteten Unternehmen umfassen:

1. die Bereitstellung von Informationen iiber vorhandene und geplante
passive Netzinfrastrukturen entlang der Schienenwege, iiber nutzbare
Grundstiicke und Infrastrukturen wie Strom- und Glasfaserleitungen

entlang der Schienenwege sowie iiber laufende oder geplante Ausbau-,

Instandhaltungs- und Erneuerungsmafinahmen von
Eisenbahninfrastrukturen (Mitwirkungsobjekt),
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2. das Fihren von Verhandlungen iiber die Mitnutzung eines
Mitwirkungsobjekts,
3. die Abgabe eines Angebots uiber die Mitnutzung eines Mitwirkungsobjekts,

4. die Gestattung der Mitnutzung eines Mitwirkungsobjekts oder seiner
Bebauung durch Betreiber o6ffentlicher Mobilfunknetze, sofern die
Verhandlungen tiber die Mitnutzung nicht innerhalb von vier Monaten nach
Beginn der Verhandlungen gemaR Nummer 2 zum Abschluss einer
Vereinbarung gefiihrt haben, und

5. die Vornahme baulicher Maflnahmen, die die Errichtung von
Telekommunikationslinien entlang von Schienenwegen unterstiitzen, auf
Antrag eines Betreibers o6ffentlicher Mobilfunknetze, sofern bestehende
bauliche Anlagen nicht ausreichen, um das in Absatz 1 festgelegte Ziel zu
erreichen.

Mitnutzung im Sinne des Satzes 1 erfasst auch die Nutzung eines
Grundstucks zur

Errichtung einer baulichen Anlage zur Verbesserung der
Mobilfunkversorgung entlang von Schienenwegen unter Erstattung der
anfallenden Mehrkosten. Die Anordnung nach Satz 1 kann auch die
Bedingungen der Mitwirkung einschlieflich der Entgelte der
Mitwirkungshandlungen nach Satz 1 umfassen. Die Bedingungen
einschlieflich der Entgelte nach Satz 3 sind fair und angemessen zu
bestimmen und konnen Regelungen uiber die in Entgelten
beriicksichtigungspflichtigen Mehrkosten enthalten, die Eigentiimern und
Betreibern von Eisenbahninfrastrukturen durch den Betreiber 6ffentlicher
Mobilfunknetze zu ersetzen sind. Anordnungen nach Satz 1 Nummer 4 und
Nummer 5 haben die Vorschriften tiber die Durchfiihrung des sicheren
Eisenbahnbetriebs zu beriicksichtigen.
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§ 117 Auskunftsanspruch

(2) Jeder, der ein berechtigtes Interesse daran hat, kann von demjenigen,
dem von der Bundesnetzagentur (0)137er-Rufnummern oder Rufnummern
fir Kurzwahldienste zugeteilt sind, unentgeltlich

1. Auskunft Giber den Namen und die ladungsfahige Anschrift desjenigen
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(3) Vor einer Anordnung nach Absatz 2 sind die betroffenen Kreise
anzuhoren.

An einem Verfahren nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 und Nummer 5 ist die
zustandige Eisenbahnaufsichtsbehorde beteiligt. Vor Erlass der Anordnung
nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 und Nummer 5 hat die Bundesnetzagentur
eine Einschatzung der zustandigen Eisenbahnaufsichtsbehorde einzuholen,
inwieweit die angeordnete MafRnahme die Sicherheit des Eisenbahnbetriebs
beriihren konnte und ob die angeordnete MafRnahme, gegebenenfalls unter
Auflagen, unter Beachtung der Vorschriften iiber die Durchfiihrung des
sicheren Eisenbahnbetriebs realisierbar ist. Eine Anordnung nach Absatz 2
Satz 1 Nummer 4 und Nummer 5 ist nur zulassig, soweit die Sicherheit des
Eisenbahnbetriebs hierdurch nicht beeintrachtigt wird.

(4) Das Bundesministerium flir Digitales und Verkehr wird erméchtigt, durch
Rechtsverordnung Regelungen zur naheren Ausgestaltung der
Mitwirkungshandlungen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 bis 5, zu der
Nutzung eines Grundstiicks nach Absatz 2 Satz 2 sowie zu den Bedingungen
der Mitwirkung einschliefllich der Entgelte einer Gestattung der Mitnutzung
nach Absatz 2 Satz 3 zu treffen. Das Bundesministerium fiir Digitales und
Verkehr kann die Ermachtigung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf
die Bundesnetzagentur Ubertragen. Eine Rechtsverordnung der
Bundesnetzagentur nach Satz 2, ihre Anderung und ihre Aufhebung
bediirfen des Einvernehmens mit dem Bundesministerium fiir Digitales und
Verkehr.

(2) Jeder, der ein berechtigtes Interesse daran hat, kann von demjenigen,
dem von der Bundesnetzagentur (0)137er-Rufnummern oder
Kurwahlnummern zugeteilt sind, unentgeltlich

1. Auskunft Giber den Namen und die ladungsfahige Anschrift desjenigen

verlangen, der tiber eine dieser Rufnummern Dienstleistungen anbietet, oder verlangen, der iber eine dieser Rufnummern Dienstleistungen anbietet, oder

2. die Mitteilung verlangen, an wen die Rufnummer gemaR § 59 ibertragen

2. die Mitteilung verlangen, an wen die Rufnummer gemaR § 59 Uibertragen
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wurde.

Bei Kurzwahlnummern, die nicht von der Bundesnetzagentur zugeteilt
wurden, besteht der Anspruch gegeniiber demjenigen, in dessen Netz die
Kurzwahlnummer geschaltet ist. Bei gemaR § 59 uibertragenen Rufnummern
besteht der Anspruch auf Auskunft nach Satz 1 Nummer 1 gegeniiber dem
Anbieter, zu dem die Rufnummer iibertragen wurde. Die Auskiinfte nach den
Satzen 1 bis 3 sollen innerhalb von zehn Werktagen nach Eingang der
schriftlich oder elektronisch gestellten Anfrage erteilt werden. Die
Auskunftsverpflichteten haben die Angabe bei ihren Kunden zu erheben und
aktuell zu halten.

§ 120 Rufnummerniibermittlung

(4) Samtliche an der Verbindung beteiligte Anbieter 6ffentlich zuganglicher
Telekommunikationsdienste miissen sicherstellen, dass als Rufnummer des
Anrufers nur dann eine national signifikante Rufnummer des deutschen
Nummernraums angezeigt wird, wenn die Verbindung aus dem offentlichen
deutschen Telefonnetz iibergeben wird. Wird eine Verbindung, bei der eine
national signifikante Rufnummer des deutschen Nummernraums angezeigt
wird, aus dem auslandischen Telefonnetz iibergeben, haben die Anbieter
sicherzustellen, dass netzintern der Eintrittsweg der Verbindung in das
deutsche Netz eindeutig gekennzeichnet wird; die Rufnummernanzeige ist
zu unterdricken. Ausgenommen von Satz 1 ist das internationale Roaming
im Mobilfunk. Angerufene miissen die Moglichkeit haben, Anrufe mit
unterdriickter Rufnummernanzeige auf einfache Weise und unentgeltlich
abzuweisen.

§ 123 Befugnisse der Bundesnetzagentur

(7) Soweit fiir Premium-Dienste, Auskunftsdienste, Massenverkehrsdienste
oder Service-Dienste die Tarifhoheit bei dem Anbieter des Anrufers liegt und
deshalb unterschiedliche Entgelte fiir Verbindungen gelten wiirden, legt die
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wurde.

Bei Kurzwahlnummern, die nicht von der Bundesnetzagentur zugeteilt
wurden, besteht der Anspruch gegeniiber demjenigen, in dessen Netz die
Kurzwahlnummer geschaltet ist. Bei gemaf § 59 iibertragenen Rufnummern
besteht der Anspruch auf Auskunft nach Satz 1 Nummer 1 gegeniiber dem
Anbieter, zu dem die Rufnummer iibertragen wurde. Die Auskiinfte nach den
Satzen 1 bis 3 sollen innerhalb von zehn Werktagen nach Eingang der
schriftlich oder elektronisch gestellten Anfrage erteilt werden. Die
Auskunftsverpflichteten haben die Angabe bei ihren Kunden zu erheben und
aktuell zu halten.

(4) Samtliche an der Verbindung beteiligte Anbieter 6ffentlich zuganglicher
Telekommunikationsdienste miissen sicherstellen, dass als Rufnummer des
Anrufers nur dann eine national signifikante Rufnummer des deutschen
Nummernraums angezeigt wird, wenn die Verbindung aus dem o6ffentlichen
deutschen Telefonnetz iibergeben wird. Wird eine Verbindung, bei der eine
national signifikante Rufnummer des deutschen Nummernraums angezeigt
wird, aus dem auslandischen Telefonnetz (ibergeben, haben die Anbieter
sicherzustellen, dass netzintern der Eintrittsweg der Verbindung in das
deutsche Netz eindeutig gekennzeichnet wird; die Rufnummernanzeige ist
zu unterdricken. Ausgenommen von Satz 1 und Satz 2 Halbsatz 2 ist das
internationale Roaming im Mobilfunk. Angerufene miissen die Moglichkeit
haben, Anrufe mit unterdriickter Rufnummernanzeige auf einfache Weise
und unentgeltlich abzuweisen.

(7) Liegt die Tarifhoheit fiir Premium-Dienste, Auskunftsdienste,
Massenverkehrsdienste oder Service-Dienste ganz oder teilweise bei dem
Anbieter des Anrufers, sodass unterschiedliche Entgelte fiir Verbindungen
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Bundesnetzagentur nach Anhorung der betroffenen Unternehmen,
Fachkreise und Verbraucherverbande zum Zweck der Preisangabe und
Preisansage nach den §§ 109 und 110 jeweils bezogen auf bestimmte
Nummernbereiche oder Nummernteilbereiche den Preis netziibergreifend
fiir simtliche Anbieter fest. Soweit erforderlich, legt die Bundesnetzagentur
dabei auch fest, durch wen die Preisansage nach § 110 Absatz 1 zu erfolgen
hat. Teil 2 Abschnitt 2 bleibt unberuhrt.

§ 125 Berechtigung zur Nutzung 6ffentlicher Wege und ihre Ubertragung

(2) Der Bund iibertragt die Nutzungsberechtigung nach Absatz 1 durch die
Bundesnetzagentur auf Antrag an die Eigentiimer oder Betreiber offentlicher
Telekommunikationsnetze oder 6ffentlichen Zwecken dienen der
Telekommunikationslinien. In dem Antrag nach Satz 1 ist das Gebiet zu
bezeichnen, fiir das die Nutzungsberechtigung tibertragen werden soll.

§ 127 Verlegung und Anderung von Telekommunikationslinien

(3) Die Zustimmung gilt nach Ablauf einer Frist von drei Monaten nach
Eingang des vollstandigen Antrags als erteilt. Diese Zustimmungsfrist
beginnt nicht, wenn der Antrag unvollstandig ist und der zustandige
Wegebaulasttrager dies innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags
beim zustandigen Wegebaulasttrager dem Antragsteller in Textform mitteilt.
Im Fall der Erganzung oder Anderung des Antrags beginnen die Fristen
nach den Satzen 1 und 2 neu zu laufen. Die Zustimmungsfrist kann um einen
Monat verlangert werden, wenn dies wegen der Schwierigkeit der
Angelegenheit gerechtfertigt ist. Die Fristverlangerung ist zu begriinden und
rechtzeitig mitzuteilen.
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gelten wiirden, legt die Bundesnetzagentur nach Anhorung der betroffenen
Unternehmen, Fachkreise und Verbraucherverbande zum Zweck der
Preisangabe und Preisansage nach den §§ 109 und 110 jeweils bezogen auf
bestimmte Nummernbereiche oder Nummernteilbereiche den Preis
netziibergreifend fiir simtliche Anbieter fest.

(2) Der Bund iibertragt die Nutzungsberechtigung nach Absatz 1 durch die
Bundesnetzagentur auf Antrag an die Eigentiimer oder Betreiber 6ffentlicher
Telekommunikationsnetze oder 6ffentlichen Zwecken dienender
Telekommunikationslinien. In dem Antrag nach Satz 1 ist das Gebiet zu
bezeichnen, fiir das die Nutzungsberechtigung iibertragen werden soll.

(3) Die Zustimmung gilt nach Ablauf einer Frist von zwei Monaten nach
Eingang des vollstandigen Antrags als erteilt. Der Antrag auf Verlegung oder
Anderung von Telekommunikationslinien muss mindestens die folgenden
Angaben enthalten:

1. den Legeort,
2. die Mindestiiberdeckung und

3. das Legeverfahren.
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(4) Wird eine nach MaRgabe etwaiger Verwaltungsvorschriften des jeweils
zustandigen Wegebaulasttragers nur geringfiigige bauliche Malnahme
diesem vollstandig angezeigt, und fordert dieser nicht innerhalb eines
Monats den Anzeigenden auf, einen entsprechenden Antrag zu stellen, gilt
die Zustimmung nach Absatz 1 als erteilt. Diese Zustimmungsfrist beginnt
nicht, wenn die Anzeige unvollstandig ist und der zustandige
Wegebaulasttrager dies innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige
beim zustandigen Wegebaulasttrager dem Anzeigenden in Textform mitteilt.
Im Fall der Erganzung oder Anderung der Anzeige beginnen die Fristen
nach den Satzen 1 und 2 neu zu laufen.
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Diese Zustimmungsfrist beginnt nicht, wenn der Antrag unvollstandig ist
und der zustandige Wegebaulasttrager dies innerhalb von drei Wochen nach
Eingang des Antrags beim zustandigen Wegebaulasttrager dem
Antragsteller in Textform mitteilt. Im Fall der Erganzung oder Anderung des
Antrags beginnen die Fristen nach den Satzen 1 und 2 neu zu laufen. Die
Zustimmungsfrist kann um zwei Monate verlangert werden, wenn dies
wegen der Schwierigkeit der Angelegenheit gerechtfertigt ist. Die
Fristverlangerung ist zu begriinden und rechtzeitig mitzuteilen. Nach Ablauf
der Frist nach Satz 1 muss der zustandige Wegebaulasttrager dem
Antragssteller spatestens innerhalb einer Woche nach Aufforderung durch
den Antragsteller den Eintritt der Fiktion nach Satz 1 schriftlich oder
elektronisch mitteilen.

(4) Wird eine nur geringfiigige bauliche Mafinahme dem zustdndigen
Wegebaulasttrager vollstandig angezeigt, und fordert dieser nicht innerhalb
eines Monats den Anzeigenden auf, einen entsprechenden Antrag zu stellen,
gilt die Zustimmung nach Absatz 1 als erteilt. Diese Zustimmungsfrist
beginnt nicht, wenn die Anzeige unvollstandig ist und der zustandige
Wegebaulasttrager dies innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige
beim zustandigen Wegebaulasttrager dem Anzeigenden in Textform mitteilt.
Ein vollstandiger Antrag muss eine Mitteilung zu Legeort,
Mindestiiberdeckung und Legeverfahren enthalten. Im Fall der Erganzung
oder Anderung der Anzeige beginnen die Fristen nach den Séitzen 1 und 2
neu zu laufen.

Eine geringfiigige MaRnahme liegt vor, wenn die bauliche Ma3nahme

1. dem Anschluss von Gebauden (Hausstich) dient und eine Lange von 10
Metern auf 6ffentlichem Grund nicht iiberschreitet oder

2. nicht mehr als 100 Meter Grabenlange und nicht mehr als 80
Quadratmeter Flache umfasst, soweit die bauliche Mallnahme auf
Gehwegen, Trenn-, Seiten-, Rand- oder Sicherheitsstreifen erfolgt.

Satz 5 gilt nicht, wenn besondere SchutzmaRnahmen fiir
Baumbepflanzungen erforderlich sind, Briicken oder andere
Ingenieurbauwerke, die StraBenausstattung oder ahnliche Objekte betroffen
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(7) Dem Trager der StraRenbaulast ist mitzuteilen, ob Glasfaserleitungen oder
Leerrohrsysteme, die der Aufnahme von Glasfaserleitungen dienen, in
geringerer als der nach den anerkannten Regeln der Technik vorgesehenen
Verlegetiefe, wie zum Beispiel im Wege des Micro- oder Minitrenching,
verlegt werden (mindertiefe Verlegung). Eine mindertiefe Verlegung darf
erfolgen, wenn der Antragsteller die durch eine mogliche wesentliche
Beeintrachtigung des Schutzniveaus entstehenden Kosten oder den etwaig
hoheren Erhaltungsaufwand iibernimmt. Die Satze 1 und 2 sind auf die
Verlegung von Glasfaserleitungen oder Leerrohrsystemen in
Bundesautobahnen und autobahnahnlich ausgebauten Bundesfernstraflen
nicht anzuwenden.

(8) Die Zustimmung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden, die
diskriminierungsfrei zu gestalten sind; die Nebenbestimmungen diirfen nur
die Art und Weise der Errichtung der Telekommunikationslinie sowie die
dabei zu beachtenden Regeln der Technik, die Sicherheit und Leichtigkeit
des Verkehrs, die im Bereich des jeweiligen Wegebaulasttragers tibliche
Dokumentation der Lage der Telekommunikationslinie nach
geographischen Koordinaten und die Verkehrssicherungspflichten regeln.
Soweit keine anerkannten Regeln der Technik fiir die mindertiefe Verlegung
oder Errichtungs- und Anbindungskonzepte fiir drahtlose Zugangspunkte
mit geringer Reichweite bestehen, und der Wegebaulasttrager von den
Angaben des Antragsstellers abweichende Vorgaben zur Art und Weise der
Errichtung bei der mindertiefen Verlegung oder bei der Errichtung und
Anbindung drahtloser Zugangspunkte mit geringer Reichweite macht,
miissen diese aus Griinden der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung
notwendig sein. Die Zustimmung kann auerdem von der Leistung einer
angemessenen Sicherheit abhangig gemacht werden.
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sind. Der jeweils zustandige Wegebaulasttrager kann durch
Verwaltungsvorschrift weitere geringfligige bauliche Mallnahmen
definieren.

(7) Dem Trager der StrafRenbaulast ist mitzuteilen, ob Glasfaserleitungen oder
Leerrohrsysteme, die der Aufnahme von Glasfaserleitungen dienen,
beziiglich der Mindestiiberdeckung abweichend von den anerkannten
Regeln der Technik verlegt werden. Eine Verlegung nach Satz 1 darf
erfolgen, wenn der Antragssteller die durch eine mogliche wesentliche
Beeintrachtigung des Schutzniveaus entstehenden Kosten oder den etwaig
hoheren Erhaltungsaufwand tibernimmt. Die Satze 1 und 2 sind auf die
Verlegung von Glasfaserleitungen oder Leerrohrsystemen in
Bundesautobahnen und autobahnahnlich ausgebauten Bundesfernstrallen
nicht anzuwenden.

(8) Die Zustimmung kann mit Nebenbestimmungen versehen werden, die
diskriminierungsfrei zu gestalten sind; die Nebenbestimmungen diirfen nur
die Art und Weise der Errichtung der Telekommunikationslinie sowie die
dabei zu beachtenden Regeln der Technik, die Sicherheit und Leichtigkeit
des Verkehrs, die im Bereich des jeweiligen Wegebaulasttragers tibliche
Dokumentation der Lage der Telekommunikationslinie nach
geographischen Koordinaten und die Verkehrssicherungspflichten regeln.
Soweit keine anerkannten Regeln der Technik fiir die Verlegung nach
Absatz 7 Satz 1 oder Errichtungs- und Anbindungskonzepte fiir drahtlose
Zugangspunkte mit geringer Reichweite bestehen, und der
Wegebaulasttrager von den Angaben des Antragsstellers abweichende
Vorgaben zur Art und Weise der Errichtung bei der mindertiefen Verlegung
oder bei der Errichtung und Anbindung drahtloser Zugangspunkte mit
geringer Reichweite macht, miissen diese aus Griinden der 6ffentlichen
Sicherheit oder Ordnung notwendig sein. Die Zustimmung kann auRerdem
von der Leistung einer angemessenen Sicherheit abhangig gemacht werden,
um zu gewahrleisten, dass Verpflichtungen des Antragsstellers gegentiiber
dem Trager der Wegebaulast fiir den Fall der Zahlungsunfahigkeit des
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Antragstellers gesichert sind.

(9) Zur Vorbereitung der Planung und der Baudurchfiihrung zum Zweck der
Verlegung oder Anderung von Telekommunikationslinien diirfen
notwendige Untersuchungen einschliefllich des Eingriffs in den 6ffentlichen
Weg durchgefiihrt und voriibergehende Kennzeichnungen angebracht
werden. Die Durchfiihrung der Malnahme nach Satz 1 ist dem
Wegebaulasttrager zwei Wochen vor Durchfiihrung schriftlich oder
elektronisch mitzuteilen; dabei sind die konkreten Arbeiten zu benennen.
Die §§ 126 und 129 sind entsprechend anzuwenden. Der Eingriff in
Ingenieurbauwerke ist nicht gestattet.

§ 134a Anschluss von drahtlosen Zugangspunkten an das Elektrizitatsversorgungsnetz

§ 136 Informationen iiber passive Netzinfrastrukturen

(5) Werden nach Absatz 1 beantragte Informationen bereits von der zentralen
Informationsstelle des Bundes gemal § 78 Absatz 1 Nummer 1 bereitgestellt,
geniigt anstelle einer Erteilung der Informationen durch den Eigentiimer
oder Betreiber des offentlichen Versorgungsnetzes ein Hinweis an den
Antragsteller, dass die Informationen nach Absatz 6 einsehbar sind. Der
Eigentliimer oder Betreiber des offentlichen Versorgungsnetzes kann der
zentralen Informationsstelle des Bundes die Informationen iiber die
passiven Netzinfrastrukturen seines Versorgungsnetzes zur Bereitstellung
gemal § 78 Absatz 1 Nummer 1im Rahmen der hierfiir von der zentralen
Informationsstelle des Bundes vorgegebenen Bedingungen zur Verfiigung
stellen.

Betreiber von Elektrizitatsversorgungsnetzen miissen drahtlose
Zugangspunkte an der Stelle an ihr Netz anschliefen, die die kiirzeste
Entfernung zum Standort der Anlage aufweist, wenn nicht dieses oder ein
anderes Netz einen technisch und wirtschaftlich glinstigeren
Verkniipfungspunkt aufweist.

(5)Werden nach Absatz 1 beantragte Informationen bereits von der zentralen
Informationsstelle des Bundes gemaf § 78 Absatz 1 bereitgestellt, geniigt
anstelle einer Erteilung der Informationen durch den Eigentiimer oder
Betreiber des offentlichen Versorgungsnetzes ein Hinweis an den
Antragsteller, dass die Informationen im Gigabit-Grundbuch abrufbar sind.
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Die zentrale Informationsstelle des Bundes macht die nach Absatz 5 Satz 2
erhaltenen Informationen unverziiglich zuganglich:

1. den Eigentliimern oder Betreibern o6ffentlicher Telekommunikationsnetze,
2. dem Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur sowie

3. den Gebietskorperschaften der Lander und der Kommunen.

Die Zuganglichmachung erfolgt elektronisch unter verhaltnismafigen,
diskriminierungsfreien und transparenten Bedingungen. Naheres regelt die
zentrale Informationsstelle des Bundes in Einsichtnahmebedingungen, die
insbesondere der Sensitivitat der erfassten Daten und dem zu erwartenden
Verwaltungsaufwand Rechnung zu tragen haben.

(7) Die zentrale Informationsstelle des Bundes kann die nach Absatz 5 Satz 2
erhaltenen Informationen auch fiir die Bereitstellung einer gebietsbezogenen
Ubersicht gemaR § 79 Absatz 1 Nummer 1 verwenden.

§ 142 Informationen iiber Bauarbeiten an 6ffentlichen Versorgungsnetzen

(6) Innerhalb der in Absatz 2 genannten Frist sind die Informationen auch
der zentralen Informationsstelle des Bundes zu iibermitteln. Sie macht diese
Informationen anderen Interessenten, die ein berechtigtes Interesse an der
Einsichtnahme haben, in geeigneter Form zuganglich. Naheres regeln die
Einsichtnahmebedingungen der zentralen Informationsstelle des Bundes.

§ 145 Netzinfrastruktur von Gebauden

(2) Eigentiimer oder Betreiber 6ffentlicher Telekommunikationsnetze
konnen, um ihr Netz in den Rdumlichkeiten des Endnutzers abzuschlieflen,
bei den Eigentiimern oder Betreibern von gebaudeinternen Komponenten
offentlicher Telekommunikationsnetze oder den Eigentiimern von
Verkabelungen und zugehorigen Einrichtungen in Gebauden am Standort
des Endnutzers die Mitnutzung der gebaudeinternen Netzinfrastruktur
beantragen. Liegt der erste Konzentrations- oder Verteilerpunkt eines
offentlichen Telekommunikationsnetzes auflerhalb des Gebaudes, so gilt
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aufgehoben

aufgehoben

(6) Innerhalb der in Absatz 2 genannten Frist sind die Informationen auch
der zentralen Informationsstelle des Bundes zu iibermitteln.

(2) Eigentliimer oder Betreiber 6ffentlicher Telekommunikationsnetze
konnen, um ihr Netz in den Rdumlichkeiten des Endnutzers abzuschliefen,
bei den Eigentiimern oder Betreibern von gebaudeinternen Komponenten
offentlicher Telekommunikationsnetze oder den Eigentiimern von
Verkabelungen und zugehorigen Einrichtungen in Gebauden am Standort
des Endnutzers die Mitnutzung der gebaudeinternen Netzinfrastruktur
beantragen. Liegt der erste Konzentrations- oder Verteilerpunkt eines
offentlichen Telekommunikationsnetzes auflerhalb des Gebaudes, so gilt
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Absatz 1 ab diesem Punkt entsprechend.

(5) Gebaude, die umfangreich renoviert werden und iber Anschliisse fiir
Endnutzer von Telekommunikationsdiensten verfiigen sollen, sind
gebaudeintern bis zu den Netzabschlusspunkten mit passiven
Netzinfrastrukturen fiir Netze mit sehr hoher Kapazitat sowie einem
Zugangspunkt zu diesen passiven gebaudeinternen Netzkomponenten
auszustatten.
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Satz 1 ab diesem Punkt entsprechend.

(5) Gebaude, die umfangreich renoviert werden und {iber Anschliisse fiir
Endnutzer von Telekommunikationsdiensten verfiigen sollen, sind
gebaudeintern bis zu den Netzabschlusspunkten mit geeigneten passiven
Netzinfrastrukturen fiir Netze mit sehr hoher Kapazitat sowie einem
Zugangspunkt zu diesen passiven gebaudeinternen Netzkomponenten
auszustatten.

§ 148 Vertraulichkeit der Verfahren, Informationsverarbeitung und Gewahrung der Einsichtnahme

(2) Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur kann die
Informationen, die es fiir die Aufgabenerfiillung nach § 78 Absatz 1 Nummer
1und 5 erhalten hat, verarbeiten und auf Antrag den am Ausbau von
offentlichen Versorgungsnetzen Beteiligten Einsicht in die verarbeiteten
Informationen gewahren. Fiir die Verwendung der nach Satz 1 gewonnenen
Informationen gilt Absatz 1 entsprechend.

(2) Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr kann die
Informationen, die es fiir die Aufgabenerfiillung nach § 78 Absatz 1 Satz 1
Nummer 1 und 5 erhalten hat, verarbeiten und auf Antrag den am Ausbau
von Offentlichen Versorgungsnetzen Beteiligten Einsicht in die verarbeiteten
Informationen gewahren. Fiir die Verwendung der nach Satz 1 gewonnenen
Informationen gilt Absatz 1 entsprechend.

§ 149 Regulierungsziele, Entgeltmaflstdbe und Fristen der nationalen Streitbeilegung

(5) In dem Verfahren nach Absatz 1 Nummer 4 richtet sich die Bestimmung
der Hohe des Mitnutzungsentgelts fiir Eigentiimer oder Betreiber von
gebaudeinternen Komponenten 6ffentlicher Telekommunikationsnetze oder
Eigentiimer von Verkabelungen und zugehorigen Einrichtungen in
Gebauden nach den Mafstaben des Absatzes 2, ohne dass ein Aufschlag
gewahrt wird. Fiir ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes errichtete
gebaudeinterne Komponenten eines Netzes mit sehr hoher Kapazitat oder
aufgeriistete gebaudeinterne Netzinfrastrukturen, die vollstandig aus
Glasfaserkomponenten bestehen, richtet sich fiir den die Mitnutzung
beantragenden Eigentiimer oder Betreiber eines 6ffentlichen
Telekommunikationsnetzes die Bestimmung des Mitnutzungsentgelts nach
den Maf3stdben des Absatzes 3, soweit die mitzunutzende gebaudeinterne
Netzinfrastruktur auf Kosten eines Eigentiimers oder Betreibers eines

(5) In dem Verfahren nach Absatz 1 Nummer 4 richtet sich die Bestimmung
der Hohe des Mitnutzungsentgelts fiir Eigentiimer oder Betreiber von
gebaudeinternen Komponenten 6ffentlicher Telekommunikationsnetze oder
Eigentiimer von Verkabelungen und zugehorigen Einrichtungen in
Gebauden nach den MaRstdben des Absatzes 2, ohne dass ein Aufschlag
gewahrt wird. Fiir ab dem Inkrafttreten dieses Gesetzes errichtete
gebaudeinterne Komponenten eines Netzes mit sehr hoher Kapazitat oder
aufgeriistete gebaudeinterne Netzinfrastrukturen, die vollstandig aus
Glasfaserkomponenten bestehen, richtet sich fiir den die Mitnutzung
beantragenden Eigentiimer oder Betreiber eines offentlichen
Telekommunikationsnetzes die Bestimmung des Mitnutzungsentgelts nach
den Maf3staben des Absatzes 3, soweit die mitzunutzende gebaudeinterne
Netzinfrastruktur auf Kosten eines Eigentiimers oder Betreibers eines
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offentlichen Telekommunikationsnetzes, der kein mit dem am Gebaude
Verfiigungsberechtigten verbundenes Unternehmen im Sinne des § 3
Nummer 69 ist, errichtet wurde. Soweit der die Mitnutzung begehrende
Telekommunikationsnetzbetreiber Investitionen zur Herstellung dieser
Infrastruktur getatigt hat, kann er die Mitnutzung entgeltfrei beanspruchen,
es sei denn, dass die Mitnutzung aufgrund besonderer technischer oder
baulicher Gegebenheiten einen auBergewohnlichen Aufwand verursacht.
Der Maflstab nach Satz 3 gilt nur fiir solche Investitionen, die erstmalig ab
Inkrafttreten dieses Gesetzes getatigt werden.

(7) Die Bundesnetzagentur entscheidet nach Eingang des vollstandigen
Antrags verbindlich in dem Verfahren nach

1. Absatz 1 Nummer 1 und 5 innerhalb von vier Monaten und

2. Absatz 1 Nummer 2 bis 4 und 6 innerhalb von zwei Monaten.

§ 150 Genehmigungsfristen fiir Bauarbeiten

Genehmigungen fiir Bauarbeiten, die zum Zweck des Aufbaus der
Komponenten von Netzen mit sehr hoher Kapazitat notwendig sind, sind
innerhalb von drei Monaten nach Eingang eines vollstandigen Antrags zu
erteilen oder abzulehnen. Die Frist kann um einen Monat verlangert werden,
wenn dies wegen der Schwierigkeit der Angelegenheit gerechtfertigt ist. Die
Fristverlangerung ist zu begriinden und rechtzeitig mitzuteilen.

§ 151 Verordnungsermachtigungen

(1) Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur wird
ermachtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates im
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offentlichen Telekommunikationsnetzes, der kein mit dem am Gebaude
Verfligungsberechtigten verbundenes Unternehmen im Sinne des § 3
Nummer 69 ist, errichtet wurde. Soweit der die Mitnutzung begehrende
Telekommunikationsnetzbetreiber Investitionen zur Herstellung dieser
Infrastruktur getatigt hat, kann er die Mitnutzung entgeltfrei beanspruchen,
es sei denn, dass die Mitnutzung aufgrund besonderer technischer oder
baulicher Gegebenheiten einen aullergewohnlichen Aufwand verursacht.
Der Mafistab nach Satz 3 gilt nur fiir solche Investitionen, die erstmalig nach
dem 4. November 2016 getatigt wurden.

(7) Die Bundesnetzagentur entscheidet nach Eingang des vollstandigen
Antrags verbindlich in dem Verfahren nach

1. Absatz 1 Nummer 1 und 5 innerhalb von vier Monaten und

2. Absatz 1 Nummer 2 bis 4 und 6 innerhalb von zwei Monaten.

Die Vollstandigkeit des Antrags setzt entweder eine Kennzeichnung von
Betriebs-und Geschaftsgeheimnissen und die Vorlage einer zusatzlichen, um
Betriebs- oder Geschaftsgeheimnisse bereinigten Fassung nach § 216 Satz 1
und 2 oder die Erklarung voraus, dass der Antrag keine Betriebs- oder
Geschaftsgeheimnisse enthalt.

Genehmigungen fiir Bauarbeiten, die zum Zweck des Aufbaus der
Komponenten von Netzen mit sehr hoher Kapazitat notwendig sind, sind
innerhalb von zwei Monaten nach Eingang eines vollstandigen Antrags zu
erteilen oder abzulehnen. Die Frist kann um einen Monat verlangert werden,
wenn dies wegen der Schwierigkeit der Angelegenheit gerechtfertigt ist. Die
Fristverlangerung ist zu begriinden und rechtzeitig mitzuteilen.

(1) Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr wird erméchtigt, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates im Benehmen mit
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Benehmen mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie passive
Netzinfrastrukturen zu benennen, die von den in den §§ 79, 82, 136 und 137
genannten Rechten und Pflichten ausgenommen sind. Die Ausnahmen sind
hinreichend zu begriinden. Sie diirfen nur darauf gestiitzt werden, dass der
Schutz von Teilen Kritischer Infrastrukturen betroffen ist oder dass die
passiven Netzinfrastrukturen fiir die Telekommunikation technisch
ungeeignet sind. Soweit die Ausnahmen auf den Schutz von Teilen
Kritischer Infrastrukturen gestiitzt werden, bedarf die Rechtsverordnung des
Einvernehmens mit dem Bundesministerium des Innern, fiir Bau und
Heimat.

(2) Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur wird
ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates
bedarf, iiber die in § 142 Absatz 4 vorgesehenen Ablehnungsgriinde von den
in § 142 festgelegten Rechten und Pflichten hinausgehende Ausnahmen
vorzusehen und Kategorien von Bauarbeiten zu benennen, die der zentralen
Informationsstelle des Bundes zu melden sind. Solche Kategorien diirfen nur
Bauarbeiten enthalten, deren anfanglich geplante Dauer acht Wochen
uberschreitet. Die Rechtsverordnung ist hinreichend zu begriinden und kann
im Umfang oder Wert geringfiigige Bauarbeiten oder Kritische
Infrastrukturen ausnehmen. Soweit die Ausnahmen auf den Schutz von
Teilen Kritischer Infrastrukturen gestiitzt werden, bedarf die
Rechtsverordnung des Einvernehmens mit dem Bundesministerium des
Innern, fir Bau und Heimat.

(3) Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur wird
ermachtigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates
bedarf, Ausnahmen von den in § 143 festgelegten Rechten und Pflichten
vorzusehen. Die Ausnahmen konnen auf dem geringen Umfang und Wert
der Bauarbeiten oder auf dem Schutz von Teilen Kritischer Infrastrukturen
beruhen. Soweit die Ausnahmen auf den Schutz von Teilen Kritischer
Infrastrukturen gestiitzt werden, bedarf die Rechtsverordnung des
Einvernehmens mit dem Bundesministerium des Innern, fiir Bau und
Heimat.
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dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz passive
Netzinfrastrukturen zu benennen, die von den in den §§ 79, 82, 136 und 137
genannten Rechten und Pflichten ausgenommen sind. Die Ausnahmen sind
hinreichend zu begriinden. Sie diirfen nur darauf gestiitzt werden, dass der
Schutz von Teilen Kritischer Infrastrukturen betroffen ist oder dass die
passiven Netzinfrastrukturen fiir die Telekommunikation technisch
ungeeignet sind. Soweit die Ausnahmen auf den Schutz von Teilen
Kritischer Infrastrukturen gestiitzt werden, bedarf die Rechtsverordnung des
Einvernehmens mit dem Bundesministerium des Innern und fiir Heimat.

(2) Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr wird erméachtigt, durch
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, iiber die in §
142 Absatz 4 vorgesehenen Ablehnungsgriinde von den in § 142 festgelegten
Rechten und Pflichten hinausgehende Ausnahmen vorzusehen und
Kategorien von Bauarbeiten zu benennen, die der zentralen
Informationsstelle des Bundes zu melden sind. Solche Kategorien diirfen nur
Bauarbeiten enthalten, deren anfanglich geplante Dauer acht Wochen
uberschreitet. Die Rechtsverordnung ist hinreichend zu begriinden und kann
im Umfang oder Wert geringfiigige Bauarbeiten oder Kritische
Infrastrukturen ausnehmen. Soweit die Ausnahmen auf den Schutz von
Teilen Kritischer Infrastrukturen gestiitzt werden, bedarf die
Rechtsverordnung des Einvernehmens mit dem Bundesministerium des
Innern und fiir Heimat.

(3) Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr wird ermachtigt, durch
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Ausnahmen
von den in § 143 festgelegten Rechten und Pflichten vorzusehen. Die
Ausnahmen kénnen auf dem geringen Umfang und Wert der Bauarbeiten
oder auf dem Schutz von Teilen Kritischer Infrastrukturen beruhen. Soweit
die Ausnahmen auf den Schutz von Teilen Kritischer Infrastrukturen
gestiitzt werden, bedarf die Rechtsverordnung des Einvernehmens mit dem
Bundesministerium des Innern und fiir Heimat.
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(4) Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur wird
ermachtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Umwelt,
Naturschutz und nukleare Sicherheit durch Rechtsverordnung, die der
Zustimmung des Bundesrates bedarf, Ausnahmen von § 145 Absatz 4 und 5
vorzusehen. Die Rechtsverordnung ist hinreichend zu begriinden und kann
bestimmte Gebaudekategorien und umfangreiche Renovierungen
ausnehmen, falls die Erfiillung der Pflichten unverhaltnismaRig ware. Die
UnverhaltnismaRigkeit kann insbesondere auf den voraussichtlichen
Kosten fiir einzelne Eigentiimer oder auf der spezifischen Art des Gebaudes
beruhen.
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(4) Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr wird ermachtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz,
nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz durch Rechtsverordnung, die
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Ausnahmen von § 145 Absatz 4
und 5 vorzusehen. Die Rechtsverordnung ist hinreichend zu begriinden und
kann bestimmte Gebaudekategorien und umfangreiche Renovierungen
ausnehmen, falls die Erfiillung der Pflichten unverhaltnisméaRig ware. Die
UnverhaltnismaRigkeit kann insbesondere auf den voraussichtlichen
Kosten fiir einzelne Eigentiimer oder auf der spezifischen Art des Gebaudes
beruhen.

§ 152 Errichtung, Anbindung und Betrieb drahtloser Zugangspunkte mit geringer Reichweite

(2) Die Errichtung und Anbindung von drahtlosen Zugangspunkten mit
geringer Reichweite unterliegt keinen iber die gemaf § 223 zuldssigen
hinausgehenden Gebiihren und Auslagen. Hiervon unberiihrt bleiben
erhobene Geblihren und Auslagen fiir Genehmigungen nach Absatz 1 Satz 3
und geschaftliche Vereinbarungen.

(2) Die Errichtung und Anbindung von drahtlosen Zugangspunkten mit
geringer Reichweite unterliegt keinen liber die gemaR § 223 zulédssigen
hinausgehenden Gebiihren und Auslagen. Hiervon unberiihrt bleiben
geschaftliche Vereinbarungen.

§ 153 Informationen iiber sonstige physische Infrastruktur fiir drahtlose Zugangspunkte (vorher: § 153 Informationen iiber sonstige physische Infrastruktur fiir

drahtlose Zugangspunkte mit geringer Reichweite)

(1) Eigentiimer oder Betreiber 6ffentlicher Telekommunikationsnetze
konnen bei Eigentimern oder Betreibern sonstiger physischer
Infrastrukturen fiir Zwecke der Errichtung oder Anbindung von drahtlosen
Zugangspunkten mit geringer Reichweite die Erteilung von Informationen
uber die sonstigen physischen Infrastrukturen beantragen. Im Antrag ist das
Gebiet anzugeben, das mit drahtlosen Zugangspunkten mit geringer
Reichweite erschlossen werden soll.

(1) Eigentiimer oder Betreiber o6ffentlicher Telekommunikationsnetze
konnen bei Eigentiimern oder Betreibern sonstiger physischer
Infrastrukturen fiir Zwecke der Errichtung oder Anbindung von drahtlosen
Zugangspunkten die Erteilung von Informationen iiber die sonstigen
physischen Infrastrukturen beantragen. Im Antrag ist das Gebiet anzugeben,
das mit drahtlosen Zugangspunkten erschlossen werden soll.
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(5) Werden nach Absatz 1 beantragte Informationen bereits von der zentralen

Informationsstelle des Bundes gemal § 78 Absatz 1 Nummer 1 bereitgestellt,
geniigt anstelle einer Erteilung der Informationen durch den Eigentiimer
oder Betreiber der sonstigen physischen Infrastruktur ein Hinweis an den
Antragsteller, dass die Informationen nach Absatz 6 einsehbar sind. Der
Eigentliimer oder Betreiber der sonstigen physischen Infrastruktur kann
diese Informationen der zentralen Informationsstelle des Bundes zur
Bereitstellung gemaR § 78 Absatz 1 Nummer 1im Rahmen der hierfiir von
ihr vorgegebenen Bedingungen zur Verfiigung stellen.

(6) Die zentrale Informationsstelle des Bundes macht die nach Absatz 5 Satz
2 erhaltenen Informationen unverziiglich zuganglich:

1. den Eigentliimern oder Betreibern o6ffentlicher Telekommunikationsnetze,
2. dem Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur sowie

3. den Gebietskorperschaften der Lander und der Kommunen.

Die Zuganglichmachung erfolgt elektronisch unter verhaltnismafigen,
diskriminierungsfreien und transparenten Bedingungen. Naheres regelt die
zentrale Informationsstelle des Bundes in Einsichtnahmebedingungen, die
der vorherigen Zustimmung des Bundesministeriums fiir Verkehr und
digitale Infrastruktur bediirfen. Die Einsichtnahmebedingungen haben
insbesondere der Sensitivitat der erfassten Daten und dem zu erwartenden
Verwaltungsaufwand Rechnung zu tragen.
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(5) Werden nach Absatz 1 beantragte Informationen bereits von der zentralen
Informationsstelle des Bundes gemafl § 78 Absatz 1 bereitgestellt, gentigt
anstelle einer Erteilung der Informationen durch den Eigentiimer oder
Betreiber der sonstigen physischen Infrastruktur ein Hinweis an den
Antragsteller, dass die Informationenim Gigabit-Grundbuch abrufbar sind.

aufgehoben

(7) Die zentrale Informationsstelle des Bundes kann die nach Absatz 5 Satz2 aufgehoben

erhaltenen Informationen auch fiir die Bereitstellung einer gebietsbezogenen

Ubersicht gemaR § 79 Absatz 1 Nummer 1 verwenden.

§ 154 Mitnutzung sonstiger physischer Infrastruktur fiir drahtlose Zugangspunkte (vorher: § 154 Mitnutzung sonstiger physischer Infrastruktur fiir drahtlose

Zugangspunkte mit geringer Reichweite)

(1) Eigentiimer oder Betreiber 6ffentlicher Telekommunikationsnetze
konnen bei Eigentimern oder Betreibern sonstiger physischer
Infrastrukturen die Mitnutzung fiir die Errichtung oder Anbindung von

(1) Eigentiimer oder Betreiber o6ffentlicher Telekommunikationsnetze
konnen bei Eigentiimern oder Betreibern sonstiger physischer
Infrastrukturen die Mitnutzung fiir die Errichtung oder Anbindung von

drahtlosen Zugangspunkten mit geringer Reichweite beantragen. Der Antrag drahtlosen Zugangspunkten beantragen. Der Antrag muss folgende Angaben
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muss folgende Angaben enthalten:

1. eine detaillierte Beschreibung des Projekts und der Komponenten der
sonstigen physischen Infrastruktur, fiir die die Mitnutzung beantragt wird,
2. einen genauen Zeitplan fiir die Umsetzung der beantragten Mitnutzung
und

3. die Angabe des Gebiets, das mit drahtlosen Zugangspunkten mit geringer
Reichweite erschlossen werden soll, sowie deren vorgesehene
Sendeleistung.

(4) Gibt der Eigentiimer oder Betreiber der sonstigen physischen
Infrastruktur kein Angebot iber die Mitnutzung ab, so hat er innerhalb der
in Absatz 2 Satz 1 genannten Frist dem Antragsteller nachzuweisen, dass
einer Mitnutzung objektive, transparente und verhéaltnismafRige Griinde
entgegenstehen. Der Antrag auf Mitnutzung darf nur abgelehnt werden,
wenn einer der folgenden Griinde vorliegt:

1. die fehlende technische oder bauliche Eignung der sonstigen physischen
Infrastruktur fiir die beabsichtigte Errichtung oder Anbindung des
drahtlosen Zugangspunkts mit geringer Reichweite,

2. der zum Zeitpunkt des Antragseingangs fehlende Platz fiir die
beabsichtigte Errichtung oder Anbindung des drahtlosen Zugangspunkts mit
geringer Reichweite,

3. konkrete Anhaltspunkte dafiir, dass die beantragte Mitnutzung die
offentliche Sicherheit gefahrdet, wobei von konkreten Anhaltspunkten
auszugehen ist, soweit Teile einer sonstigen physischen Infrastruktur
betroffen sind, die durch den Bund zur Verwirklichung einer sicheren
Behordenkommunikation genutzt werden,

4. konkrete Anhaltspunkte dafiir, dass die beantragte Mitnutzung die
Integritat oder Sicherheit bereits bestehender sonstiger physischer
Infrastrukturen, insbesondere nationaler, nachweislich besonders
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enthalten:

1. eine detaillierte Beschreibung des Projekts und der Komponenten der
sonstigen physischen Infrastruktur, fiir die die Mitnutzung beantragt wird,
2. einen genauen Zeitplan fiir die Umsetzung der beantragten Mitnutzung
und

3. die Angabe des Gebiets, das mit drahtlosen Zugangspunkten mit geringer
Reichweite erschlossen werden soll, sowie deren vorgesehene
Sendeleistung.

Abweichend von Satz 1 kann die Mitnutzung fiir die Errichtung oder
Anbindung von drahtlosen Zugangspunkten mit mehr als geringer
Reichweite nur fiir Gebaude, deren Eigentiimer der Bund, ein Land oder eine
Kommune ist, beantragt werden.

(4) Gibt der Eigentiimer oder Betreiber der sonstigen physischen
Infrastruktur kein Angebot iiber die Mitnutzung ab, so hat er innerhalb der
in Absatz 2 Satz 1 genannten Frist dem Antragsteller nachzuweisen, dass
einer Mitnutzung objektive, transparente und verhaltnisméafige Griinde
entgegenstehen. Der Antrag auf Mitnutzung darf nur abgelehnt werden,
wenn einer der folgenden Griinde vorliegt:

1. die fehlende technische oder bauliche Eignung der sonstigen physischen
Infrastruktur fiir die beabsichtigte Errichtung oder Anbindung des
drahtlosen Zugangspunkts,

2. der zum Zeitpunkt des Antragseingangs fehlende Platz fiir die
beabsichtigte Errichtung oder Anbindung des drahtlosen Zugangspunkts,
3. konkrete Anhaltspunkte dafiir, dass die beantragte Mitnutzung die
offentliche Sicherheit gefahrdet, wobei von konkreten Anhaltspunkten
auszugehen ist, soweit Teile einer sonstigen physischen Infrastruktur
betroffen sind, die durch den Bund zur Verwirklichung einer sicheren
Behordenkommunikation genutzt werden,

4. konkrete Anhaltspunkte dafiir, dass die beantragte Mitnutzung die
Integritat oder Sicherheit bereits bestehender sonstiger physischer
Infrastrukturen, insbesondere nationaler, nachweislich besonders
schutzbediirftiger Kritischer Infrastrukturen, gefahrdet, und der Betreiber die
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schutzbediirftiger Kritischer Infrastrukturen, gefahrdet, und der Betreiber die
Mitnutzung im Rahmen der ihm durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes
auferlegten Schutzpflichten nicht durch verhéaltnisméafRige Malnahmen
ermoglichen kann,

5. die Verfiigbarkeit tragfahiger Alternativen zur beantragten Mitnutzung
sonstiger physischer Infrastrukturen, soweit der Eigentiimer oder Betreiber
der sonstigen physischen Infrastruktur diese Alternativen anbietet, sie sich
fiir die Errichtung oder Anbindung drahtloser Zugangspunkte mit geringer
Reichweite eignen und die Mitnutzung zu fairen und angemessenen
Bedingungen gewahrt wird.
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Mitnutzung im Rahmen der ihm durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes
auferlegten Schutzpflichten nicht durch verhaltnismaRige MalRnahmen
ermoglichen kann,

5. die Verfiigbarkeit tragfahiger Alternativen zur beantragten Mitnutzung
sonstiger physischer Infrastrukturen, soweit der Eigentiimer oder Betreiber
der sonstigen physischen Infrastruktur diese Alternativen anbietet, sie sich
fiir die Errichtung oder Anbindung drahtloser Zugangspunkte eignen und
die Mitnutzung zu fairen und angemessenen Bedingungen gewahrt wird.

§ 155 Offener Netzzugang zu 6ffentlich geforderten Telekommunikationsnetzen und Telekommunikationslinien, Verbindlichkeit von Ausbauzusagen in der Forderung

(4) Die Bundesnetzagentur veroffentlicht im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur und dem
Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie Grundsatze zu Art, Umfang
und Bedingungen des offenen Netzzugangs nach Absatz 1. Sie berticksichtigt
dabei unionsrechtliche Vorschriften tiber staatliche Beihilfen im
Zusammenhang mit dem schnellen Breitbandausbau in der jeweils giiltigen
Fassung.

§ 157 Verfiigbarkeit der Telekommunikationsdienste

(1) Die Bundesnetzagentur iiberwacht in regelmafigen Abstanden die
Verfiigbarkeit eines Mindestangebots gemaf Absatz 2. Sie beriicksichtigt
hierbei die Ergebnisse der Erhebungen der zentralen Informationsstelle des
Bundes gemal den §§ 80, 81 und 84. Die Bundesnetzagentur berichtet in dem
Jahresbericht nach § 196 {iber die Ergebnisse der Uberwachung nach Satz 1.
(3) In einer Rechtsverordnung des Bundesministeriums fiir Verkehr und
digitale Infrastruktur, die des Einvernehmens mit dem Ausschuss fiir
Verkehr und digitale Infrastruktur des Deutschen Bundestages bedarf, wird
mit Zustimmung des Bundesrates festgelegt, welche Anforderungen ein

(4) Die Bundesnetzagentur veroffentlicht im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr Grundséatze zu Art, Umfang
und Bedingungen des offenen Netzzugangs nach Absatz 1. Sie berticksichtigt
dabei unionsrechtliche Vorschriften iiber staatliche Beihilfen im
Zusammenhang mit dem schnellen Breitbandausbau in der jeweils giiltigen
Fassung.

(1) Die Bundesnetzagentur iiberwacht in regelméafigen Abstanden die
Verfiigbarkeit eines Mindestangebots gemafR Absatz 2. Sie berticksichtigt
hierbei die Ergebnisse des Gigabit-Grundbuchs nach Teil 5. Die
Bundesnetzagentur berichtet in dem Jahresbericht nach § 196 tiber die
Ergebnisse der Uberwachung nach Satz 1.

(3) In einer Rechtsverordnung des Bundesministeriums fiir Digitales und
Verkehr, die des Einvernehmens mit dem Ausschuss fiir Digitales des
Deutschen Bundestages bedarf, wird mit Zustimmung des Bundesrates
festgelegt, welche Anforderungen ein Internetzugangsdienst sowie ein
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Internetzugangsdienst sowie ein Sprachkommunikationsdienst nach Absatz Sprachkommunikationsdienst nach Absatz 2 erfiillen miissen. Bei der

2 erfiillen miissen. Bei der Festlegung der Anforderungen an den
Internetzugangsdienst nach Satz 1 werden insbesondere die von mindestens
80 Prozent der Verbraucher im Bundesgebiet genutzte Mindestbandbreite,
Uploadrate und Latenz sowie weitere nationale Gegebenheiten, wie die
Auswirkungen der festgelegten Qualitat auf Anreize zum
privatwirtschaftlichen Breitbandausbau und zu
Breitbandfordermafnahmen, beriicksichtigt. Der Internetzugangsdienst
muss stets mindestens die in Anhang V der Richtlinie (EU) 2018/1972 in der
jeweils gliltigen Fassung aufgefiihrten Dienste, Teleheimarbeit
einschlieBlich Verschliisselungsverfahren im tiblichen Umfang und eine fiir
Verbraucher marktiibliche Nutzung von Online-Inhaltediensten
ermoglichen. Die nach Satz 1 festzulegende Uploadrate und Latenz konnen
niedriger, als die von 80 Prozent der Verbraucher im Bundesgebiet genutzten
Werte sein, wenn tatsachlich nachgewiesen ist, dass die in Satz 3 genannten
Dienste auch bei geringeren Vorgaben beim Endnutzer funktionieren. In
einer Rechtsverordnung nach Satz 1 konnen kiirzere als die in § 160 und §
161 genannten Fristen festgelegt werden, wenn durch eine Digitalisierung
der Verfahrensablaufe eine Beschleunigung erreicht werden konnte.

(4) Die Rechtsverordnung nach Absatz 3 ist innerhalb von sechs Monaten
nach Inkrafttreten dieser Regelung zu erlassen. Das Bundesministerium fiir
Verkehr und digitale Infrastruktur hat die festgelegten Anforderungen
jahrlich zu {iberpriifen. Uber das Ergebnis unterrichtet es den Ausschuss fiir
Verkehr und digitale Infrastruktur des Deutschen Bundestages.

(5) Das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur kann die
Ermachtigung nach Absatz 3 sowie die Pflichten nach Absatz 4 durch
Rechtsverordnung auf die Bundesnetzagentur iibertragen. Eine
Rechtsverordnung der Bundesnetzagentur nach Satz 1 bedarf des
Einvernehmens mit dem Bundesministerium fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur und mit dem Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur
des Deutschen Bundestages und der Zustimmung des Bunderates. Das
Ergebnis des Priifberichts der Bundesnetzagentur nach Absatz 4 bedarf des

Festlegung der Anforderungen an den Internetzugangsdienst nach Satz 1
werden insbesondere die von mindestens 80 Prozent der Verbraucher im
Bundesgebiet genutzte Mindestbandbreite, Uploadrate und Latenz sowie
weitere nationale Gegebenheiten, wie die Auswirkungen der festgelegten
Qualitat auf Anreize zum privatwirtschaftlichen Breitbandausbau und zu
BreitbandférdermafRnahmen, berticksichtigt. Der Internetzugangsdienst
muss stets mindestens die in Anhang V der Richtlinie (EU) 2018/1972 in der
jeweils giiltigen Fassung aufgefiihrten Dienste, Teleheimarbeit
einschlieflich Verschliisselungsverfahren im tiblichen Umfang und eine fiir
Verbraucher marktiibliche Nutzung von Online-Inhaltediensten
ermoglichen. Die nach Satz 1 festzulegenden Werte kénnen fiir die
Uploadrate niedriger und fiir die Latenz hoher sein als die von 80 Prozent der
Verbraucher im Bundesgebiet genutzten Werte, wenn tatsachlich
nachgewiesen ist, dass die in Satz 3 genannten Dienste auch bei geringeren
Vorgaben beim Endnutzer funktionieren. In einer Rechtsverordnung nach
Satz 1 konnen kirzere als die in § 160 und § 161 genannten Fristen festgelegt
werden, wenn durch eine Digitalisierung der Verfahrensablaufe eine
Beschleunigung erreicht werden konnte.

(4) Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr hat die in der
Rechtsverordnung nach Absatz 3 festgelegten Anforderungen jahrlich zu
iiberpriifen. Uber das Ergebnis unterrichtet es den Ausschuss fiir Digitales
und Verkehr des Deutschen Bundestages.

(5) Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr kann die
Ermachtigung nach Absatz 3 sowie die Pflichten nach Absatz 4 durch
Rechtsverordnung auf die Bundesnetzagentur ibertragen. Eine
Rechtsverordnung der Bundesnetzagentur nach Satz 1 bedarf des
Einvernehmens mit dem Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr und
mit dem Ausschuss fiir Digitales des Deutschen Bundestages und der
Zustimmung des Bundesrates. Das Ergebnis des Priifberichts der
Bundesnetzagentur nach Absatz 4 bedarf des Einvernehmens mit dem
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Einvernehmens mit dem Bundesministerium fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur und mit dem Ausschuss fiir Verkehr und digitale Infrastruktur
des Deutschen Bundestages.

§ 164 Notruf

(5) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie wird erméachtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat,
dem Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur und dem
Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates Regelungen zu treffen

1. zu den Grundsatzen der Festlegung von Einzugsgebieten von
Notrufabfragestellen und deren Unterteilungen durch die fiir den Notruf
zustandigen Landes- und Kommunalbehorden sowie zu den Grundsatzen
des Abstimmungsverfahrens zwischen diesen Behorden und den
betroffenen Netzbetreibern, soweit diese Grundsatze fiir die Herstellung von
Notrufverbindungen erforderlich sind,

2. zur Herstellung von Notrufverbindungen zur jeweils ortlich zustandigen
Notrufabfragestelle oder Ersatznotrufabfragestelle,

3. zum Umfang der fiir Notrufverbindungen zu erbringenden
Leistungsmerkmale, einschliefllich

a) der Ubermittlung der Daten nach Absatz 1 Satz 3 und

b) zulassiger Abweichungen hinsichtlich der nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 1
zu Ubermittelnden Daten in unausweichlichen technisch bedingten
Sonderfallen,

4. zur Bereitstellung und Ubermittlung von Daten, die geeignet sind, der
Notrufabfragestelle die Verfolgung von Missbrauch des Notrufs zu
ermoglichen,

5. zum Herstellen von Notrufverbindungen mittels automatischer Verfahren,
6. zur Sicherstellung der Gleichwertigkeit der Notrufkommunikation fiir
Menschen mit Behinderungen und

7.zu den Aufgaben der Bundesnetzagentur auf den in den Nummern 1 bis 6
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Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr und mit dem Ausschuss fiir
Digitales des Deutschen Bundestages.

(5) Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr wird ermachtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern und fiir Heimat und
dem Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales durch Rechtsverordnung
mit Zustimmung des Bundesrates Regelungen zu treffen

1. zu den Grundsatzen der Festlegung von Einzugsgebieten von
Notrufabfragestellen und deren Unterteilungen durch die fiir den Notruf
zustandigen Landes- und Kommunalbehorden sowie zu den Grundsatzen
des Abstimmungsverfahrens zwischen diesen Behorden und den
betroffenen Netzbetreibern, soweit diese Grundsatze fiir die Herstellung von
Notrufverbindungen erforderlich sind,

2. zur Herstellung von Notrufverbindungen zur jeweils ortlich zustandigen
Notrufabfragestelle oder Ersatznotrufabfragestelle,

3. zum Umfang der fiir Notrufverbindungen zu erbringenden
Leistungsmerkmale, einschlieflich

a) der Ubermittlung der Daten nach Absatz 1 Satz 3 und

b) zulassiger Abweichungen hinsichtlich der nach Absatz 1 Satz 3 Nummer 1
zu libermittelnden Daten in unausweichlichen technisch bedingten
Sonderfallen,

4. zur Bereitstellung und Ubermittlung von Daten, die geeignet sind, der
Notrufabfragestelle die Verfolgung von Missbrauch des Notrufs zu
ermoglichen,

5. zum Herstellen von Notrufverbindungen mittels automatischer Verfahren,
6. zur Sicherstellung der Gleichwertigkeit der Notrufkommunikation fiir
Menschen mit Behinderungen und

7.zu den Aufgaben der Bundesnetzagentur auf den in den Nummern 1 bis 6
aufgefiihrten Gebieten, insbesondere im Hinblick auf die Festlegung von
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aufgefiihrten Gebieten, insbesondere im Hinblick auf die Festlegung von
Kriterien fiir die Genauigkeit und Zuverlassigkeit der Daten, die zur
Ermittlung des Standortes erforderlich sind, von dem die Notrufverbindung
ausgeht.

Landesrechtliche Regelungen iiber Notrufabfragestellen, die nicht
Verpflichtungen im Sinne der Absatze 1 bis 4 betreffen, bleiben von den
Vorschriften dieses Absatzes unberiihrt.

(6) Die technischen Einzelheiten zu den in Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 bis 6
aufgefiihrten Regelungsgegenstanden, insbesondere die Kriterien fiir die
Genauigkeit und Zuverlassigkeit der Angaben zu dem Standort, von dem die
Notrufverbindung ausgeht, legt die Bundesnetzagentur in einer Technischen
Richtlinie fest; dabei beriicksichtigt sie die Vorschriften der
Rechtsverordnung nach Absatz 5. Die Bundesnetzagentur erstellt die
Technische Richtlinie unter Beteiligung

1. der Verbande der durch die Absatze 1 bis 4 betroffenen Anbieter von
Telekommunikationsdiensten und Betreiber von
Telekommunikationsnetzen,

2. der vom Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat benannten
Vertreter der Betreiber von Notrufabfragestellen und

3. der Hersteller der in den Telekommunikationsnetzen und
Notrufabfragestellen eingesetzten technischen Einrichtungen.

Bei den Festlegungen in der Technischen Richtlinie sind internationale
Standards zu berticksichtigen; Abweichungen von den Standards sind zu
begriinden. Die Verpflichteten nach den Absatzen 1 bis 4 haben die
Anforderungen der Technischen Richtlinie spatestens ein Jahr nach deren
Bekanntmachung zu erfiillen, sofern in der Technischen Richtlinie fiir
bestimmte Verpflichtungen kein langerer Ubergangszeitraum festgelegt ist.
Nach dieser Technischen Richtlinie gestaltete mangelfreie technische
Einrichtungen miissen im Falle einer Anderung der Technischen Richtlinie
spatestens drei Jahre nach deren Inkrafttreten die gednderten
Anforderungen erfiillen.
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Kriterien fiir die Genauigkeit und Zuverlassigkeit der Daten, die zur
Ermittlung des Standortes erforderlich sind, von dem die Notrufverbindung
ausgeht.

Landesrechtliche Regelungen iiber Notrufabfragestellen, die nicht
Verpflichtungen im Sinne der Absatze 1 bis 4 betreffen, bleiben von den
Vorschriften dieses Absatzes unberiihrt.

(6) Die technischen Einzelheiten zu den in Absatz 5 Satz 1 Nummer 1 bis 6
aufgefiihrten Regelungsgegenstanden, insbesondere die Kriterien fiir die
Genauigkeit und Zuverlassigkeit der Angaben zu dem Standort, von dem die
Notrufverbindung ausgeht, legt die Bundesnetzagentur in einer Technischen
Richtlinie fest; dabei beriicksichtigt sie die Vorschriften der
Rechtsverordnung nach Absatz 5. Die Bundesnetzagentur erstellt die
Technische Richtlinie unter Beteiligung

1. der Verbande der durch die Absatze 1 bis 4 betroffenen Anbieter von
Telekommunikationsdiensten und Betreiber von
Telekommunikationsnetzen,

2. der vom Bundesministerium des Innern und fiir Heimat benannten
Vertreter der Betreiber von Notrufabfragestellen und

3. der Hersteller der in den Telekommunikationsnetzen und
Notrufabfragestellen eingesetzten technischen Einrichtungen.

Bei den Festlegungen in der Technischen Richtlinie sind internationale
Standards zu beriicksichtigen; Abweichungen von den Standards sind zu
begriinden. Die Verpflichteten nach den Abséatzen 1 bis 4 haben die
Anforderungen der Technischen Richtlinie spatestens ein Jahr nach deren
Bekanntmachung zu erfiillen, sofern in der Technischen Richtlinie fiir
bestimmte Verpflichtungen kein langerer Ubergangszeitraum festgelegt ist.
Nach dieser Technischen Richtlinie gestaltete mangelfreie technische
Einrichtungen miissen im Falle einer Anderung der Technischen Richtlinie
spatestens drei Jahre nach deren Inkrafttreten die geanderten
Anforderungen erfiillen.
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§ 164a Offentliche Warnungen

(4) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie wird erméachtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern, fiir Bau und Heimat
und dem Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur durch
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Regelungen zu treffen
1. Giber die grundlegenden technischen Anforderungen fiir die Aussendung
von Warnungen im offentlichen Mobilfunknetz, einschliefllich der zu
beachtenden Sicherheitsanforderungen,

2. Uber die organisatorischen Rahmenbedingungen fiir die Aussendung von
Warnungen, einschlieBlich Erreichbarkeits- und Reaktionszeiten,

3. zum Umfang der bei der Aussendung von Warnungen zu erbringenden
Leistungsmerkmale, einschlieflich der dabei verarbeiteten Daten,

4. zur Konkretisierung der Verpflichtungen fiir Anbieter nach Absatz 3 und
5. zu den Aufgaben der Bundesnetzagentur hinsichtlich der in den
Nummern 1 bis 4 aufgefiihrten Gebiete.

§ 165 Technische und organisatorische SchutzmafSinahmen

(2) Wer ein offentliches Telekommunikationsnetz betreibt oder 6ffentlich
zugangliche Telekommunikationsdienste erbringt, hat bei den hierfiir
betriebenen Telekommunikations- und Datenverarbeitungssystemen
angemessene technische und organisatorische Vorkehrungen und sonstige
MafRnahmen zu treffen

1. zum Schutz gegen Storungen, die zu erheblichen Beeintrachtigungen von
Telekommunikationsnetzen und -diensten fiihren, auch, sofern diese
Storungen durch auflere Angriffe und Einwirkungen von Katastrophen
bedingt sein konnen, und

2. zur Beherrschung der Risiken fiir die Sicherheit von
Telekommunikationsnetzen und -diensten.

Insbesondere sind MaRnahmen, einschliefllich gegebenenfalls Maffnahmen
in Form von Verschliisselung, zu treffen, um Telekommunikations- und
Datenverarbeitungssysteme gegen unerlaubte Zugriffe zu sichern und
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(4) Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr wird ermachtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium des Innern und fiir Heimat
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Regelungen zu
treffen

1. Giber die grundlegenden technischen Anforderungen fiir die Aussendung
von Warnungen im offentlichen Mobilfunknetz, einschlieflich der zu
beachtenden Sicherheitsanforderungen,

2. Uber die organisatorischen Rahmenbedingungen fiir die Aussendung von
Warnungen, einschlieBlich Erreichbarkeits- und Reaktionszeiten,

3. zum Umfang der bei der Aussendung von Warnungen zu erbringenden
Leistungsmerkmale, einschlieflich der dabei verarbeiteten Daten,

4. zur Konkretisierung der Verpflichtungen fiir Anbieter nach Absatz 3 und
5. zu den Aufgaben der Bundesnetzagentur hinsichtlich der in den
Nummern 1 bis 4 aufgefiihrten Gebiete.

(2) Wer ein offentliches Telekommunikationsnetz betreibt oder 6ffentlich
zugangliche Telekommunikationsdienste erbringt, hat bei den hierfiir
betriebenen Telekommunikations- und Datenverarbeitungssystemen
angemessene technische und organisatorische Vorkehrungen und sonstige
MafRnahmen zu treffen

1. zum Schutz gegen Storungen, die zu erheblichen Beeintrachtigungen von
Telekommunikationsnetzen und -diensten fiihren, auch, sofern diese
Storungen durch aullere Angriffe und Einwirkungen von Katastrophen
bedingt sein konnen, und

2. zur Beherrschung der Risiken fiir die Sicherheit von
Telekommunikationsnetzen und -diensten.

Insbesondere sind Mafnahmen, einschliefllich gegebenenfalls Maflnahmen
in Form von Verschliisselung, zu treffen, um Telekommunikations- und
Datenverarbeitungssysteme gegen unerlaubte Zugriffe zu sichern und
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Auswirkungen von Sicherheitsverletzungen fiir Nutzer, andere
Telekommunikationsnetze und Dienste so gering wie moglich zu halten. Bei
diesen MafRnahmen ist der Stand der Technik zu beriicksichtigen.

(9) Die Bundesnetzagentur kann anordnen, dass sich die Betreiber
offentlicher Telekommunikationsnetze oder die Anbieter 6ffentlich
zuganglicher Telekommunikationsdienste einer Uberpriifung durch eine
qualifizierte unabhéangige Stelle oder eine zustandige nationale Behorde
unterziehen, in der festgestellt wird, ob die Anforderungen nach den
Absatzen 1 bis 7 erfiillt sind. Unbeschadet von Satz 1 haben sich Betreiber
offentlicher Telekommunikationsnetze mit erhohtem Gefahrdungspotenzial
alle zwei Jahre einer Uberpriifung durch eine qualifizierte unabhangige
Stelle oder eine zustandige nationale Behorde zu unterziehen, in der
festgestellt wird, ob die Anforderungen nach den Absatzen 1 bis 7 erfiillt
sind. Die Bundesnetzagentur legt den Zeitpunkt der erstmaligen
Uberpriifung fest. Der nach den Sitzen 1 und 2 Verpflichtete hat eine Kopie
des Uberpriifungsberichts unverziiglich an die Bundesnetzagentur und an
das Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik, sofern dieses die
Uberpriifung nicht vorgenommen hat, zu iibermitteln. Er trigt die Kosten
dieser Uberpriifung. Die Bewertung der Uberpriifung sowie eine
diesbezugliche Feststellung von Sicherheitsméangeln im Sicherheitskonzept
nach § 166 erfolgt durch die Bundesnetzagentur im Einvernehmen mit dem
Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik.

§ 166 Sicherheitsbeauftragter und Sicherheitskonzept

(1) Wer ein offentliches Telekommunikationsnetz betreibt oder o6ffentlich
zugangliche Telekommunikationsdienste erbringt, hat
1. einen Sicherheitsbeauftragten zu bestimmen,
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Auswirkungen von Sicherheitsvorfallen fiir Nutzer, andere
Telekommunikationsnetze und Dienste so gering wie moglich zu halten. Bei
diesen Maflnahmen ist der Stand der Technik zu beriicksichtigen.

(9) Die Bundesnetzagentur kann anordnen, dass sich die Betreiber
offentlicher Telekommunikationsnetze oder die Anbieter 6ffentlich
zuganglicher Telekommunikationsdienste einer Uberpriifung durch das
Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik oder eine von ihm
benannte qualifizierte unabhangige Stelle unterziehen, auf deren Grundlage
das Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik feststellt, ob gegen
die Anforderungen nach den Absatzen 1 bis 7 verstoflen wurde. Unbeschadet
von Satz 1 haben sich Betreiber 6ffentlicher Telekommunikationsnetze mit
erhéhtem Gefihrdungspotenzial alle zwei Jahre einer Uberpriifung durch
das Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik oder eine von ihm
benannte qualifizierte unabhangige Stelle zu unterziehen, auf deren
Grundlage das Bundesamt fiir Sicherheit in der Informationstechnik
feststellt, ob gegen die Anforderungen nach den Absatzen 1 bis 7 verstolen
wurde. Die Bundesnetzagentur legt den Zeitpunkt der erstmaligen
Uberpriifung fest. Der nach den Sétzen 1und 2 Verpflichtete hat eine Kopie
der Feststellung und des Uberpriifungsberichts unverziiglich an die
Bundesnetzagentur und an das Bundesamt fiir Sicherheit in der
Informationstechnik, sofern dieses die Uberpriifung nicht selbst
vorgenommen hat, zu iibermitteln. Er trigt die Kosten dieser Uberpriifung.
Die Feststellung von Sicherheitsméangeln im Sicherheitskonzept auf
Grundlage des Uberpriifungsberichts erfolgt durch die Bundesnetzagentur
im Einvernehmen mit dem Bundesamt fiir Sicherheit in der
Informationstechnik.

(1) Wer ein offentliches Telekommunikationsnetz betreibt oder 6ffentlich
zugangliche Telekommunikationsdienste erbringt, hat
1. einen Sicherheitsbeauftragten zu bestimmen,
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2. einen in der Europaischen Union ansassigen Ansprechpartner zu
benennen und

3. ein Sicherheitskonzept zu erstellen, aus dem hervorgeht,

a) welches offentliche Telekommunikationsnetz betrieben wird und welche
offentlich zuganglichen Telekommunikationsdienste erbracht werden,

b) von welchen Gefahrdungen auszugehen ist und

c) welche technischen Vorkehrungen oder sonstigen Schutzmafnahmen zur
Erfillung der durch die Vorgaben des Katalogs von
Sicherheitsanforderungen nach § 167 konkretisierten Verpflichtungen aus §
165 Absatz 1 bis 7 getroffen oder geplant sind; sofern der Katalog lediglich
Sicherheitsziele vorgibt, ist darzulegen, dass mit den ergriffenen
Mafnahmen das jeweilige Sicherheitsziel vollumfanglich erreicht wird.

§ 167 Katalog von Sicherheitsanforderungen

(1) Die Bundesnetzagentur legt im Einvernehmen mit dem Bundesamt fiir
Sicherheit in der Informationstechnik und der oder dem Bundesbeauftragten
fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit durch Allgemeinverfiigung
in einem Katalog von Sicherheitsanforderungen fiir das Betreiben von
Telekommunikations-und Datenverarbeitungssystemen sowie fiir die
Verarbeitung personenbezogener Daten fest:

1. Einzelheiten der nach § 165 Absatz 1 bis 7 zu treffenden technischen
Vorkehrungen und sonstigen Mafnahmen unter Beachtung der
verschiedenen Gefahrdungspotenziale der 6ffentlichen
Telekommunikationsnetze und o6ffentlich zuganglichen
Telekommunikationsdienste,
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2. einen in der Europaischen Union ansassigen Ansprechpartner zu
benennen und

3. ein Sicherheitskonzept zu erstellen, aus dem hervorgeht,

a) welches offentliche Telekommunikationsnetz betrieben wird und welche
offentlich zuganglichen Telekommunikationsdienste erbracht werden,

b) von welchen Gefahrdungen auszugehen ist

c¢) welche kritischen Komponenten im Sinne des § 2 Absatz 13 des BSI-
Gesetzes, die nach § 167 Absatz 1 Nummer 2 festgelegte kritische Funktionen
realisieren, eingesetzt werden, einschliefllich der Angabe von Hersteller,
Version, Funktion und Standort jeder einzelnen eingesetzten Komponente
nach MafRgabe des Katalogs von Sicherheitsanforderungen nach § 167
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und

d) welche technischen Vorkehrungen oder sonstigen SchutzmafRnahmen
zur Erflillung der durch die Vorgaben des Katalogs von
Sicherheitsanforderungen nach § 167 konkretisierten Verpflichtungen aus §
165 Absatz 1 bis 7 getroffen oder geplant sind; sofern der Katalog lediglich
Sicherheitsziele vorgibt, ist darzulegen, dass mit den ergriffenen
MaRnahmen das jeweilige Sicherheitsziel vollumfanglich erreicht wird.

(1) Die Bundesnetzagentur legt im Einvernehmen mit dem Bundesamt fiir
Sicherheit in der Informationstechnik und der oder dem Bundesbeauftragten
fiir den Datenschutz und die Informationsfreiheit durch Allgemeinverfiigung
in einem Katalog von Sicherheitsanforderungen fiir das Betreiben von
Telekommunikations-und Datenverarbeitungssystemen sowie fiir die
Verarbeitung personenbezogener Daten fest:

1. Einzelheiten der nach § 165 Absatz 1 bis 7 zu treffenden technischen
Vorkehrungen und sonstigen MafRnahmen unter Beachtung der
verschiedenen Gefahrdungspotenziale der 6ffentlichen
Telekommunikationsnetze und 6ffentlich zuganglichen
Telekommunikationsdienste,
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2. welche Funktionen kritische Funktionen im Sinne von § 2 Absatz 13 Satz1 2. welche Funktionen kritische Funktionen im Sinne von § 2 Absatz 13 Satz 1

Nummer 3 Buchstabe b des BSI-Gesetzes sind, die von kritischen
Komponenten im Sinne von § 2 Absatz 13 des BSI-Gesetzes realisiert werden,
und

3. wer als Betreiber o6ffentlicher Telekommunikationsnetze und als Anbieter
offentlich zuganglicher Telekommunikationsdienste mit erhohtem
Gefahrdungspotenzial einzustufen ist.

Der Katalog von Sicherheitsanforderungen nach Satz 1 kann auch
Anforderungen zur Offenlegung und Interoperabilitat von Schnittstellen von
Netzkomponenten einschlieflich einzuhaltender technischer

Standards enthalten. Die Bundesnetzagentur gibt den Herstellern, den
Verbanden der Betreiber offentlicher Telekommunikationsnetze und den
Verbanden der Anbieter 6ffentlich zuganglicher
Telekommunikationsdienste Gelegenheit zur Stellungnahme.

§ 170 Umsetzung von Uberwachungsmafinahmen, Erteilung von Auskiinften

(7) Wer technische Einrichtungen zur Umsetzung von
Uberwachungsmafnahmen herstellt oder vertreibt, kann von der
Bundesnetzagentur verlangen, dass sie diese Einrichtungen im Rahmen
einer Typmusterpriifung im Zusammenwirken mit bestimmten
Telekommunikationsanlagen daraufhin priift, ob die rechtlichen und
technischen Vorschriften der Rechtsverordnung nach Absatz 5 und der
Technischen Richtlinie nach Absatz 6 erfiillt werden. Die
Bundesnetzagentur kann nach pflichtgeméaRem Ermessen voriibergehend
Abweichungen von den technischen Vorgaben zulassen, sofern die
Umsetzung von Uberwachungsmafinahmen grundsitzlich sichergestellt ist

Nummer 3 Buchstabe b des BSI-Gesetzes sind, die von Kkritischen
Komponenten im Sinne von § 2 Absatz 13 des BSI-Gesetzes realisiert werden,
3. Einzelheiten der nach § 166 Absatz 1 Nummer 3 Buchstabe ¢ im
Sicherheitskonzept anzugebenden Informationen zu kritischen
Komponenten im Sinne von § 2 Absatz 13 des BSI-Gesetzes, die nach
Nummer 2 festgelegte kritische Funktionen realisieren, einschlie8lich in
welcher Form, in welchem technischen Format und in welchem Detailgrad
die Informationen bereitzustellen sind, und

4. wer als Betreiber offentlicher Telekommunikationsnetze und als Anbieter
offentlich zuganglicher Telekommunikationsdienste mit erhohtem
Gefahrdungspotenzial einzustufen ist.

Der Katalog von Sicherheitsanforderungen nach Satz 1 kann auch
Anforderungen zur Offenlegung und Interoperabilitat von Schnittstellen von
Netzkomponenten einschlieflich einzuhaltender technischer

Standards enthalten. Die Bundesnetzagentur gibt den Herstellern, den
Verbanden der Betreiber 6ffentlicher Telekommunikationsnetze und den
Verbanden der Anbieter 6ffentlich zuganglicher
Telekommunikationsdienste Gelegenheit zur Stellungnahme.

(7) Wer technische Einrichtungen zur Umsetzung von
Uberwachungsmafnahmen herstellt oder vertreibt, kann von der
Bundesnetzagentur verlangen, dass sie diese Einrichtungen im Rahmen
einer Typmusterpriifung im Zusammenwirken mit bestimmten
Telekommunikationsanlagen daraufhin priift, ob die rechtlichen und
technischen Vorschriften der Rechtsverordnung nach Absatz 5 und der
Technischen Richtlinie nach Absatz 6 erfiillt werden. Die
Bundesnetzagentur kann nach pflichtgemafem Ermessen voriibergehend
Abweichungen von den technischen Vorgaben zulassen, sofern die
Umsetzung von Uberwachungsmafnahmen grundsitzlich sichergestellt ist

54



und sich ein nur unwesentlicher Anpassungsbedarf bei den Einrichtungen
der berechtigten Stellen ergibt. Die Bundesnetzagentur hat dem Hersteller
oder Vertreiber das Priifergebnis schriftlich mitzuteilen. Die Priifergebnisse
werden von der Bundesnetzagentur bei dem Nachweis der
Ubereinstimmung der technischen Einrichtungen mit den anzuwendenden
technischen Vorschriften beachtet, den der Verpflichtete nach Absatz 1
Nummer 4 zu erbringen hat. Die vom Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Energie vor Inkrafttreten dieser Vorschrift ausgesprochenen Zustimmungen
zu den von Herstellern vorgestellten Rahmenkonzepten gelten als
Mitteilungen im Sinne des Satzes 3.

§ 172 Daten fiir Auskunftsersuchen der Sicherheitsbehérden

(1) Wer nummerngebundene interpersonelle Telekommunikationsdienste,
Internetzugangsdienste oder Dienste, die ganz oder iiberwiegend in der
Ubertragung von Signalen bestehen, erbringt und dabei Rufnummern oder
andere Anschlusskennungen vergibt oder Telekommunikationsanschlisse
fiir von anderen vergebene Rufnummern oder andere Anschlusskennungen
bereitstellt, hat fiir die Auskunftsverfahren nach den §§ 173 und 174 vor der
Freischaltung folgende Daten zu erheben und unverziiglich zu speichern,
auch, soweit diese Daten fiir betriebliche Zwecke nicht erforderlich sind:

1. die Rufnummern,

2. andere von ihm vergebene Anschlusskennungen,

3. den Namen und die Anschrift des Anschlussinhabers,

4. bei natiirlichen Personen deren Geburtsdatum,

5. bei Festnetzanschliissen die Anschrift des Anschlusses,

6. in Fallen, in denen neben einem Mobilfunkanschluss auch ein
Mobilfunkendgerat iberlassen wird, die Geratenummer dieses Gerates sowie
7. das Datum der Vergabe der Rufnummer und, soweit abweichend, das
Datum des Vertragsbeginns.

Das Datum der Beendigung der Zuordnung der Rufnummer und, sofern
davon abweichend, das Datum des Vertragsendes sind bei Bekanntwerden
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und sich ein nur unwesentlicher Anpassungsbedarf bei den Einrichtungen
der berechtigten Stellen ergibt. Die Bundesnetzagentur hat dem Hersteller
oder Vertreiber das Priifergebnis schriftlich mitzuteilen. Die Priifergebnisse
werden von der Bundesnetzagentur bei dem Nachweis der
Ubereinstimmung der technischen Einrichtungen mit den anzuwendenden
technischen Vorschriften beachtet, den der Verpflichtete nach Absatz 1
Nummer 4 zu erbringen hat.

(1) Wer nummerngebundene interpersonelle Telekommunikationsdienste,
Internetzugangsdienste oder Dienste, die ganz oder iiberwiegend in der
Ubertragung von Signalen bestehen, erbringt und dabei Rufnummern oder
andere Anschlusskennungen vergibt oder Telekommunikationsanschliisse
fiir von anderen vergebene Rufnummern oder andere Anschlusskennungen
bereitstellt, hat fiir die Auskunftsverfahren nach den §§ 173 und 174 vor der
Freischaltung folgende Daten zu erheben und unverziiglich zu speichern,
auch, soweit diese Daten fiir betriebliche Zwecke nicht erforderlich sind:

1. die Rufnummern,

2. andere von ihm vergebene Anschlusskennungen,

3. den Namen und die ladungsfahige Anschrift des Anschlussinhabers,

4. bei natiirlichen Personen deren Geburtsdatum,

5. bei Festnetzanschliissen die Anschrift des Anschlusses,

6. in Fallen, in denen neben einem Mobilfunkanschluss auch ein
Mobilfunkendgerat iberlassen wird, die Gerdtenummer dieses Geradtes sowie
7. das Datum der Vergabe der Rufnummer und, soweit abweichend, das
Datum des Vertragsbeginns.

Das Datum der Beendigung der Zuordnung der Rufnummer und, sofern
davon abweichend, das Datum des Vertragsendes sind bei Bekanntwerden
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ebenfalls zu speichern. Die Satze 1 und 2 gelten auch, sofern die Daten nicht
in Endnutzerverzeichnisse eingetragen werden. Fiir das Auskunftsverfahren
nach § 174 ist die Form der Datenspeicherung freigestellt.

(2) Anbieter von im Voraus bezahlten Mobilfunkdiensten haben die
Richtigkeit der nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 erhobenen Daten,
sofern die Daten in den vorgelegten Dokumenten oder eingesehenen
Registern oder Verzeichnissen enthalten sind, vor der Freischaltung zu
uberpriifen durch

1. Vorlage eines Ausweises im Sinne des § 2 Absatz 1 des
Personalausweisgesetzes,

2. Vorlage eines Passes im Sinne des § 1 Absatz 2 des Passgesetzes,

3. Vorlage eines sonstigen giiltigen amtlichen Ausweises, der ein Lichtbild
des Inhabers enthalt und mit dem die Pass- und Ausweispflicht im Inland
erfillt wird, wozu insbesondere auch ein nach auslanderrechtlichen
Bestimmungen anerkannter oder zugelassener Pass, Personalausweis oder
Pass- oder Ausweisersatz zahlt,

4. Vorlage eines Aufenthaltstitels,

5. Vorlage eines Ankunftsnachweises nach § 63a Absatz 1 des Asylgesetzes
oder einer Bescheinigung iiber die Aufenthaltsgestattung nach § 63 Absatz 1
des Asylgesetzes,

6. Vorlage einer Bescheinigung tiber die Aussetzung der Abschiebung nach §
60a Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes oder

7. Vorlage eines Auszugs aus dem Handels- oder Genossenschaftsregister
oder einem vergleichbaren amtlichen Register oder Verzeichnis, der
Griindungsdokumente oder gleichwertiger beweiskraftiger Dokumente oder
durch Einsichtnahme in diese Register oder Verzeichnisse und Abgleich mit
den darin enthaltenen Daten, sofern es sich bei dem Anschlussinhaber um
eine juristische Person oder Personengesellschaft handelt.

Dazu darf ihnen abweichend von § 20 Absatz 2 Satz 2 des
Personalausweisgesetzes und § 18 Absatz 3 Satz 2 des Passgesetzes ein
Vertriebspartner eine elektronische Kopie des Personalausweises oder
Reisepasses iibersenden. Die Uberpriifung kann auch durch andere
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ebenfalls zu speichern. Die Satze 1 und 2 gelten auch, sofern die Daten nicht
in Endnutzerverzeichnisse eingetragen werden. Fiir das Auskunftsverfahren
nach § 174 ist die Form der Datenspeicherung freigestellt.

(2) Anbieter von im Voraus bezahlten Mobilfunkdiensten haben die
Richtigkeit der nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 4 erhobenen Daten,
sofern die Daten in den vorgelegten Dokumenten, iibermittelten Datensatzen
oder eingesehenen

Registern oder Verzeichnissen enthalten sind, vor der Freischaltung zu
Uberpriifen durch

1. Einsichtnahme eines Ausweises im Sinne des § 2 Absatz 1 des
Personalausweisgesetzes,

2. Einsichtnahme eines Passes im Sinne des § 1 Absatz 2 des Passgesetzes,
3. Einsichtnahme eines sonstigen giiltigen amtlichen Ausweises, der ein
Lichtbild des Inhabers enthélt und mit dem die Pass- und Ausweispflicht im
Inland erfiillt wird, wozu insbesondere auch ein nach auslanderrechtlichen
Bestimmungen anerkannter oder zugelassener Pass, Personalausweis oder
Passoder Ausweisersatz zahlt,

4. Einsichtnahme eines Aufenthaltstitels im Sinne des § 4 des
Aufenthaltsgesetzes,

5. Einsichtnahme eines Ankunftsnachweises nach § 63a Absatz 1 des
Asylgesetzes oder einer Bescheinigung liber die Aufenthaltsgestattung nach
§ 63 Absatz 1 des Asylgesetzes,

6. Einsichtnahme einer Bescheinigung iiber die Aussetzung der
Abschiebung nach § 60a Absatz 4 des Aufenthaltsgesetzes,

7. Einsichtnahme eines Auszugs aus dem Handels- oder
Genossenschaftsregister oder aus einem vergleichbaren amtlichen Register
oder Verzeichnis, Einsichtnahme der Griitndungsdokumente oder
gleichwertiger beweiskraftiger

Dokumente oder Einsichtnahme in diese Register oder Verzeichnisse und
Abgleich mit den darin enthaltenen Daten, sofern es sich bei dem
Anschlussinhaber um eine juristische Person oder rechtsfahige
Personengesellschaft handelt, oder
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geeignete Verfahren erfolgen; die Bundesnetzagentur legt nach Anhérung
der betroffenen Kreise fest, welche anderen Verfahren zur Uberpriifung
geeignet sind, wobei jeweils zum Zweck der Identifikation vor Freischaltung
der vertraglich vereinbarten Mobilfunkdienstleistung ein Dokument im
Sinne des Satzes 1 genutzt werden muss. Verpflichtete haben vor Nutzung
anderer geeigneter Verfahren die Feststellung der Ubereinstimmung eines
Verfahrens mit der Festlegung der Bundesnetzagentur durch eine
Konformitatsbewertungsstelle im Sinne der Begriffsbestimmung in Artikel 2
Nummer 13 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 9. Juli 2008 {iber die Vorschriften fiir die Akkreditierung
und Marktiiberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von
Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates
(ABL. L 218 vom 13.8.2008, S. 30) nachzuweisen, die gemaf jener Verordnung
als zur Durchfiihrung der Konformitatsbewertung von anderen geeigneten
Verfahren nach Satz 3 akkreditiert worden ist. Die Feststellung darf bei
Nutzung des Verfahrens nicht alter als 24 Monate sein. Bei der Uberpriifung
ist die Art des eingesetzten Verfahrens zu speichern; bei Uberpriifung mittels
eines Dokumentes im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 bis 6 sind ferner
Angaben zu Art, Nummer und ausstellender Stelle zu speichern. Fiir die
Identifizierung anhand eines elektronischen Identitatsnachweises nach § 18
des Personalausweisgesetzes, nach § 12 des eID-Karte-Gesetzes oder nach §
78 Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes gilt § 8 Absatz 2 Satz 5 des
Geldwaschegesetzes entsprechend.
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8. Auslesen von oder Abgleich mit Ubermittelten Daten aus einem
elektronischen Identitatsnachweis im Sinne des § 18 des
Personalausweisgesetzes, § 12 des eID-Karte-Gesetzes oder § 78 Absatz 5 des
Aufenthaltsgesetzes.

Dazu darf ein Vertriebspartner dem Anbieter von im Voraus bezahlten
Mobilfunkdiensten abweichend von § 20 Absatz 2 Satz 2 des
Personalausweisgesetzes und von § 18 Absatz 3 Satz 2 des Passgesetzes eine
elektronische Kopie des Personalausweises oder Reisepasses iibersenden.
Bei der Uberpriifung ist die Art des eingesetzten Verfahrens zu speichern; bei
der Uberpriifung mittels eines Dokumentes im Sinne des Satzes 1 Nummer 1
bis 6 sind ferner Angaben zu Art, Nummer und ausstellender Stelle oder
ausstellendem Land zu speichern. Fiir die Identifizierung anhand eines
elektronischen Identitatsnachweises im Sinne des Satzes 1 Nummer 8 gilt §
8 Absatz 2 Satz 6 des Geldwaschegesetzes entsprechend. Die
Bundesnetzagentur kann nach Beteiligung der betroffenen Kreise weitere
Einzelheiten hinsichtlich der Durchfiihrung der Uberpriifung nach Satz 1
festlegen.

(2a) Die Uberpriifung nach Absatz 2 Satz 1 kann auch durch andere geeignete
Verfahren erfolgen; die Bundesnetzagentur legt nach Anhorung der
betroffenen Kreise fest, welche anderen Verfahren zur Uberpriifung geeignet
sind, wobei jeweils zum Zweck der Identifikation vor Freischaltung der
vertraglich vereinbarten Dienstleistung ein Dokument im Sinne des
Absatzes 2 Satz 1 genutzt werden muss. Verpflichtete haben vor Nutzung
anderer geeigneter Verfahren die Feststellung der Ubereinstimmung eines
Verfahrens mit der Festlegung der Bundesnetzagentur durch eine
Konformitatsbewertungsstelle im Sinne der Begriffsbestimmung in Artikel 2
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(6) Die Daten nach den Absétzen 1 bis 3 sind mit Ablauf des auf die
Beendigung des Vertragsverhaltnisses folgenden Kalenderjahres zu loschen.

§ 173 Automatisiertes Auskunftsverfahren

(3) Die Bundesnetzagentur darf Daten aus den Kundendateien nur abrufen,
soweit die Kenntnis der Daten erforderlich ist

1. fiir die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten oder VerstofRen nach diesem
Gesetz oder nach dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb,

2. fiir die Erledigung von Auskunftsersuchen der in Absatz 4 genannten
Stellen.

Die ersuchende Stelle priift unverziiglich, inwieweit sie die als Antwort
lbermittelten Daten bendtigt; nicht bendtigte Daten 16scht sie unverziiglich;
dies gilt auch fiir die Bundesnetzagentur fiir den Abruf von Daten nach Satz 1
Nummer 1.
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Nummer 13 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 9. Juli 2008 tiber die Vorschriften fiir die Akkreditierung
und Marktiberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von
Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates
(ABL. L 218 vom 13.8.2008, S. 30), die gemafR jener Verordnung als zur
Durchfiihrung der Konformitatsbewertung von anderen geeigneten
Verfahren nach Satz 1 akkreditiert worden ist, nachzuweisen. Die
Feststellung darf bei Nutzung des Verfahrens nicht alter als 24 Monate sein.
Bei der Uberpriifung ist die Art des eingesetzten Verfahrens zu speichern;
Absatz 2 Satz 3 und 4 gilt entsprechend

(6) Die Daten nach den Absatzen 1 bis 3 sind mit Ablauf des auf die
Beendigung des Vertragsverhaltnisses folgenden Kalenderjahres zu 16schen.
Endet die Zuordnung der Rufnummer bevor das Vertragsverhaltnisbeendet
wird, sind die Daten nach den Absétzen 1 bis 3 in Bezug auf diese
Rufnummer abweichend von Satz 1 mit Ablauf des auf die Beendigung der
Zuordnung der Rufnummer folgenden Kalenderjahres zu l6schen

(3) Die Bundesnetzagentur darf Daten aus den Kundendateien nur abrufen,
soweit die Kenntnis der Daten erforderlich ist

1. fiir die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten oder anderen
Rechtsverstoflen nach diesem Gesetz, nach Rechtsverordnungen aufgrund
dieses Gesetzes, nach dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb oder
nach dem Telekommunikation-Telemedien-Datenschutz-Gesetz,

2. fiir die Erledigung von Auskunftsersuchen der in Absatz 4 genannten
Stellen.

Die ersuchende Stelle priift unverziiglich, inwieweit sie die als Antwort
Ubermittelten Daten benotigt; nicht bendtigte Daten 16scht sie unverziiglich;
dies gilt auch fiir die Bundesnetzagentur fiir den Abruf von Daten nach Satz 1
Nummer 1.
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(5) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie wird erméachtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt, dem Bundesministerium des
Innern, fir Bau und Heimat, dem Bundesministerium der Justiz und fur
Verbraucherschutz, dem Bundesministerium der Finanzen, dem
Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur sowie dem
Bundesministerium der Verteidigung eine Rechtsverordnung mit
Zustimmung des Bundesrates zu erlassen, in der Folgendes geregelt wird:
1. die wesentlichen Anforderungen an die technischen Verfahren

a) zur Ubermittlung der Ersuchen an die Bundesnetzagentur,

b) zur Abfrage der Daten durch die Bundesnetzagentur bei den Verpflichteten
und deren Antwort an die Bundesnetzagentur einschlieBlich der fiir die
Abfrage zu verwendenden Datenarten und

c) zur Ubermittlung der Ergebnisse des Abrufs von der Bundesnetzagentur
an die ersuchenden Stellen,

2. die zu beachtenden Sicherheitsanforderungen,

3. flir Auskiinfte und Abrufe mit unvollstandigen Abfragedaten und fiir die
Suche mittels einer

Ahnlichenfunktion

a) die Mindestanforderungen an den Umfang der einzugebenden Daten zur
moglichst genauen Bestimmung der gesuchten Person,

b) die Zeichen, die in Ersuchen verwendet werden diirfen,

c) Anforderungen an den Einsatz sprachwissenschaftlicher Verfahren, die
gewahrleisten, dass unterschiedliche Schreibweisen eines Personen-,
Strallen- oder Ortsnamens sowie Abweichungen, die sich aus der
Vertauschung, Auslassung oder Hinzufligung von Namensbestandteilen
ergeben, in die Suche und das Suchergebnis einbezogen werden,

d) die zulassige Menge der an die Bundesnetzagentur zu iibermittelnden
Antwortdatensatze sowie

4. wer abweichend von Absatz 1 Satz 1 aus Griinden der VerhaltnismaRigkeit
keine Kundendateien fiir

das automatisierte Auskunftsverfahren vorhalten muss; in diesen Fallen gilt
§ 172 Absatz 1 Satz 4 entsprechend.
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(5) Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr wird ermachtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundeskanzleramt, dem Bundesministerium des
Innern und fir Heimat, dem Bundesministerium der Justiz, dem
Bundesministerium der Finanzen sowie dem Bundesministerium der
Verteidigung eine Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu
erlassen, in der Folgendes geregelt wird:

1. die wesentlichen Anforderungen an die technischen Verfahren

a) zur Ubermittlung der Ersuchen an die Bundesnetzagentur,

b) zur Abfrage der Daten durch die Bundesnetzagentur bei den Verpflichteten
und deren Antwort an die Bundesnetzagentur einschlieflich der fiir die
Abfrage zu verwendenden Datenarten und

c) zur Ubermittlung der Ergebnisse des Abrufs von der Bundesnetzagentur
an die ersuchenden Stellen,

2. die zu beachtenden Sicherheitsanforderungen,

3. fiir Auskiinfte und Abrufe mit unvollstandigen Abfragedaten und fiir die
Suche mittels einer

Ahnlichenfunktion

a) die Mindestanforderungen an den Umfang der einzugebenden Daten zur
moglichst genauen Bestimmung der gesuchten Person,

b) die Zeichen, die in Ersuchen verwendet werden diirfen,

¢) Anforderungen an den Einsatz sprachwissenschaftlicher Verfahren, die
gewahrleisten, dass unterschiedliche Schreibweisen eines Personen-,
Strallen- oder Ortsnamens sowie Abweichungen, die sich aus der
Vertauschung, Auslassung oder Hinzufligung von Namensbestandteilen
ergeben, in die Suche und das Suchergebnis einbezogen werden,

d) die zulassige Menge der an die Bundesnetzagentur zu iibermittelnden
Antwortdatensatze sowie

4. wer abweichend von Absatz 1 Satz 1 aus Griinden der VerhaltnismaRigkeit
keine Kundendateien fiir

das automatisierte Auskunftsverfahren vorhalten muss; in diesen Fallen gilt
§ 172 Absatz 1 Satz 4 entsprechend.

Im Ubrigen kénnen in der Rechtsverordnung auch Einschrankungen der
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Im Ubrigen kénnen in der Rechtsverordnung auch Einschriankungen der
Abfragemoglichkeit fiir die in Absatz 4 Nummer 5 bis 9 genannten Stellen
auf den fiir diese Stellen erforderlichen Umfang geregelt werden.

§ 174 Manuelles Auskunftsverfahren

(6) Derjenige, der geschaftsmaRig Telekommunikationsdienste erbringt oder
daran mitwirkt, hat die zu beauskunftenden Daten unverziiglich und
vollstandig zu tibermitteln. Uber das Auskunftsersuchen und die
Auskunftserteilung haben die Verpflichteten gegeniiber den Betroffenen
sowie Dritten Stillschweigen zu wahren.

§ 182 Auskunftsersuchen des Bundesnachrichtendienstes

(1) Betreiber offentlicher Telekommunikationsnetze haben dem
Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie auf Anfrage entgeltfrei
Auskinfte iiber die Strukturen der Telekommunikationsnetze sowie
bevorstehende Anderungen zu erteilen. Einzelne
Telekommunikationsvorgange und Bestandsdaten von Endnutzern diirfen
nicht Gegenstand einer Auskunft nach dieser Vorschrift sein.

§ 185 Telekommunikationssicherstellungspflicht

(1) Anbieter offentlich zuganglicher Telekommunikationsdienste mit mehr
als 100 000 Vertragspartnern haben folgende von ihnen erbrachte Dienste
aufrechtzuerhalten:

1. Sprachkommunikationsdienste,

2. Internetzugangsdienste,

3. Datentiibertragungsdienste und

4. E-Mail-Dienste.

Betreiber 6ffentlicher Telekommunikationsnetze haben den Betrieb ihres
Netzes mindestens in dem Umfang aufrechtzuerhalten, der fiir die
Erbringung der Dienste nach Satz 1 erforderlich ist. Anbieter 6ffentlich
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Abfragemoglichkeit fiir die in Absatz 4 Nummer 5 bis 9 genannten Stellen
auf den fiir diese Stellen erforderlichen Umfang geregelt werden.

(6) Die nach Absatz 1 Satz 1 zur Auskunftserteilung Verpflichteten habent,
hat die zu beauskunftenden Daten unverziiglich und vollstandig zu
ibermitteln. Uber das Auskunftsersuchen und die Auskunftserteilung haben
die Verpflichteten gegeniiber den Betroffenen sowie Dritten Stillschweigen
zu wahren.

(1) Betreiber offentlicher Telekommunikationsnetze haben dem
Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr auf Anfrage entgeltfrei
Auskiinfte iiber die Strukturen der Telekommunikationsnetze sowie
bevorstehende Anderungen zu erteilen. Einzelne
Telekommunikationsvorgange und Bestandsdaten von Endnutzern diirfen
nicht Gegenstand einer Auskunft nach dieser Vorschrift sein.

Anbieter offentlich zuganglicher Telekommunikationsdienste haben die
folgenden von

ihnen erbrachten Dienste jeweils aufrechtzuerhalten, sofern sie fiir diesen
Dienst mehr

als 100.000 Vertragspartner haben:

1. Sprachkommunikationsdienste,

2. Internetzugangsdienste,

3. Dateniibertragungsdienste und

4. E-Mail-Dienste.

Betreiber offentlicher Telekommunikationsnetze haben den Betrieb ihres
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zuganglicher Telekommunikationsdienste nach Satz 1 und Betreiber
offentlicher Telekommunikationsnetze, die Anschliisse oder
Ubertragungswege bereitstellen, die fiir die Dienste nach Satz 1 erforderlich
sind, haben diese Dienstleistungen aufrechtzuerhalten.

§ 188 Mitwirkungspflichten und Entschadigung

(1) Die nach diesem Abschnitt Verpflichteten haben auf Anordnung des
Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie in den Fallen des § 184
sowie im Rahmen von Vorsorgeplanungen und Ubungen in Arbeitsstiben
im Inland mitzuwirken sowie das hierfiir erforderliche Fachpersonal
abzustellen.

§ 193 Veroffentlichung von Weisungen

Weisungen, die das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie oder das
Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur erteilen, sind im
Bundesanzeiger zu veroffentlichen. Dies gilt nicht fiir Aufgaben, die von
diesen Bundesministerien aufgrund dieses Gesetzes oder anderer Gesetze in
eigener Zustandigkeit wahrzunehmen sind und mit deren Erfiillung sie die
Bundesnetzagentur beauftragt haben.
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Netzes mindestens in dem Umfang aufrechtzuerhalten, der fiir die
Erbringung der Dienste nach Satz 1 erforderlich ist. Anbieter 6ffentlich
zuganglicher Telekommunikationsdienste nach Satz 1 und Betreiber
offentlicher Telekommunikationsnetze, die Anschliisse oder
Ubertragungswege bereitstellen, die fiir die Dienste nach Satz 1 erforderlich
sind, haben diese Dienstleistungen aufrechtzuerhalten.

(1) Die nach diesem Abschnitt Verpflichteten haben auf Anordnung des
Bundesministeriums fiir Digitales und Verkehr in den Fallen des § 184 sowie
im Rahmen von Vorsorgeplanungen und Ubungen in Arbeitsstiben im
Inland mitzuwirken sowie das hierfiir erforderliche Fachpersonal
abzustellen.

Weisungen, die das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr oder das
Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz erteilen, sind im
Bundesanzeiger zu verdffentlichen. Dies gilt nicht fiir Aufgaben, die von
diesen Bundesministerien aufgrund dieses Gesetzes oder anderer Gesetze in
eigener Zustandigkeit wahrzunehmen sind und mit deren Erfiillung sie die
Bundesnetzagentur beauftragt haben.

§ 195 Tatigkeitsbericht der Bundesnetzagentur und Sektorgutachten der Monopolkommission (vorher: § 195 Tatigkeitsbericht, Sektorgutachten)

(1) Die Bundesnetzagentur legt den gesetzgebenden Korperschaften des
Bundes einen Bericht tiber ihre Tatigkeit sowie liber die Lage und die
Entwicklung auf dem Gebiet der Telekommunikation vor. Der Bericht ist
gemeinsam mit dem Sektorgutachten nach Absatz 2 vorzulegen. In dem
Bericht ist auch zu der Entwicklung und der Hohe der Endnutzerpreise der

(1) Die Bundesnetzagentur legt den gesetzgebenden Korperschaften des
Bundes einen Bericht tiber ihre Tatigkeit sowie tiber die Lage und die
Entwicklung auf dem Gebiet der Telekommunikation vor. In dem Bericht ist
auch zu der Entwicklung und der Hohe der Endnutzerpreise der
Telekommunikationsdienste nach § 157 Absatz 2 sowie zu der Verfiigbarkeit

Telekommunikationsdienste nach § 157 Absatz 2 sowie zu der Verfiigbarkeit des Mindestangebots an diesen Diensten Stellung zu nehmen.

des Mindestangebots an diesen Diensten Stellung zu nehmen.
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(2) Die Monopolkommission erstellt alle zwei Jahre ein Sektorgutachten, in
dem sie den Stand und die absehbare Entwicklung des Wettbewerbs und die
Frage, ob nachhaltig wettbewerbsorientierte Telekommunikationsmarkte in
der Bundesrepublik Deutschland bestehen, beurteilt, die Anwendung der
Vorschriften dieses Gesetzes liber die Regulierung und Wettbewerbsaufsicht
wiirdigt und zu sonstigen aktuellen wettbewerbspolitischen Fragen Stellung
nimmt.

(3) Das Sektorgutachten soll bis zum 30. November eines Jahres
abgeschlossen sein, in dem kein Hauptgutachten nach § 44 des Gesetzes
gegen Wettbewerbsbeschrankungen vorgelegt wird. Die
Monopolkommission kann Einsicht nehmen in die bei der
Bundesnetzagentur gefiihrten Akten einschlieflich der Betriebs- und
Geschaftsgeheimnisse, soweit dies zur ordnungsgemafen Erfiillung ihrer
Aufgaben erforderlich ist. Fiir den vertraulichen Umgang mit den Akten gilt
§ 46 Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
entsprechend. Die Bundesregierung nimmt zum Sektorgutachten gegentiber
den gesetzgebenden Korperschaften des Bundes in angemessener Frist
Stellung.
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(2) Die Monopolkommission erstellt alle zwei Jahre ein Sektorgutachten, in
dem sie den Stand und die absehbare Entwicklung des Wettbewerbs und die
Frage, ob nachhaltig wettbewerbsorientierte Telekommunikationsmarkte in
der Bundesrepublik Deutschland bestehen, beurteilt, die Anwendung der
Vorschriften dieses Gesetzes iiber die Regulierung und Wettbewerbsaufsicht
wiirdigt und zu sonstigen aktuellen wettbewerbspolitischen Fragen Stellung
nimmt. Das Sektorgutachten soll in dem Jahr abgeschlossen sein, in dem
kein Gutachten nach § 44 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen
vorgelegt wird. Die Monopolkommission leitet das Gutachten der
Bundesregierung zu. Die Bundesregierung legt das Gutachten unverziiglich
den gesetzgebenden Korperschaften des Bundes vor und nimmt innerhalb
einer angemessenen Frist gegeniiber den gesetzgebenden Korperschaften
des Bundes zum Gutachten Stellung. Das Gutachten wird von der
Monopolkommission zu dem Zeitpunkt veroffentlicht, zu dem es von der
Bundesregierung den gesetzgebenden Korperschaften des Bundes vorgelegt
wird.

(3) Die Monopolkommission kann Einsicht nehmen in die bei der
Bundesnetzagentur und bei der zentralen Informationsstelle des Bundes
gefiihrten Akten einschlieflich der Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse,
soweit dies zur ordnungsgemafen Erfiillung ihrer Aufgaben erforderlich ist.
Im Rahmen der Akteneinsicht kann die Monopolkommission bei der
Bundesnetzagentur und bei der zentralen Informationsstelle des Bundes in
elektronischer Form vorliegende Daten, einschlieRlich Betriebs- und
Geschaftsgeheimnisse und personenbezogene Daten, selbststandig
auswerten, soweit dies zur ordnungsgemafen Erfiillung ihrer Aufgaben
erforderlich ist. Fir den vertraulichen Umgang mit den Akten gilt § 46
Absatz 3 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen entsprechend.
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§ 197 Zusammenarbeit mit anderen Behorden auf nationaler Ebene
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(5a) Die Bundesnetzagentur und das Bundesamt fiir die Sicherheit in der
Informationstechnik wirken auf eine einheitliche Auslegung dieses Gesetzes
und des Gesetzes liber das Bundesamt fiir Sicherheit in der
Informationstechnik hin. Sie haben einander Erkenntnisse, Beobachtungen
und Feststellungen unverziiglich mitzuteilen, die fiir die Erfiillung der
beiderseitigen Aufgaben von Bedeutung sein konnen.

§ 198 Zusammenarbeit mit anderen Behorden auf der Ebene der Europaischen Union

(3) Die Bundesnetzagentur arbeitet gemeinsam und im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur in der
Gruppe fiir Frequenzpolitik mit.

§ 202 Durchsetzung von Verpflichtungen

(1) Stellt die Bundesnetzagentur fest, dass ein Unternehmen seine
Verpflichtungen nach diesem Gesetz, aufgrund dieses Gesetzes, nach der
Verordnung (EU) Nr. 531/2012 oder nach der Verordnung (EU) 2015/2120
nicht erfiillt, fordert sie das Unternehmen auf

1. innerhalb einer angemessenen Frist zur Nichterfiillung der Verpflichtung
Stellung zu nehmen und

2. innerhalb einer angemessenen Frist oder unverziiglich der Nichterfiillung
der Verpflichtung abzuhelfen.

Das Abhilfeverlangen nach Satz 1 Nummer 2 kann nur gleichzeitig mit der
Anordnung nach Absatz 2 angefochten werden.

(3) Die Bundesnetzagentur arbeitet gemeinsam und im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr in der Gruppe fiir
Frequenzpolitik mit.

(1) Stellt die Bundesnetzagentur fest, dass ein Unternehmen seine
Verpflichtungen nach diesem Gesetz, aufgrund dieses Gesetzes, nach der
Verordnung (EU) Nr. 2022/612 oder nach der Verordnung (EU) 2015/2120
nicht erfillt, fordert sie das Unternehmen auf

1. innerhalb einer angemessenen Frist zur Nichterfiillung der Verpflichtung
Stellung zu nehmen und

2. innerhalb einer angemessenen Frist oder unverziiglich der Nichterfiillung
der Verpflichtung abzuhelfen.

Das Abhilfeverlangen nach Satz 1 Nummer 2 kann nur gleichzeitig mit der
Anordnung nach Absatz 2 angefochten werden.

§ 203 Auskunftsverlangen und weitere Untersuchungsrechte; Ubermittlungspflichten

(1) Unbeschadet anderer nationaler oder auf unmittelbar vollziehbarem
Recht der Europaischen Union beruhender Berichts- und
Informationspflichten sind die Betreiber 6ffentlicher

(1) Unbeschadet anderer nationaler oder auf unmittelbar vollziehbarem
Recht der Europaischen Union beruhender Berichts- und
Informationspflichten sind die Betreiber 6ffentlicher
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Telekommunikationsnetze und die Anbieter 6ffentlich zuganglicher
Telekommunikationsdienste sowie die Eigentiimer und Betreiber
offentlicher Versorgungsnetze verpflichtet, der Bundesnetzagentur auf
Verlangen diejenigen Informationen zur Verfligung zu stellen, die fiir den
Vollzug dieses Gesetzes und der weiteren ihr nach § 191 zugewiesenen
Aufgaben und Befugnisse erforderlich sind. Die Bundesnetzagentur kann
insbesondere Auskiinfte verlangen, die erforderlich sind fiir

1. die systematische oder einzelfallbezogene Uberpriifung der
Verpflichtungen, die sich aus diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes
ergeben,

2. die einzelfallbezogene Uberpriifung von Verpflichtungen, wenn der
Bundesnetzagentur eine Beschwerde vorliegt oder sie aus anderen Griinden
eine Verletzung von Pflichten annimmt oder sie von sich aus Ermittlungen
durchfiihrt,

3. die Veroffentlichung von Qualitats- und Preisvergleichen fiir Dienste zum
Nutzen der Endnutzer, einschlieflich Informationen uber die tatsachliche,
standortbezogene Netzabdeckung nach § 52 Absatz 7 Satz 2,

4. von ihr genau angegebene statistische Zwecke,

5. die Marktdefinitions- und Marktanalyseverfahren nach den §§ 10 und 11
sowie die Regulierungsverfiigung nach § 13,

6. das Marktpriifungsverfahren fir Verpflichtungszusagen nach § 19 und fiir
die Auferlegung von Zugangsverpflichtungen bei Hindernissen der
Replizierbarkeit nach § 22,

7. die Durchfiihrung der Verfahren in Teil 9,

8. Verfahren auf Erteilung von Nutzungsrechten und zur Uberpriifung der
entsprechenden Antrage oder

9. die systematische oder einzelfallbezogene Uberpriifung der Einhaltung
gesetzlicher Vorschriften iber die Zuteilung und Nutzung von Nummern
sowie der von der Bundesnetzagentur getroffenen Festlegungen und
erteilten Bedingungen iiber die Zuteilung und Nutzung von Nummern.
Auskiinfte nach Satz 2 Nummer 1 bis 5 diirfen nicht vor dem Zugang zum
Markt oder als Bedingung fiir den Zugang verlangt werden. Satz 1 gilt
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Telekommunikationsnetze und die Anbieter 6ffentlich zuganglicher
Telekommunikationsdienste sowie die Eigentiimer und Betreiber
offentlicher Versorgungsnetze verpflichtet, der Bundesnetzagentur auf
Verlangen diejenigen Informationen zur Verfligung zu stellen, die fiir den
Vollzug dieses Gesetzes und der weiteren ihr nach § 191 zugewiesenen
Aufgaben und Befugnisse erforderlich sind. Die Bundesnetzagentur kann
insbesondere Auskiinfte verlangen, die erforderlich sind fiir

1. die systematische oder einzelfallbezogene Uberpriifung der
Verpflichtungen, die sich aus diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes
ergeben,

2. die einzelfallbezogene Uberpriifung von Verpflichtungen, wenn der
Bundesnetzagentur eine Beschwerde vorliegt oder sie aus anderen Grunden
eine Verletzung von Pflichten annimmt oder sie von sich aus Ermittlungen
durchfihrt,

3. die Veroffentlichung von Qualitats- und Preisvergleichen fiir Dienste zum
Nutzen der Endnutzer,

4. von ihr genau angegebene statistische Zwecke,

5. die Marktdefinitions- und Marktanalyseverfahren nach den §§ 10 und 11
sowie die Regulierungsverfiigung nach § 13,

6. das Marktpriifungsverfahren fiir Verpflichtungszusagen nach § 19 und fir
die Auferlegung von Zugangsverpflichtungen bei Hindernissen der
Replizierbarkeit nach § 22,

7. die Durchfiihrung der Verfahren in Teil 9,

8. Verfahren auf Erteilung von Nutzungsrechten und zur Uberpriifung der
entsprechenden Antrage oder

9. die systematische oder einzelfallbezogene Uberpriifung der Einhaltung
gesetzlicher Vorschriften iiber die Zuteilung und Nutzung von Nummern
sowie der von der Bundesnetzagentur getroffenen Festlegungen und
erteilten Bedingungen uber die Zuteilung und Nutzung von Nummern.
Auskiinfte nach Satz 2 Nummer 1 bis 5 diirfen nicht vor dem Zugang zum
Markt oder als Bedingung fiir den Zugang verlangt werden. Satz 1 gilt
entsprechend fiir Anbieter im Sinne von Artikel 2 Nummer 18 der
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entsprechend fiir Anbieter im Sinne von Artikel 2 Nummer 18 der
Verordnung (EU) 2018/302. Reichen die von den in den Satz 1 genannten
Unternehmen libermittelten Informationen fiir die Bundesnetzagentur nicht
aus, um ihre Regulierungsaufgaben wahrzunehmen, konnen auch andere
Unternehmen, die in der Telekommunikation oder in eng damit
verbundenen Sektoren tatig sind, zur Erteilung von Auskiinften iiber die in
den Satzen 1 und 2 genannten Zwecke verpflichtet werden.

(3) Soweit es zur Erfiillung der Aufgaben erforderlich ist, die der
Bundesnetzagentur in diesem Gesetz libertragen werden, kann die
Bundesnetzagentur im Streitfall

1. passive Netzinfrastrukturen offentlicher Versorgungsnetze vor Ort
untersuchen,

2. von den Eigentiimern und Betreibern offentlicher Versorgungsnetze
Auskiinfte liber kiinftige Entwicklungen der Netze und Dienste verlangen,
soweit sich diese Entwicklungen auf die Mitnutzung der passiven
Netzinfrastrukturen der Eigentiimer und Betreiber 6ffentlicher
Versorgungsnetze auswirken konnen, und

3.in den Fallen von § 79 Absatz 3, § 136 Absatz 4, § 137 Absatz 3, § 141 Absatz
2,§142 Absatz 4, § 143 Absatz 4, § 153 Absatz 4 und § 154 Absatz 4 Einsicht
nehmen in die von den Betreibern 6ffentlicher Versorgungsnetze erstellten
Sicherheitskonzepte, sonstigen Konzepte, Nachweisdokumente oder in Teile
davon.

(4) Die zentrale Informationsstelle des Bundes kann von Eigentiimern oder
Betreibern offentlicher Telekommunikationsnetze oder
Telekommunikationslinien verlangen, diejenigen Informationen zur
Verfligung zu stellen, die erforderlich sind zur Erfiillung ihrer Aufgaben
nach

1. § 78 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 80 und

2.§ 78 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 81.

Reichen die gemaR Satz 1 gesammelten Informationen fiir die Zwecke der §§
80 und 81 nicht aus, kann die zentrale Informationsstelle des Bundes andere
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Verordnung (EU) 2018/302. Reichen die von den in den Satz 1 genannten
Unternehmen ibermittelten Informationen fiir die Bundesnetzagentur nicht
aus, um ihre Regulierungsaufgaben wahrzunehmen, konnen auch andere
Unternehmen, die in der Telekommunikation oder in eng damit
verbundenen Sektoren tatig sind, zur Erteilung von Auskiinften iiber die in
den Satzen 1 und 2 genannten Zwecke verpflichtet werden.

(3) Soweit es zur Erfiillung der Aufgaben erforderlich ist, die der
Bundesnetzagentur oder der zentralen Informationsstelle des Bundes in
diesem Gesetz libertragen werden, konnen die Bundesnetzagentur oder die
zentrale Informationsstelle des Bundes im Streitfall

1. passive Netzinfrastrukturen o6ffentlicher Versorgungsnetze vor Ort
untersuchen,

2. von den Eigentiimern und Betreibern 6ffentlicher Versorgungsnetze
Auskiinfte tiber kiinftige Entwicklungen der Netze und Dienste verlangen,
soweit sich diese Entwicklungen auf die Mitnutzung der passiven
Netzinfrastrukturen der Eigentiimer und Betreiber 6ffentlicher
Versorgungsnetze auswirken konnen, und

3.in den Fallen von § 79 Absatz 3, § 136 Absatz 4, § 137 Absatz 3, § 141 Absatz
2, § 142 Absatz 4, § 143 Absatz 4, § 153 Absatz 4 und § 154 Absatz 4 Einsicht
nehmen in die von den Betreibern o6ffentlicher Versorgungsnetze erstellten
Sicherheitskonzepte, sonstigen Konzepte, Nachweisdokumente oder in Teile
davon.

(4) Unbeschadet der Verpflichtung zur Bereitstellung von Informationen
nach Teil 5 kann die zentrale Informationsstelle des Bundes von
Eigentiimern oder Betreibern 6ffentlicher Telekommunikationsnetze, von
Eigentliimern oder Betreibern 6ffentlicher Versorgungsnetze, von
Eigentiimern oder Betreibern sonstiger physischer Infrastrukturen, die fiir
die Errichtung und Anbindung drahtloser Zugangspunkte geeignet sind, von
Eigentiimern von offentlichen Liegenschaften nach § 83 Absatz 1 Satz 1
sowie von der Bundesnetzagentur verlangen, diejenigen Informationen zur
Verfiigung zu stellen, die zur Erfillung der Aufgaben der zentralen
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Unternehmen, die in der Telekommunikation oder in eng damit
verbundenen Sektoren tatig sind, um Informationen ersuchen, die zur
Erflillung der Aufgaben nach § 78 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit §
80 und nach § 78 Absatz 1 Nummer 3 in Verbindung mit § 81 erforderlich
sind.

(5) Die Bundesnetzagentur stellt dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Energie und dem Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur
Daten zum tatséchlichen, standortbezogenen Ausbau der Mobilfunknetze
nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 in Verbindung mit § 52 Absatz 7 Satz 2,
insbesondere Daten zu lokalen Schwerpunkten fiir Verbindungsabbriiche bei
der Sprachtelefonie, einschlieflich unternehmensbezogener Daten und der
Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse, in einem weiterverarbeitungsfahigen
Format zur Verfiigung, soweit dies zur Erfiillung ihrer jeweiligen
gesetzlichen Aufgaben erforderlich ist. Zu den gesetzlichen Aufgaben zahlt
auch die Erstellung von Netzabdeckungskarten unter Wahrung von
Betriebs- und Geschaftsgeheimnissen.

(6) Die Bundesnetzagentur ordnet die Malnahmen nach den Absétzen 1 bis 3
durch Verfiigung an. Die zentrale Informationsstelle des Bundes fordert die
Informationen nach Absatz 4 durch Verfligung an. In der Verfiigung sind die
Rechtsgrundlagen, der Gegenstand und der Zweck des Auskunftsverlangens
anzugeben. Ein Auskunftsverlangen kann dabei mehrere Zwecke umfassen.
Fiir die Erteilung der Auskunft oder der Information ist eine angemessene
Frist zu bestimmen. Die Ubermittlung der angeforderten Auskiinfte oder
Informationen erfolgt elektronisch und in einem
weiterverarbeitungsfahigen Format, soweit dies von der Bundesnetzagentur
oder der zentralen Informationsstelle des Bundes nicht anders angeordnet
wurde. Die Bundesnetzagentur und die zentrale Informationsstelle des
Bundes konnen zur Ausgestaltung und zu den Intervallen der Ubermittlung
geeignete Vorgaben machen.
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Informationsstelle des Bundes nach Teil 5 erforderlich sind. Reichen die
gemal Satz 1 gesammelten Informationen fiir die Zwecke von Teil 5 nicht
aus, so kann die zentrale Informationsstelle des Bundes andere
Unternehmen, die in der Telekommunikation oder in eng damit
verbundenen Sektoren tatig sind, um Informationen ersuchen, die zur
Erfiillung der Aufgaben nach Teil 5 erforderlich sind.

aufgehoben

(5) Die Bundesnetzagentur ordnet die Mafnahmen nach den Abséatzen 1bis 3
durch Verfligung an. Die zentrale Informationsstelle des Bundes ordnet die
Mafnahmen nach den Abséatzen 3 und 4 durch Verfiigung an. In der
Verfiigung sind die Rechtsgrundlagen, der Gegenstand und der Zweck des
Auskunftsverlangens anzugeben. Ein Auskunftsverlangen kann dabei
mehrere Zwecke umfassen. Fiir die Erteilung der Auskunft oder der
Information ist eine angemessene Frist zu bestimmen. Die Ubermittlung der
angeforderten Auskiinfte oder Informationen erfolgt elektronisch und in
einem weiterverarbeitungsfahigen Format, soweit dies von der
Bundesnetzagentur oder der zentralen Informationsstelle des Bundes nicht
anders angeordnet wurde. Die Bundesnetzagentur und die zentrale
Informationsstelle des Bundes konnen zur Ausgestaltung und zu den
Intervallen der Ubermittlung geeignete Vorgaben machen.
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§ 203a Veroffentlichung und Nutzung von Daten
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(1) Unbeschadet spezialgesetzlicher Regelungen ist die Bundesnetzagentur
berechtigt, ihr vorliegende, von ihr erhobene oder ihr aufgrund gesetzlicher
Pflicht bereitgestellte Daten zur Erfiillung der ihr nach diesem Gesetz,
aufgrund dieses Gesetzes, nach der Verordnung (EU) 2015/2120 oder nach der
Verordnung (EU) 2022/612 zugewiesenen weiteren Aufgaben auszuwerten
und die Daten, soweit sie zur Erfillung der konkreten Aufgabe erforderlich
sind, weiterzuverarbeiten. Dem steht die in § 203 Absatz 5 Satz 3 und 4
dieses Gesetzes genannte Zweckbestimmung nicht entgegen.

(2) Unbeschadet spezialgesetzlicher Regelungen kann die
Bundesnetzagentur die ihr vorliegenden Daten fiir Dritte oder fiir die
Offentlichkeit bereitstellen, soweit

1. hierdurch keine personenbezogenen Daten, Betriebs- oder
Geschaftsgeheimnisse

oder sonstigen vertraulichen Informationen offengelegt werden und

2. die offentliche Sicherheit oder Ordnung nicht gefahrdet wird.

Soweit erforderlich, werden diese Daten aggregiert und anonymisiert. Die
offentliche Bereitstellung erfolgt entgeltfrei in offenen, maschinenlesbaren
Formaten zusammen mit den zugehorigen Metadaten und zur
uneingeschrankten Weiterverwendung. Die 6ffentliche Bereitstellung kann
insbesondere iiber die Internetseite der Bundesnetzagentur erfolgen. § 12a
des Gesetzes zur Forderung der elektronischen Verwaltung bleibt unberiihrt.
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§ 208a Information der Offentlichkeit

§ 211 Beschlusskammerentscheidungen

(1) Die Bundesnetzagentur entscheidet durch Beschlusskammern in den
Fallen des Teils 2, des § 91 Absatz 9 sowie der §§ 100 und 101. Absatz 4 Satz 1
bleibt unberiihrt. Die Entscheidung ergeht durch Verwaltungsakt. Die
Beschlusskammern werden mit Ausnahme der Absatze 2 und 4 nach
Bestimmung des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie im
Benehmen mit dem Bundesministerium fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur gebildet.

(2) Die Bundesnetzagentur entscheidet durch Beschlusskammern als
nationale Streitbeilegungsstelle in den Fallen von § 72, § 128 Absatz 4, § 134
Absatz 5 und § 149. Die Entscheidung ergeht durch Verwaltungsakt.
Nationale Streitbeilegungsstellen werden nach Bestimmung des
Bundesministeriums fiir Verkehr und digitale Infrastruktur im Benehmen
mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie gebildet.

(3) Die Beschlusskammern entscheiden in der Besetzung mit einem
Vorsitzenden oder einer Vorsitzenden und zwei beisitzenden Mitgliedern.
Der oder die Vorsitzende und die beisitzenden Mitglieder miissen die
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Die Bundesnetzagentur kann der Offentlichkeit fortlaufend iiber ihre
Tatigkeit und die ihr jeweils zugewiesenen Sachaufgaben sowie iiber die
Lage und Entwicklung auf ihrem Aufgabengebiet berichten. Dazu kann sie
in ihrem Amtsblatt, auf ihrer Internetseite und in sonstiger Weise jegliche
Information iiber ihre Tatigkeit veroffentlichen, die insbesondere fiir
Verbraucher oder sonstige Marktteilnehmer Bedeutung haben kann. Sofern
die Bundesnetzagentur iiber von ihr gefiihrte Verfahren oder getroffene
Anordnungen, Malnahmen oder BuRgeldentscheidungen informiert, kann
die Information Einzelheiten zu dem festgestellten Versto und dabei
rechtswidrig genutzter Rufnummern sowie Angaben zu den beteiligten
Unternehmen des Verfahrens unter Wahrung des Schutzes
personenbezogener Daten im Ubrigen enthalten.

(1) Die Bundesnetzagentur entscheidet durch Beschlusskammern in den
Fallen des Teils 2, des § 91 Absatz 9 sowie der §§ 100 und 101. Absatz 4 Satz 1
bleibt unberiihrt. Die Entscheidung ergeht durch Verwaltungsakt. Die
Beschlusskammern werden mit Ausnahme der in Absatz 2 und Absatz 3
Satz 4 und 5 genannten Falle nach Bestimmung des Bundesministeriums fiir
Digitales und Verkehr im Benehmen mit dem Bundesministerium fiir
Wirtschaft und Klimaschutz gebildet.

(2) Die Bundesnetzagentur entscheidet durch Beschlusskammern als
nationale Streitbeilegungsstelle in den Fallen von § 72, § 128 Absatz 4, § 134
Absatz 5 und § 149. Die Entscheidung ergeht durch Verwaltungsakt.
Nationale Streitbeilegungsstellen werden nach Bestimmung des
Bundesministeriums fiir Digitales und Verkehr gebildet

(3) Die Beschlusskammern entscheiden in der Besetzung mit einem
Vorsitzenden oder einer Vorsitzenden und zwei beisitzenden Mitgliedern.
Der oder die Vorsitzende und die beisitzenden Mitglieder miissen die
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Befahigung fiir eine Laufbahn des hoheren Dienstes erworben haben.
Mindestens ein Mitglied der Beschlusskammer muss die Befahigung zum
Richteramt haben.

(4) In den Fallen des § 91 Absatz 9 sowie der §§ 100 und 101 findet fiir die
Besetzung der Beschlusskammer § 3 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 des
Gesetzes Uber die Bundesnetzagentur fiir Elektrizitat, Gas,
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen entsprechende Anwendung;
Absatz 3 Satz 2 und 3 findet insoweit keine Anwendung. Die Entscheidung
in den Fallen des § 100 Absatz 4 Nummer 2 und 4 erfolgt im Benehmen mit
dem Beirat.

(5) Zur Wahrung einer einheitlichen Spruchpraxis in Fallen vergleichbarer
oder zusammenhangender Sachverhalte und zur Sicherstellung des
Konsistenzgebotes nach § 38 Absatz 5 Satz 2 Nummer 1 sind in der
Geschaftsordnung der Bundesnetzagentur Verfahren vorzusehen, die vor
Erlass von Entscheidungen umfassende Abstimmungs-, Auskunfts- und
Informationspflichten der jeweiligen Beschlusskammern und der
Abteilungen vorsehen. Soweit Entscheidungen der Beschlusskammern nach
den §§ 24 bis 32 Absatz 2, nach § 38 oder § 49 betroffen sind, ist in der
Geschaftsordnung sicherzustellen, dass Festlegungen nach den §§ 10 und 11
durch die Prasidentenkammer erfolgen.

§ 212 Sonstige Streitigkeiten zwischen Unternehmen

(1) Ergeben sich im Zusammenhang mit Verpflichtungen aus diesem Gesetz
oder aufgrund dieses Gesetzes Streitigkeiten zwischen Unternehmen, die
offentliche Telekommunikationsnetze betreiben oder offentlich zugangliche
Telekommunikationsdienste erbringen, oder zwischen diesen und anderen
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Befahigung fiir eine Laufbahn des hoheren Dienstes erworben haben.
Mindestens ein Mitglied der Beschlusskammer muss die Befahigung zum
Richteramt haben. Die Besetzung der Prasidentenkammer als
Beschlusskammer erfolgt in entsprechender Anwendung des § 3 Absatz 1
Satz 1 und Absatz 2 des Gesetzes iiber die Bundesnetzagentur fiir Elektrizitat,
Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen. Die Satze 2 und 3 finden
fiir die Besetzung der Prasidentenkammer keine Anwendung.

(4) In den Fallen des § 91 Absatz 9 sowie der §§ 100 und 101 ist die
Prasidentenkammer zustandig. Die Entscheidung in den Fallen des § 100
Absatz 4 Nummer 2 und 4 erfolgt im Benehmen mit dem Beirat.

(5) Zur Wahrung einer einheitlichen Spruchpraxis in Féllen vergleichbarer
oder zusammenhangender Sachverhalte und zur Sicherstellung des
Konsistenzgebotes nach § 38 Absatz 5 Nummer 1 sind in der
Geschaftsordnung der Bundesnetzagentur Verfahren vorzusehen, die vor
Erlass von Entscheidungen umfassende Abstimmungs-, Auskunfts- und
Informationspflichten der jeweiligen Beschlusskammern und der
Abteilungen vorsehen. Soweit Entscheidungen der Beschlusskammern nach
den §§ 24 bis 32 Absatz 2, nach § 38 oder § 49 betroffen sind, ist in der
Geschaftsordnung sicherzustellen, dass Festlegungen nach den §§ 10 und 11
durch die Prasidentenkammer erfolgen.

(8) Die §§ 202 bis 207 gelten entsprechend.

(1) Ergeben sich im Zusammenhang mit Verpflichtungen aus diesem Gesetz
oder aufgrund dieses Gesetzes oder aus unmittelbar vollziehbarem Recht der
Europaischen Union Streitigkeiten zwischen Unternehmen, die 6ffentliche
Telekommunikationsnetze betreiben oder 6ffentlich zugangliche
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Unternehmen, denen Zugangs- oder Zusammenschaltungsverpflichtungen
aus diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes zugutekommen, trifft die
Beschlusskammer, soweit dies gesetzlich nicht anders geregelt ist, auf
Antrag einer Partei nach Anhorung der Beteiligten eine verbindliche
Entscheidung. Sie hat innerhalb einer Frist von hochstens vier Monaten,
beginnend mit der Anrufung durch einen der an dem Streitfall Beteiligten,
uber die Streitigkeit zu entscheiden.

§ 214 Verfahren der nationalen Streitbeilegung

§ 216 Betriebs- oder Geschiftsgeheimnisse

Unverziglich nach der Vorlage von Unterlagen im Rahmen des
Beschlusskammerverfahrens haben alle Beteiligten diejenigen Teile zu
kennzeichnen, die Betriebs- oder Geschaftsgeheimnisse enthalten. In diesem
Fall miissen sie zusatzlich eine Fassung vorlegen, die aus ihrer Sicht ohne
Preisgabe von Betriebs- oder Geschaftsgeheimnissen eingesehen werden
kann. Erfolgt diese Vorlage nicht, kann die Beschlusskammer von ihrer
Zustimmung zur Einsicht ausgehen, es sei denn, ihr sind besondere
Umstande bekannt, die eine solche Vermutung nicht rechtfertigen. Halt die
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Telekommunikationsdienste erbringen, oder zwischen diesen und anderen
Unternehmen, denen Zugangs- oder Zusammenschaltungsverpflichtungen
aus diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes zugutekommen, trifft die
Beschlusskammer, soweit dies gesetzlich nicht anders geregelt ist, auf
Antrag einer Partei nach Anhdrung der Beteiligten eine verbindliche
Entscheidung. Sie hat innerhalb einer Frist von hochstens vier Monaten,
beginnend mit der Anrufung durch einen der an dem Streitfall Beteiligten,
Uber die Streitigkeit zu entscheiden.

(4) Die nationale Streitbeilegungsstelle hat das Ruhen des Verfahrens iiber
einen Zeitraum von hochstens drei Wochen anzuordnen, wenn beide
Parteien das Ruhen des Verfahrens beantragen und anzunehmen ist, dass
wegen Schwebens von Verhandlungen oder aus sonstigen wichtigen
Griinden diese Anordnung zweckmafig ist. Die Ruhendstellung endet vor
Ablauf der angeordneten Frist, sobald eine Partei das Scheitern der
Verhandlungen gegeniiber der nationalen Streitbeilegungsstelle anzeigt. Die
nationale Streitbeilegungsstelle kann das Ruhen des Verfahrens bei
aullergewohnlichen Umstanden um hochstens drei weitere Wochen
verlangern. Die Umstande sind besonders und hinreichend zu begriinden.

Bei der Vorlage von Unterlagen im Rahmen des
Beschlusskammerverfahrens haben alle Beteiligten diejenigen Teile zu
kennzeichnen, die Betriebs- oder Geschéaftsgeheimnisse enthalten. In diesem
Fall miissen sie zusatzlich eine Fassung vorlegen, die aus ihrer Sicht ohne
Preisgabe von Betriebs- oder Geschaftsgeheimnissen eingesehen werden
kann. Erfolgt diese Vorlage nicht, kann die Beschlusskammer von ihrer
Zustimmung zur Einsicht ausgehen, es sei denn, ihr sind besondere
Umstande bekannt, die eine solche Vermutung nicht rechtfertigen. Halt die
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Beschlusskammer die Kennzeichnung der Unterlagen als Betriebs-oder
Geschaftsgeheimnisse fiir unberechtigt, so muss sie vor der Entscheidung
uber die Gewahrung von Einsichtnahme an Dritte die vorlegenden Personen
horen.

§ 221 Internationale Aufgaben

(1) Im Bereich der europaischen und internationalen
Telekommunikationspolitik, insbesondere bei der Mitarbeit in europaischen
und internationalen Institutionen und Organisationen, wird die
Bundesnetzagentur im Auftrag des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und
Energie oder des Bundesministeriums fiir Verkehr und digitale Infrastruktur
tatig. Dies gilt nicht fiir Aufgaben, die die Bundesnetzagentur aufgrund
dieses Gesetzes oder anderer Gesetze sowie aufgrund von Verordnungen der
Europaischen Union in eigener Zustandigkeit wahrnimmt.

(2) Die Bundesnetzagentur unterrichtet das Bundesministerium fiir
Wirtschaft und Energie oder das Bundesministerium fiir Verkehr und
digitale Infrastruktur vorab liber die wesentlichen Inhalte geplanter
Sitzungen in europaischen und internationalen Gremien. Sie fasst die
wesentlichen Ergebnisse und Schlussfolgerungen der Sitzungen zusammen
und tbermittelt sie unverziglich an das Bundesministerium fiir Wirtschaft
und Energie oder das Bundesministerium fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur. Bei Aufgaben, die die Bundesnetzagentur nach Absatz 1 Satz 2
in eigener Zustandigkeit wahrnimmt, finden die Satze 1 und 2 keine
Anwendung, soweit zwingende Vorschriften die vertrauliche Behandlung
von Informationen fordern.
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Beschlusskammer die Kennzeichnung der Unterlagen als Betriebs- oder
Geschaftsgeheimnisse fiir unberechtigt, so muss sie vor der Entscheidung
uber die Gewahrung von Einsichtnahme an Dritte die vorlegenden Personen
horen. Ein vollstandiger Antrag zur Einleitung eines
Beschlusskammerverfahrens oder im Rahmen eines
Beschlusskammerverfahrens setzt entweder eine Kennzeichnung von
Betriebs- und Geschaftsgeheimnissen und die Vorlage einer zusatzlichen,
um Betriebs- oder Geschaftsgeheimnisse bereinigten Fassung nach den
Satzen 1und 2, oder die Erklarung voraus, dass der Antrag keine Betriebs-
oder Geschaftsgeheimnisse enthalt.

(1) Im Bereich der europaischen und internationalen
Telekommunikationspolitik, insbesondere bei der Mitarbeit in europaischen
und internationalen Institutionen und Organisationen, wird die
Bundesnetzagentur im Auftrag des Bundesministeriums fiir Digitales und
Verkehr oder des Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Klimaschutz tatig.
Dies gilt nicht fiir Aufgaben, die die Bundesnetzagentur aufgrund dieses
Gesetzes oder anderer Gesetze sowie aufgrund von Verordnungen der
Europaischen Union in eigener Zustandigkeit wahrnimmt.

(2) Die Bundesnetzagentur unterrichtet das Bundesministerium fiir igitales
und Verkehr oder das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz
vorab lber die wesentlichen Inhalte geplanter Sitzungen in europaischen
und internationalen Gremien. Sie fasst die wesentlichen Ergebnisse und
Schlussfolgerungen der Sitzungen zusammen und tUbermittelt sie
unverziiglich an das Bundesministerium fiir igitales und Verkehr oder das
Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz. Bei Aufgaben, die die
Bundesnetzagentur nach Absatz 1 Satz 2 in eigener Zustandigkeit
wahrnimmt, finden die Satze 1 und 2 keine Anwendung, soweit zwingende
Vorschriften die vertrauliche Behandlung von Informationen fordern.
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§ 223 Gebiihren und Auslagen; Verordnungsermachtigung

(1) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie bestimmt im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur und dem Bundesministerium der Finanzen die Gebiihren nach
Absatz 1 Satz 1 sowie die mit einer Frequenzzuteilung im
Sachzusammenhang stehenden Gebiihren durch eine Besondere
Gebiihrenverordnung nach § 22 Absatz 4 des Bundesgebiihrengesetzes. Das
Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie kann die Erméachtigung
durch Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
der Finanzen und dem Bundesministerium fiir Verkehr und digitale
Infrastruktur auf die Bundesnetzagentur ibertragen. Eine Rechtsverordnung
nach Satz 2, ihre Anderung und ihre Aufhebung bediirfen des
Einvernehmens mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie,
dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium fiir
Verkehr und digitale Infrastruktur.

§ 224 Frequenznutzungsbeitrag

(3) In die nach Absatz 1 abzugeltenden Kosten sind solche nicht
einzubeziehen, fiir die bereits die nachstehenden Gebiihren oder Beitrage
nach den genannten Vorschriften in der jeweils gliltigen Fassung und nach
den auf diesen Vorschriften beruhenden Rechtsverordnungen erhoben
werden:

1. eine Gebuhr nach § 223,

2. Gebiihren nach den Besonderen Gebiihrenverordnungen des
Bundesministeriums fiir Wirtschaft und Energie im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur nach § 22 Absatz
4 des Bundesgebiihrengesetzes,

3. Beitrage nach § 31 des Elektromagnetische-Vertraglichkeit-Gesetzes oder
4. Beitrage nach § 35 des Funkanlagengesetzes.

(4) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie wird erméchtigt, im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem

LOUVEN.LEGAL

(1) Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr bestimmt im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz
und dem Bundesministerium der Finanzen die Gebiihren nach Absatz 1 Satz
1 sowie die mit einer Frequenzzuteilung im Sachzusammenhang stehenden
Gebuhren durch eine Besondere Gebithrenverordnung nach § 22 Absatz 4
des Bundesgebiihrengesetzes. Das Bundesministerium fiir Digitales und
Verkehr kann die Ermachtigung durch Rechtsverordnung im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium fiir
Wirtschaft und Klimaschutz auf die Bundesnetzagentur ibertragen. Eine
Rechtsverordnung nach Satz 2, ihre Anderung und ihre Aufhebung bediirfen
des Einvernehmens mit dem Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr,
dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium fiir
Wirtschaft und Klimaschutz.

(3) In die nach Absatz 1 abzugeltenden Kosten sind solche nicht
einzubeziehen, fiir die bereits die nachstehenden Gebiihren oder Beitrage
nach den genannten Vorschriften in der jeweils giiltigen Fassung und nach
den auf diesen Vorschriften beruhenden Rechtsverordnungen erhoben
werden:

1. eine Gebuhr nach § 223,

2. Gebiihren nach den Besonderen Gebiihrenverordnungen des
Bundesministeriums fiir Digitales und Verkehr im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz nach § 22 Absatz 4 des
Bundesgebiihrengesetzes,

3. Beitrage nach § 31 des Elektromagnetische-Vertraglichkeit-Gesetzes oder
4. Beitrage nach § 35 des Funkanlagengesetzes.

(4) Das Bundesministerium fiir Wirtschaft und Klimaschutz wird erméachtigt,
im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem
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Bundesministerium fiir Verkehr und digitale Infrastruktur durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, nach
Mafgabe der vorstehenden Absatze das Nahere festzulegen iiber

1. den Kreis der Beitragspflichtigen,

2. die Beitragssatze,

3. die Beitragskalkulation und

4. das Verfahren der Beitragserhebung einschlieBlich der Zahlungsweise.
Der auf das Allgemeininteresse entfallende Kostenanteil ist
beitragsmindernd zu beriicksichtigen. Das Bundesministerium fiir
Wirtschaft und Energie kann die Erméachtigung nach Satz 1 durch
Rechtsverordnung unter Sicherstellung der Einvernehmensregelung auf die
Bundesnetzagentur Uibertragen. Eine Rechtsverordnung der
Bundesnetzagentur, ihre Anderung und ihre Aufhebung bediirfen des
Einvernehmens mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und Energie,
dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium fiir
Verkehr und digitale Infrastruktur.

§ 228 BuBRgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig einer
vollziehbaren Anordnung nach § 203 Absatz 4 Satz 1 Nummer 2
zuwiderhandelt.

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig
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Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr durch Rechtsverordnung, die
nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, nach MafRgabe der
vorstehenden Abséatze das Nahere festzulegen iiber

1. den Kreis der Beitragspflichtigen,

2. die Beitragssatze,

3. die Beitragskalkulation und

4. das Verfahren der Beitragserhebung einschliefllich der Zahlungsweise.
Der auf das Allgemeininteresse entfallende Kostenanteil ist
beitragsmindernd zu beriicksichtigen. Das Bundesministerium fiir
Wirtschaft und Klimaschutz kann die Ermachtigung nach Satz 1 durch
Rechtsverordnung unter Sicherstellung der Einvernehmensregelung auf die
Bundesnetzagentur iibertragen. Eine Rechtsverordnung der
Bundesnetzagentur, ihre Anderung und ihre Aufhebung bediirfen des
Einvernehmens mit dem Bundesministerium fiir Wirtschaft und
Klimaschutz, dem Bundesministerium der Finanzen und dem
Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr.

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig

1. entgegen § 79 Absatz 2 Satz 1 oder Absatz 3, § 80 Absatz 3 Nummer 2 oder
§ 81 Absatz 2 Satz 1, jeweils in Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach
§ 86 Satz 1 Nummer 1, eine Information nicht, nicht richtig, nicht vollstandig
oder nicht rechtzeitig ibermittelt oder

2. einer Rechtsverordnung nach § 86 Satz 1 Nummer 2 oder einer
vollziehbaren Anordnung auf Grund einer solchen Rechtsverordnung
zuwiderhandelt, soweit die Rechtsverordnung fiir einen bestimmten
Tatbestand auf diese Bugeldvorschrift verweist.

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

55a. entgegen § 174 Absatz 6 Satz 1 Daten nicht, nicht richtig, nicht
vollstandig oder nicht rechtzeitig Gibermittelt,
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(3) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 531/2012 des aufgehoben
Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Juni 2012 iiber das
Roaming in 6ffentlichen Mobilfunknetzen in der Union (ABI. L 172 vom
30.6.2012, S. 10), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2017/920 (ABI. L 147
vom 9.6.2017, S. 1) gedndert worden ist, verstofit, indem er vorsatzlich oder
fahrlassig

1. entgegen Artikel 3 Absatz 5 Satz 2 einen Entwurf nicht oder nicht
rechtzeitig vorlegt,

2. entgegen Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 einem dort genannten Antrag nicht oder
nicht unverziiglich nach Zugang des Antrags nachkommt,

3. entgegen Artikel 6a ein dort genanntes Entgelt berechnet,

4. entgegen Artikel 6e Absatz 1 Unterabsatz 2 Satz 1 einen Aufschlag erhebt,
5. entgegen Artikel 6e Absatz 1 Unterabsatz 3 Satz 1 oder 3 ein Entgelt nicht
richtig abrechnet,

6. entgegen Artikel 6e Absatz 1 Unterabsatz 3 Satz 2 eine andere
Mindestabrechnungsdauer zugrunde legt,

7. entgegen Artikel 11 ein technisches Merkmal verandert,

8. entgegen Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 1 eine dort genannte
Preisinformation nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht in der
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig bereitstellt,

9. entgegen Artikel 15 Absatz 2a Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 eine
Mitteilung nicht oder nicht rechtzeitig versendet,

10. entgegen Artikel 15 Absatz 3 Unterabsatz 6 Satz 1 nicht sicherstellt, dass
eine dort genannte Meldung tibermittelt wird,

11. entgegen Artikel 15 Absatz 3 Unterabsatz 7 Satz 3 die Erbringung oder
Inrechnungstellung eines dort genannten Dienstes nicht oder nicht
rechtzeitig einstellt,

12. entgegen Artikel 15 Absatz 3 Unterabsatz 8 eine dort genannte Anderung
nicht oder nicht rechtzeitig vornimmt oder

13. entgegen Artikel 16 Absatz 4 Satz 2 eine Information nicht, nicht richtig,
nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig ibermittelt.
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(6a) Ordnungswidrig handelt, wer gegen die Verordnung (EU) 2022/612 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 6. April 2022 {iber das Roaming
in 6ffentlichen Mobilfunknetzen in der Union (Neufassung) (ABI. L 115 vom
13.4.2022, S. 1) verstoRt, indem er vorsatzlich oder fahrlassig

1. entgegen Artikel 3 Absatz 5 Satz 2 einen Entwurf nicht oder nicht
rechtzeitig vorlegt,

2. entgegen Artikel 4 Absatz 1 ein dort genanntes Entgelt berechnet,

3. entgegen Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 1 einen Endkunden-
Roamingdienst unter weniger vorteilhaften Bedingungen anbietet,

4. entgegen Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 3 Satz 1 einen Aufschlag erhebt,
5. entgegen Artikel 8 Absatz 1 Unterabsatz 4 ein Entgelt nicht richtig
abrechnet,

6. entgegen Artikel 8 Absatz 2 Unterabsatz 1 Satz 2 einen Hinweis nicht oder
nicht bei einem Tarifwechsel gibt,

7. entgegen Artikel 8 Absatz 3 Buchstabe a oder Buchstabe b nicht
sicherstellt, dass eine dort genannte Angabe gemacht wird,

8. entgegen Artikel 8 Absatz 5 Unterabsatz 1 oder Unterabsatz 2 Satz 1 eine
dort genannte Information nicht oder nicht vor dem Angebot von regulierten
Endkunden-Roamingdiensten veroffentlicht,

9. entgegen Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 1 oder Unterabsatz 3 Satz 1 oder
Absatz 4 Unterabsatz 1 oder Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 3 Satz 2 eine dort
genannte Information nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht in der
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig bereitstellt,

10. entgegen Artikel 14 Absatz 2 Unterabsatz 3 eine dort genannte
Preisinformation nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht in der
vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig bereitstellt,

11. entgegen Artikel 14 Absatz 3 Satz 1 eine Mitteilung nicht oder nicht
rechtzeitig versendet,

12. entgegen Artikel 14 Absatz 4 Unterabsatz 1 Satz 1 einen dort genannten
Zugang nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht ab Vertragsschluss
bereitstellt,

13. entgegen Artikel 14 Absatz 4 Unterabsatz 6 Satz 1 nicht sicherstellt, dass
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(7) Die Ordnungswidrigkeit kann geahndet werden

1. in den Fallen des

a) Absatzes 2 Nummer 19,

b) Absatzes 3 Nummer 3 und 4 und des Absatzes 5 Nummer 1 und

c) Absatzes 4 Nummer 1, 2 und 4

mit einer Geldbufe bis zu einer Million Euro,

2.1in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 3 Buchstabe a, Nummer 4 Buchstabe
a, Nummer 17, 42, 43, 47, 54 und 57 bis 59 mit einer Geldbufle bis zu
funfhunderttausend Euro,

3.in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 10, 37 bis 38, 46, 49, 50, 53 und 60
und des Absatzes 6 mit einer Geldbufle von bis zu dreihunderttausend Euro,
4.in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 3 Buchstabe ¢, Nummer 6 bis 8, 14
bis 16, 20 bis 36, 40, 61, 63 bis 66 und 68, des Absatzes 3 Nummer 1, 2 und 8,
des Absatzes 4 Nummer 3 und 6 und des Absatzes 5 Nummer 2 und 3 mit
einer Geldbufe bis zu einhunderttausend Euro,

5.in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 11, 18 und 56 mit einer Geldbufle bis
zu flinfzigtausend Euro und
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eine dort genannte Meldung iibermittelt wird,

14. entgegen Artikel 14 Absatz 4 Unterabsatz 7 Satz 2 in Verbindung mit Satz
3 eine Meldung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig
sendet,

15. entgegen Artikel 14 Absatz 4 Unterabsatz 7 Satz 4 die Erbringung oder
Inrechnungstellung eines dort genannten Dienstes nicht oder nicht
rechtzeitig einstellt,

16. entgegen Artikel 14 Absatz 4 Unterabsatz 8 eine dort genannte Anderung
nicht oder nicht rechtzeitig vornimmt,

17. entgegen Artikel 15 Absatz 2 Satz 3 oder Satz 4 eine dort genannte
Information nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht dann
bereitstellt, wenn der Roamingkunde in einen anderen Mitgliedstaat der
Europaischen Union als den seines inlandischen Anbieters einreist, oder

18. entgegen Artikel 17 Absatz 4 Satz 2 eine Information nicht, nicht richtig,
nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig ibermittelt.

(7) Die Ordnungswidrigkeit kann geahndet werden

1. in den Fallen des

a) Absatzes 2 Nummer 19,

b) Absatzes 4 Nummer 1, 2 und 4 und

c¢) Absatzes 5 Nummer 1 und des Absatzes 6a Nummer 2, 3 und 4.

mit einer Geldbufe bis zu einer Million Euro,

2.1in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 3 Buchstabe a, Nummer 4 Buchstabe
a, Nummer 17, 42, 43, 47, 54, 55a und 57 bis 59 mit einer Geldbufe bis zu
fiunfhunderttausend Euro,

3.1in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 10, 37 bis 38, 46, 49, 50, 53 und 60,
des Absatzes 6 und des Absatzes 6a Nummer 12 und 15 bis 17 mit einer
Geldbufle von bis zu dreihunderttausend Euro,

4.in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 3 Buchstabe ¢, Nummer 6 bis 8, 14
bis 16, 20 bis 36, 40, 61, 63 bis 66 und 68, des Absatzes 4 Nummer 3 und 6, des
Absatzes 5 Nummer 2 und 3 und des Absatzes 6a Nummer 1, 5 bis 11, 13, 14
und 18 mit einer Geldbufie bis zu einhunderttausend Euro,

5.1in den Fallen des Absatzes 2 Nummer 11, 18 und 56 mit einer Geldbufe bis
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6.in den librigen Fallen der Absatze 1 bis 4 mit einer Geldbuf3e bis zu
zehntausend Euro.

§ 230 Ubergangsvorschriften

(9) Die Bundesnetzagentur kann abweichend von § 172 Absatz 2 Satz 4 und 5
festlegen, dass fiir eine von ihr zu bestimmende Ubergangszeit von nicht
mehr als zwolf Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auf das
Erfordernis eines vorherigen Konformitatsnachweises verzichtet werden
kann.

§ 231 Evaluierung
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zu fiinfzigtausend Euro und
6. in den Ubrigen Fallen der Absatze 1 bis 4 und 6a mit einer Geldbufle bis zu
zehntausend Euro.

(9) Die Bundesnetzagentur kann abweichend von § 172 Absatz 2a Satz 2 und
3 festlegen, dass fiir eine von ihr zu bestimmende Ubergangszeit von nicht
mehr als 36 Monaten nach Inkrafttreten dieses Gesetzes auf das Erfordernis
eines vorherigen Konformitatsnachweises verzichtet werden kann.

(16) § 6 Absatz 1 Nummer 3 in der ab dem ... [einfligen: Datum des
Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 2] geltenden Fassung ist
erstmals auf Jahresfinanzberichte fiir das nach dem 31. Dezember 2023
beginnende Geschaftsjahr anzuwenden.

Das Bundesministerium fiir Digitales und Verkehr evaluiert die Wirkungen
desin § 1 Absatz 1 Satz 2 und 3 geregelten iiberragenden 6ffentlichen
Interesses unter Einbeziehung der betroffenen Unternehmen und
zustandigen Behorden nach Ablauf von drei Jahren nach dem Inkrafttreten
dieses Gesetzes. Dabei werden insbesondere die Anzahl, die Dauer und der
Ausgang der Genehmigungsverfahren zur Verlegung und Anderung von
Telekommunikationslinien sowie deren Umweltauswirkungen betrachtet.
Die Lander erheben die fiir die Evaluation nach Satz 2 erforderlichen Daten
und Ubermitteln diese spatestens bis zum Ablauf von drei Jahren und drei
Monaten nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes dem Bundesministerium
flir Digitales und Verkehr.

77



	Synopse zum TK-NaBeG
	Inhaltsverzeichnis
	§ 1 Zweck des Gesetzes, Anwendungsbereich
	§ 3 Begriffsbestimmungen
	§ 6 Jahresfinanzbericht
	§ 7 Strukturelle Separierung und getrennte Rechnungslegung
	§ 12 Konsultations- und Konsolidierungsverfahren
	§ 46 Nachträgliche Missbrauchsprüfung
	§ 52 Transparenz, Veröffentlichung von Informationen und Dienstemerkmalen zur Kostenkontrolle; Rechtsverordnung
	§ 55 Informationsanforderungen für Verträge
	§ 57 Vertragsänderung, Minderung und außerordentliche Kündigung
	§ 59 Anbieterwechsel und Rufnummernmitnahme
	§ 60 Umzug
	§ 66 Angebotspakete
	§ 68 Schlichtung
	§ 71 Abweichende Vereinbarungen und Geltungsbereich Kundenschutz
	§ 72 Glasfaserbereitstellungsentgelt
	§ 73 Anschluss von Telekommunikationsendeinrichtungen
	§ 78 Aufgaben der zentralen Informationsstelle des Bundes
	§ 79 Informationen über Infrastruktur
	§ 80 Informationen über die Netzverfügbarkeit (vorher: § 80 Informationen über Breitbandausbau)
	§ 81 Informationen über künftigen Netzausbau
	§ 82 Informationen über Baustellen
	§ 83 Informationen über öffentliche Liegenschaften (vorher: § 83 Informationen über Liegenschaften
	§ 84 Informationen über Gebiete mit Ausbaudefizit (vorher: § 84 Gebiete mit Ausbaudefizit)
	§ 85 Bereitstellung von Informationen an Gebietskörperschaften (vorher: § 85 Veröffentlichung und Weitergabe von Informationen)
	§ 86 Verordnungsermächtigung
	§ 88 Aufgaben
	§ 91 Frequenzzuteilung
	§ 96 Frequenzzuteilung für Rundfunk, Luftfahrt, Seeschifffahrt, Binnenschifffahrt und sicherheitsrelevante Funkanwendungen
	§ 98 Zuteilung zur alternativen Frequenznutzung
	§ 103 Überwachung, Anordnung der Außerbetriebnahme, Frequenzmonitoring (vorher: § 103 Überwachung, Anordnung der Außerbetriebnahme, Monitoring der Mobilfunkversorgung)
	§ 106a Mitwirkung von Eigentümern und Betreibern von Eisenbahninfrastrukturen bei der Mobilfunkversorgung entlang von Schienenwegen; Verordnungsermächtigung
	§ 117 Auskunftsanspruch
	§ 120 Rufnummernübermittlung
	§ 123 Befugnisse der Bundesnetzagentur
	§ 125 Berechtigung zur Nutzung öffentlicher Wege und ihre Übertragung
	§ 127 Verlegung und Änderung von Telekommunikationslinien
	§ 134a Anschluss von drahtlosen Zugangspunkten an das Elektrizitätsversorgungsnetz
	§ 136 Informationen über passive Netzinfrastrukturen
	§ 142 Informationen über Bauarbeiten an öffentlichen Versorgungsnetzen
	§ 145 Netzinfrastruktur von Gebäuden
	§ 148 Vertraulichkeit der Verfahren, Informationsverarbeitung und Gewährung der Einsichtnahme
	§ 149 Regulierungsziele, Entgeltmaßstäbe und Fristen der nationalen Streitbeilegung
	§ 150 Genehmigungsfristen für Bauarbeiten
	§ 151 Verordnungsermächtigungen
	§ 152 Errichtung, Anbindung und Betrieb drahtloser Zugangspunkte mit geringer Reichweite
	§ 153 Informationen über sonstige physische Infrastruktur für drahtlose Zugangspunkte (vorher: § 153 Informationen über sonstige physische Infrastruktur für drahtlose Zugangspunkte mit geringer Reichweite)
	§ 154 Mitnutzung sonstiger physischer Infrastruktur für drahtlose Zugangspunkte (vorher: § 154 Mitnutzung sonstiger physischer Infrastruktur für drahtlose Zugangspunkte mit geringer Reichweite)
	§ 155 Offener Netzzugang zu öffentlich geförderten Telekommunikationsnetzen und Telekommunikationslinien, Verbindlichkeit von Ausbauzusagen in der Förderung
	§ 157 Verfügbarkeit der Telekommunikationsdienste
	§ 164 Notruf
	§ 164a Öffentliche Warnungen
	§ 165 Technische und organisatorische Schutzmaßnahmen
	§ 166 Sicherheitsbeauftragter und Sicherheitskonzept
	§ 167 Katalog von Sicherheitsanforderungen
	§ 170 Umsetzung von Überwachungsmaßnahmen, Erteilung von Auskünften
	§ 172 Daten für Auskunftsersuchen der Sicherheitsbehörden
	§ 173 Automatisiertes Auskunftsverfahren
	§ 174 Manuelles Auskunftsverfahren
	§ 182 Auskunftsersuchen des Bundesnachrichtendienstes
	§ 185 Telekommunikationssicherstellungspflicht
	§ 188 Mitwirkungspflichten und Entschädigung
	§ 193 Veröffentlichung von Weisungen
	§ 195 Tätigkeitsbericht der Bundesnetzagentur und Sektorgutachten der Monopolkommission (vorher: § 195 Tätigkeitsbericht, Sektorgutachten)
	§ 197 Zusammenarbeit mit anderen Behörden auf nationaler Ebene
	§ 198 Zusammenarbeit mit anderen Behörden auf der Ebene der Europäischen Union
	§ 202 Durchsetzung von Verpflichtungen
	§ 203 Auskunftsverlangen und weitere Untersuchungsrechte; Übermittlungspflichten
	§ 203a Veröffentlichung und Nutzung von Daten
	§ 208a Information der Öffentlichkeit
	§ 211 Beschlusskammerentscheidungen
	§ 212 Sonstige Streitigkeiten zwischen Unternehmen
	§ 214 Verfahren der nationalen Streitbeilegung
	§ 216 Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse
	§ 221 Internationale Aufgaben
	§ 223 Gebühren und Auslagen; Verordnungsermächtigung
	§ 224 Frequenznutzungsbeitrag
	§ 228 Bußgeldvorschriften
	§ 230 Übergangsvorschriften
	§ 231 Evaluierung

